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Die Bundesregierung hat sich im Jahr 1990 das Ziel gesetzt, den Ausstoß von Kohlendioxid in 
Deutschland bis zum Jahr 2005 gegenüber 1990 um 25 % zu reduzieren, und dieses Ziel 
mehrfach bekräftig. In den vergangenen Jahren sind bereits zahlreiche politische Maßnahmen 
zum Klimaschutz ergriffen worden und weitere Maßnahmen sind in der Planung oder werden 
derzeit noch diskutiert. Zur Bewertung der nationalen klimaschutzpolitischen Anstrengungen 
im Hinblick auf die Zielerreichung ist es erforderlich, daß die Wirkungen von bisherigen und 
weiteren Maßnahmen möglichst verläßlich quantifiziert werden können. 
Wirkungsanalysen von politischen Maßnahmen zum Klimaschutz sind auch Bestandteil der 
nationalen Berichtspflicht im Rahmen der Klimarahmenkonvention. Die entsprechenden Guide-
lines der FCCC ,,Policies and Measures" (Geneva, 17 July 1996) enthalten allgemeine Vorga-
ben zur Beschreibung der Maßnalunen und deren Wirkungen, die sektoral differenziert darzu-
stellen sind. Die zugrunde liegenden Begriffe zur Kategorisierung von Maßnahmen und Wir-
kungen sind allerdings zum Teil nicht eindeutig definiert. Offen bleibt hierbei auch die Frage, 
mit welchen methodischen Verfahren die Wirkungen der Politik hinreichend genau geschätzt 
und einzelnen Maßnahmen zugerechnet werden können. 
Vor diesem Hintergrund hat das Umweltbundesamt (UBA) im Rahmen seines Umweltfor-
schungsplanes das Forschungszentrum Jülich mit der Durchfuhrung eines Vorhabens 
"Politikszenarien rur den Klimaschutz" beauftragt. Dabei sollten auch die Erkenntnisse und 
Instrumente aus dem vom BMBF geförderten IKARUS-Projekt' rur die Berichterstattung der 
Bundesregierung und fiir Strategieüberlegungen im Rahmen der Klimarahmenkonvention nutz-
bar gemacht werden. Unter administrativer Koordination durch die Prograrnmgruppe 
"Technikfolgenforschung" des Forschungszentrums Jülich (TFF) ist das Gesamtvorhaben vom 
Deutschen Institut rur Wirtschaftsforschung (DIW), vom Fraunhofer-Institut rur Systemtech-
nik und IIlllovationsforschung (ISI), von der Programmgruppe "Systemforschung und Tech-
1 Im IKARUS-Projekt ist ein Instrumentarium entwickelt worden, mit dem Strategien zur Reduktion energie-
bedingter Klimagasemissionen untersucht und hinsichtlich der einzusetzenden Teclmiken nach bestinunten 
Kriterien - Minimierung der Kosten bei vorgegebenen Emissionen - optimiert werden können. Das Instru-
mentarium besteht aus energiewirtschaftlichen Computer-Modellen sowie einer umfangreichen Datenbank. 
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nologische Entwicklung" des Forschungszentrums Jülich (STE) und vom Öko-Institut durch-
gefiihrt worden. 
Die Ergebnisse des Vorhabens "Politikszenarien ruf den Klimaschutz" sind in zwei Bänden 
veröffentlicht worden (Ziesing u.a. 1997, Schön u.a. 1997). In dem vorliegenden Band 3 wer-
den methodische Fragen der Wirkungsabschätzung von Maßnahmen zur Emissionsminderung 
behandelt. Dabei wird das Ziel verfolgt, unter Berücksichtigung von Erfahrungen, die bei den 
durchgefiihrten Wirkungsschätzungen gemacht worden sind, einen allgemein verständlichen 
Leitfaden fiir künftige Analysen zu formulieren. In diesem Bericht werden sowohl die verwen-
deten methodischen Ansätze als auch Möglichkeiten und Grenzen einer methodisch verbesser-
ten Wirkungsanalyse behandelt. 
Unter Methoden von Wirkungsanalysen im Klimaschutz werden hier speziell solche Verfaluen 
verstanden, die geeignet sind, zur Schätzung der Auswirkungen von klimaschutzpolitischen 
Optionen auf den Energieverbrauch und damit auf die Emission von Treibhausgasen beizutra-
gen2 Dabei geht es zum einen um die Schätzung der Wirksamkeit von einzelnen politischen 
Maßnahmen und zum anderen um die Quantifizierung der klimapolitischen Zielerreichung in 
Politikszenarien im Sinne von bedingten Prognosen. 
Bei solchen Wirkungsanalysen ergibt sich eine Reihe von methodischen Problemen. So lassen 
sich in der Regel die Wirkungen VOll einzelnen Maßnahmen empirisch nur schwer von anderen 
Einftußgrößen isolieren und zum Teil müssen Auswirkungen von Maßnahmen geschätzt wer-
den, mit denen in der Vergangenheit noch keine Erfahrungen gemacht werden konnten. Au-
ßerdem bestehen zwischen einzelnen Maßnahmen substitutive oder komplementäre Wirkungs-
beziehungen, so daß Maßnahmenkombinationen nicht einfach als Summe von Einzeleffekten 
bewertet werden können. Hinzu kommt, daß die zu analysierenden politischen Maßnahmen 
zum Teil qualitativen Charakter haben und daß Politikwirkungen insbesondere im Fall einer 
indirekten Beeinflussung der Energieverwendung grundsätzlich nur unter bestimmten Hypothe-
sen quantifizierbar sind. Rein technologische Analysen sind deshalb ebenso wenig ausreichend 
wie rein ökonomische Analysen. Vor allem im Hinblick darauf, wie Energieverbraucher auf 
2 Auswirkungen auf die Volkswirtschaft sowie Klimaeffekte waren nicht Gegenstand der Untersuchung. Die 
hier behandelten Schätzungen von Effekten auf Energievcrbrauch und Emissionen sind aber eine wesentliche 
Voraussetzung für solche weitergehenden Analysen, zu denen insbesondere auch integrierte Analysen des Kli-
maschutzes zählen. 
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klimapolitische Maßnahmen reagieren, sind vielmehr auch Erkenntnisse sozialwissenschaftli-
cher Verhaltensmodelle zu berücksichtigen. 
Die vorliegende Studie ist folgendermaßen aufgebaut: In Kapite/ 2 werden zunächst allgemeine 
methodische Grundlagen der Wirkungsabschätzung von Maßnahmen zur Emissionsminderung 
behandelt. Es werden Ziele und Probleme von Wirkungsanalysen politischer Maßnahmen er-
läutert, eine internationale Übersicht vorliegender Ansätze - insbesondere auf der Basis von 
Nationalberichten gemäß der Klimarahmenkonvention - gegeben sowie Möglichkeiten und 
Grenzen VOn formalen Modellen diskutiert. In Kapitel 3 wird ein kombinierter Ansatz zur Ab-
leitung von Politikszenarien fiir den Klimaschutz vorgestellt, der zum einen auf modellgestütz-
ten, techllikorientierten Optimierungsrechnungen und zum anderen auf politikorientierten Ex-
pertenschätzungen beruht. Nach einem kurzen Überblick werden die zu untersuchenden Szena-
rienkonzepte G,Ohne MaßnahmenH , "Mit Maßnahmen", "Mit weiteren Maßnahmen") erläutert. 
Es wird beschrieben, wie das im IKARUS-Projekt entwickelte lineare Optimierungsmodell in 
diesem Zusammenhang zur Ableitung von Handlungsfeldern angewendet werden kann und wie 
im Rahmen von Expertenschätzungen die Wirkungen einzelner Maßnahmen und Maßnahmen-
bündel quantifiziert werden können. Aufgrund von sektorspezifischen Wirkungsmechanismen 
und einer ungleichen Datenverfugbarkeit ist hierfur - ausgehend von einem allgemeinen Unter-
suchungsansatz - eine sektorale Vorgehensweise angemessen. Die sektoralen Ergebnisse sind 
dann in einem weiteren Schritt in strategische Politikszenarien zu überfuhren. Die wichtigsten 
methodischen Schlußfolgerungen werden in Kapitel 4 zusannnengefaßt. 
Die Diskussion methodischer Aspekte der Wirkungsabschätzung von Maßnahmen zur Emissi-
onsminderung orientiert sich an den Anwendungserfaluungen fiir Deutschland. In anderen 
Ländern mögen in Abhängigkeit von politischen, wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten 
sowie von den verfugbaren Analyseinstrumenten und Datengrundlagen durchaus andere Wege 
erfolgreich beschritten werden. 
Wie die Gesamtstudie ist diese Teilstudie arbeitsteilig durchgefiihrt worden, wobei die Feder-
fuhrung vom DIW wahrgenommen wurde. Die Entwürfe der einzelnen Kapitel sind in der fol-
genden Arbeitsteilung erstellt worden: Kapitel I: DIW, Kapitel 2: DIW, TFF (2.2), Kapitel 3: 
DIW, ISI (3.4.3), STE (3.3,3.4.4.1), Öko-Institut (3.4.4.2), Kapitel 4: DIW, ISI, TFF. 
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2 Allgemeine methodische Grundlagen 
2.1 Ziele und Probleme von Wirkungsanalysen 
2.1.1 Vorbemerkung 
Die bisher vorliegenden nationalen Berichte nach dem Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen unterscheiden sich sehr stark sowohl hinsichtlich der genann-
ten Maßnahmen zum Klimaschutz als auch der Methoden zur Schätzung ihrer Wirkungen auf 
die Emissionen von Treibhausgasen (vgl. Abschnitt 2.2 und Kunz, Holtrup 1997). 
Der erste Bericht der Bundesrepublik Deutschland (BMU 1994) umfaßt neben der Darstellung 
der Ausgangslage insbesondere eine Zielformulierung der Bundesregierung und einen Katalog 
von beschlossenen und geplanten politischen Maßnahmen. Zur Quantifizierung der künftigen 
Entwicklung der Emissionen in Deutschland werden im ersten Nationalbericht unterschiedliche 
Prognosen und Szenarien zitiert, die einen Teil der bereits wirksamen oder eingeleiteten Maß-
nahmen berücksichtigen, die aber nicht den gesamten Maßnalnnenkatalog. 
Die Bundesregierung macht sich allerdings "keine Aussage dieser Prognosen zu eigen, berück-
sichtigt deren Ergebnisse aber bei ihrer Politikgestaltung" (BMU 1994, S. 130). Die Aussage-
fahigkeit von Prognosen und Szenarien sei allgemein dadurch eingeschränkt, daß sie stets le-
diglich als bedingte Vorhersagen zu verstehen sind. Unvorhersehbare Ereignisse können natur-
gemäß nicht einbezogen werden. Außerdem weist die Bundesregierung auf methodische Gren-
zen einer Schätzung künftiger Wirkungen von politischen Maßnahmen hin: "Ein weiterer 
Grund für die Relativität von Prognosen und Szenarien zum Energieverbrauch und zur Ent-
wicklung der Treibhausgasemissionen besteht schlicht und einfach darin, daß sich die künftigen 
Effekte bestimmter Maßnahmen selbst mit dem methodisch ausgeklügeIsten Instrumentarium 
nicht abschätzen lassen" (ebd.). Als Beispiele werden hierfür die Novelle zum Energiewirt-
schaftsgesetz, die Novelle zur Honorarordnung für Architekten und Ingenieure und Maßnah-
men zur Beratung, Information, Aus- und Fortbildung genannt. Ferner sei zu beachten, "daß 
Interdependenzen zwischen den einzelnen Maßnahmen dazu führen, daß die Summe in der 
Regel mehr ergibt als die Addition der Wirkungen von Einzelelementen" (ebd.). Andererseits 
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kann die Summierung isolierter Schätzungen von Maßnalnnenwirkungen aber auch zu be-
trächtlichen Doppelzählungen fuhren, die es zu vermeiden gilt. 
Die hiermit skizzierte Position der Bundesregierung zeigt zum einen ordnungspolitische Be-
denken gegenüber detaillierten Zukunftsentwürfen und hebt zum anderen die besonderen me-
thodischen Schwierigkeiten hervor, die mit Wirkungsanalysen politischer Maßnalnnen verbun-
den sein können. Allerdings gibt die Bundesregierung in ihrem zweiten Nationalbericht nach 
der Klimarahmenvention der Vereinten Nationen (BMU 1997) fur eine Reihe der bereits er-
griffenen Maßnalnnen Schätzungen der CO,-mindernden Wirkungen an, die im wesentlichen 
auf Ergebnissen von Ziesing u.a. (1997) und Hillebrand u.a. (1996) beruhen. 
Klimapolitische Maßnahmen zielen insbesondere darauf ab, zusätzliche Möglichkeiten der 
Energieverbrauchsminderung und der Energieträgersubstitution zu nutzen. Im Vergleich zu 
einer Situation ohne solche Eingriffe (Referenzentwicklung) geht es darum, zum einen wirt-
schaftliche Potentiale schneller auszuschöpfen und zum anderen - soweit nötig - auch (noch) 
nicht rentable Minderungsoptionen zu mobilisieren. 
• Soweit es sich um wirtschaftliche Möglichkeiten der Emissionsminderung handelt (z.B. 
durch verbesserte Energieeffizienz, Energieträgersubstitution, Recycling), stehen diesen in 
vielen Fällen sektorspezifische Hemmnisse entgegen, die von der Phase im Produktlebens-
zyklus abhängen und durch entspechende Maßnahmen vermindert, beseitigt oder umgangen 
werden körmen (Abbildung 2-1). 
• Bisher (noch) nicht rentable Vorhaben körmen vor allem durch gezielte finanzielle Anreize 
oder durch Erhöhung der Energiepreise forciert werden, zuweilen aber auch durch intensi-
vierte Entwicklung zur Kostensenkung oder Maßnahmen der kooperativen Beschaffung. 
Die Betrachtung des Produktlebenszyklus sowie der Akteure bei einem konkreten Vorhaben 
macht umnittelbar deutlich, daß häufig nicht nur ein einziges Hemmnis zu überwinden ist, son-
dern ein Bündel von Hemmnissen. Dementsprechend wird zur Erreichung eines Zieles selten 
nur eine einzelne Maßnalnne ergriffen, sondern ein Maßnahmenbündel (Abbildung 2-1). Das 
Design eines geeigneten Maßnahmenbündels erfordert aber möglichst klare Informationen über 
die Wirkung von einzelnen Maßnahmen und über die Kombinationswirkung des Bündels. 
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Abbildung 2-1 
Maßnahmen zur Überwindung von Innovationshemmnissen 
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In diesem Kapitel sollen Ziele und Probleme von Wirkungsanalysen unter methodischen 
Aspekten näher betrachtet werden. Im Vordergrund steht hierbei zunächst die Frage, was unter 
Maßnalnnen (2.1.2), deren Wirkungen (2.1.3) und Methoden zur Wirkungsanalyse (2.1.4) ver-
standen wird. Wichtige begriffliche Unterscheidungen betreffen u.a. 
• technische, sektorale und politisch-instrumentelle Kategorien von "Maßnahmen", 
• technikbezogene, sektorbezogene und übergreifende Maßnalnnen, 
• Einzelmaßnalnnen und Maßnahmenbündel, 
• bereits wirksame und weitere (beschlossene, geplante oder vorgeschlagene) Maßnalnnen, 
• bisherige und künftige Wirkungen von Maßnalnnen, 
• kurzfristige und langfristige Effekte, 
• isolierte und integrierte Analysen sowie 
• Strategieanalysen und Wirkungsanalysen. 
;J 
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2.1.2 Maßnahmen arten 
Politische versus technische Maßnahmen 
Die erreichte oder angestrebte Verminderung der Emissionen kann grundsätzlich nach unter-
schiedlichen Systematiken differenziert werden. Von Bedeutung sind hierbei vor allem techni-
sche, sektorale und politisch-instrumentelle Kategorien, die (nur) zum reil miteinander in Be-
ziehung stehen: 
• Aus technischer Sicht werden Investitionen und organisatorische Änderungen zur Energie-
einsparung oder Energieträgersubstitution häufig als "Maßnalnne" bezeiclmet, zum Beispiel 
Wärmedämmung im Altbau, energiesparende Fahnveise im Straßenpersonenverkehr und 
Nutzung von Windkraftanlagen. 
• In sektoraler Hinsicht kann nach Bereichen wie Haushalte, Kleinverbraucher, Industrie, 
Verkehr und Energieversorgung unterschieden, und es können tiefere Disaggregierungen 
vorgenommen werden. 
• Auf der Ebene der politischen Instrumente sind hingegen neben unmittelbar allokations-
wirksamen Staatstätigkeiten (z.B. Infrastrukturmaßnalnnen, gesetzliche Auflagen) insbe-
sondere ökonomische Anreize und Sanktionen von Bedeutung, die das Verhalten von Pri-
vaten beeinflussen. 
Politik besteht in aller Regel nicht ill Strukturveränderungen, z.B. in einem "Ausbau der Kraft-
Wärme-Kopplung", sondern in Maßnahmen zur Förderung solcher Änderungen. Die methodi-
schen Anforderungen an Wirkungsanalysen sind aber weitaus höher, wenn politisch-
instrumentelle Kategorien an Stelle von technischen oder sektoralen Kategorien zugrunde ge-
legt werden. 
Im Sprachgebrauch der Allgemeinen Wirtschaftspolitik werden die Eingriffsmöglichkeiten der 
Politikträger als Instrumente bezeichnet. Instrumente lassen sich nach Arten (Eingriffsfelder, 
Präzisionsgrade, Rolle des Staates) und Intensitäten (Breite des Eingriffsfeldes, Intensität des 
Zwanges) unterteilen. Unter einer (politischen) Maßnahme versteht man die Allwendung eines 
Instrumentes mit einer bestimmten Dimensionierung in einer konkreten Situation. Politische 
Alternativen beziehen sich in der Regel auf Kombinationen von Maßnahmen. Zur Bewertung 
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der Alternativen sind deren Konsequenzen im Hinblick auf (politische) Zielbündel zu verglei-
chen, 
In Wirtschaftssystemen, die auf dezentralen Entscheidungen von Wirtschaftssubjekten beruhen, 
wirken (politische) Maßnahmen in der Regel nur mittelbar. Zur Analyse von Wirkungen sol-
cher Maßnalnnen müssen deshalb insbesondere die Reaktionen der Betroffenen und die hiervon 
ausgehenden Folgewirkungen untersucht werden. 
In der energiepolitischen Diskussion werden häufig auch bestimmte Änderungen der Ener-
gienachfrage oder der Struktur des Energiesystems als Maßnalnnen bezeichnet (z.B. stärkere 
Nutzung erneuerbarer Energien, verstärkte Wärmedärmnung, Ausbau der Kraft-Wärme-
kopplung). Es handelt sich hierbei allerdings in der Regel um Aktivitäten von privaten Produ-
zenten und Konsumenten; diese Aktivitäten dürfen deshalb, auch wenn sie politisch beeinflußt 
sind, nicht mit politischen Maßnahmen gleichgesetzt werde!l. Zur Unterscheidung werden sie 
als technische Maßnahmen bzw. Verhaltensänderungen gekennzeichnet. Aus energiepoliti-
scher Sicht können diese Änderungen in der Regel als Konsequenzen im Sinne von Zwischen-
zielen interpretiert werden. 
Information, Meinungsbeeinflussung, Verhandlungen, Änderungen der Preise und direkte Ver-
haltensnonnierungen sind Instrumentenarten mit unterschiedlich hoher Eingriffsintensität des 
Staates und entsprechend geringem Freiheitsspielraum der Privaten. Je geringer die Eingriffs-
intensität ist, desto schwieriger sind die Wirkungen von Maßnalnnen zu schätzen. 
Teclmikbezogene, sektorbezogene lind übergreifende Maßnahmen 
Energie- und umweltpolitische Maßnalnnen lassen sich nach ihrer Zielgruppe in technikbezo-
gene, sektorbezogene und übergreifende Maßnalnnen unterteilen. Technikbezogene Maßnah-
men verbessern oder verschlechtern die Einsatzbedingnngen einzelner Technologien oder 
Technologiebereiche. Während ihr Primäreffekt einzelne Techniken betrifft, werden in der Re-
gel aber zugleich die Einsatzbedingnngen anderer Techniken verändert (z.B. kann eine ver-
stärkte Anwendung der Kraft-Wärme-Kopplung das Potential betrieblicher Wärmenutzung 
vennindern). Dies gilt entsprechend auch für sektorbezogene Maßnalnnen. Wie bei allgemei-
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nen, technik- bzw. sektorubergreifenden Maßnahmen sind deshalb bei Wirkungsanalysen 
grundsätzlich die Interdependenzen im gesamten Energiesystem zu berucksichtigen. 
Einzelmaßnahme/lund Maßl1ahmel1bül1del 
Einzelne Maßnahmen sind in ihren Auswirkungen oftmals schwerer abzuschätzen als Maßnah-
menbündel. In der praktischen Politik sind reine Einzelmaßnalnnen, die sich allein auf die An-
wendung eines Instrumentes beschränken, selten, weil in der Regel zugleich mehrere Hemm-
nisse zu überwinden sind. Häufiger werden - selbst im Rahmen einzelner Gesetze oder Verord-
nungen - zugleich mehrere Instrumente angewendet und im übrigen auch mehrere Ziele ver-
folgt. Aus diesem Grund ist die begriflliche Abgrenzung zwischen Einzelmaßnalunen und 
Maßnalunenbündeln unscharf Der fließende Übergang reicht hierbei von singulären Maßnah-
men bis zu Programmen. 
2.1.3 Maßnahmenwirkungen 
Die Wirkungen von Maßnahmen bestehen allgemein in der Änderung von Zustandsvariablen, 
die ursächlich auf die betrachteten Maßnalnnen zuruckzufuhren sind. Maßnahmenwirkungen 
sind deshalb grundsätzlich durch einen - zum Teil hypothetischen - Vergleich einer Situation 
mit Maßnalnne(n) und einer (Referenz-) Situation ohne diese Maßnalnne(n) zu messen. Als 
Zustandsvariablen werden hier insbesondere der (nach Sektoren disaggregierte) Energiever-
brauch und die Emission von Treibhausgasen betrachtet. Die relevanten Fragen lauten also z.B. 
ex post: "Wie hätte sich die Emission (im Vergleich zum tatsächlichen Verlauf) entwickelt, 
wenn bestimmte Maßnalunen in der Vergangenheit nicht ergriffen worden wären?" Oder ex 
ante: "Wie würde sich die Emission (im Vergleich zu einem Referenzfall "ohne diese Maßnah-
men") entwickeln, wenn künftig bestimmte Maßnalunen ergriffen würden?" 
Interdependenzen 
Aufgrund von Interdependenzen kann sich die Wirkung eines Maßnalnnenbündels von der 
Summe der Wirkungen der Einzelmaßnalunen erheblich unterscheiden. Auch bei einer weiteren 
Abgrenzung des Begriffes der Einzelmaßnalune im Sinne einer eigenständigen politischen Ak-
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tivität können deren Wirkungen nicht isoliert von anderen strategischen Aktivitäten bewertet 
werden. Die Wirkungsbeziehungen von Maßnahmen sind zum Teil komplementär (z.B. verbes-
serte Information, finanzielle Förderung von Anlagen und Abbau von Hemmnissen in Geneh-
migungsverfahren), zum Teil substitutiv (z.B. Maßnahmen zur Verbesserung der Heizungsan-
lagen und solche zur Verbesserung der Wärmedämmung) und zum Teil alternativ (z.B. Ini-
tialberatung mit Kreditprogrannn oder Contracting). In derartigen Fällen sind die Potentiale 
unterschiedlicher Minderungsoptionen voneinander abhängig. Dies gilt auch fiir die Wirkungen 
von Maßnahmen unterschiedlicher Akteure auf den Ebenen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden. Darüber hinaus machen weitere Interdependenzen des Energiesystems eine inte-
grierte Gesamtanalyse erforderlich. 
Maßnahmenstatus und Zeitbezug der Wirkungen 
Im Katalog der Bundesregierung sind sowohl bereits ergriffene als auch weitere, geplante 
Maßnalllllen aufgefuhrt. Dies ist auch in vielen anderen Länderberichten der Fall. Darüber hin-
aus sind zusätzliche Maßnahmen zu betrachten, mit denen die gesteckten Ziele erreicht werden 
können. Neben dem Status der Maßnahme (geplant, vorbereitet, beschlossen, umgesetzt) sind 
gegebenenfalls auch die Laufzeit der Programme und die Aussichten auf Folgeaktivitäten nach 
deren Auslaufen von Bedeutung. Entscheidend ist letztlich der Zeitraum, in dem die Maßnah-
men Wirkungen entfalten. 
Die internationalen Verpflichtungen weisen einen relativ kurzen Zeitbezug auf. Bis zu den Jah-
ren 2005 und 2010 sind jedoch nur in erheblich beschränkteren Maße Änderungen im Energie-
system möglich als in längerer Perspektive. Die Notwendigkeit, insbesondere die kurzfristigen 
Zielbeiträge zu quantifizieren, sollte allerdings nicht dazu fuhren, daß in Strategieüberlegungen 
die Langfristeffekte zu wenig beachtet werden. 
Wirkungsanalysen sind danach zu unterscheiden, ob sie ex post oder ex ante durchgefuhrt 
werden müssen. Evaluationen von bereits durchgefuhrten Progranllllen oder Projekten können 
sich weitgehend auf Ex-Post-Analysen mit Hilfe empirischer Verfahren beschränken. Zu-
kunftsgerichtete Fragen ergeben sich hierbei allerdings aus der zeitlichen Ausstrahlung der 
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Maßnahmen. Die Hauptschwierigkeit empirischer Verfahren besteht darin, die Wirkung von 
bestimmten politischen Maßnahmen von dem Einfluß anderer Faktoren zu isolieren' 
Im Zusammenhang mit der Erreichung von Zielen in der Zukunft (wie in der Nationalberichter-
stattung nach FCCC) sind primär Ex-Ante-Analysen erforderlich. Eine Ex-Post-Analyse der 
bisherigen Wirkungen klimaschutzpolitischer Maßnahmen ist hierbei insofern relevant, als vor-
liegende Bestandsaufuahmen und Grundlagen von Vorhersagen zum Teil dem aktuellen Stand 
angepaßt werden müssen. Außerdem können auf der Basis von ErfahrungeIl mit Evaluationen 
zurückliegellder Programmwirkungen unter Umständen Anhaltswerte fiir die Quantifizierung 
spezifischer Wirkungen aktueller und künftiger Maßnahmen gewonnen werden, wobei in der 
Vergangenheit beobachtete Kausalzusammenhänge auf die Zukunft übertragen werden. In der 
Praxis können sich mehr oder weniger bedeutsame Einschränkungen dadurch ergeben, daß die 
empirischen Korrelationen nicht signifikant sind oder daß die Annahme der (ökonometrischen) 
Strukturkonstanz4 nicht zutrifft.' 
2.1.4 Analysemethoden 
Empirische Verfahren sind rur perspektivische Fragen besonders in den FälleIl von geringer 
Bedeutung, in denen Veränderungen zu untersuchen sind, die in Art oder Ausmaß in der Ver-
gangenheit gar nicht beobachtet werden konnten. Auch aus diesem Grund können etwa empiri-
sche Preiselastizitäten bei der Analyse von Wirkungen einschneidender klimapolitischer Maß-
nahmen nur eine beschränkte Rolle spielen. 
Darüber hinaus wird die Aussagekraft ökonometrischer Verfahren zur Wirkungsanalyse von 
Gesamtstrategien auch dadurch begrenzt, daß zahlreiche Maßnahmen (Information, Beratung, 
Fortbildung, ordnungsrechtliche Maßnahmen) qualitativer Natur sind und entsprechende empi-
rische Analysen selbst mit großem Aufwand zu nur wenig belastbaren Ergebnissen kämen. 
Ökonomische Ansätze sind aus diesen Gründen mehr oder minder auch auf die Postulierung 
3 Beispielsweise ist es sehr sCh".ierig, die Wirkungen besonderer Anstrengungen im Rahmen von Selbstver· 
pflichtungen der Wirtschaft von den Wirkungen anderer Maßnahmen wie Kreditprogramme für mittelständi· 
sehe Unternehmen, Fortbildung, Infonnation und Initialberatung der Energieagenturen zu isolieren. 
4 In der Ökonometrie versteht man hierunter die Zeitinvarianz von empirischen Verhaltensgleichungen und 
deren Parameter. 
S Es kommt hinzu, daß die Einsparpotentiale zum Teil begrenzt sind (z.B. die MögliChkeiten zur Substitution 
von Kohle durch Erdgas). 
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von plausiblen Verhaltensannahmen (des rationalen oder eingeschränkt rationalen Verhaltens) 
angewiesen. Häufig wird zudem kritisiert, daß technische Möglichkeiten in rein ökonomischen 
Ansätzen nicht hinreichend berücksichtigt werden, während sie gerade im Zusammenhang mit 
Energie- und Umweltfragen ausschlaggebend sein können. 
Auf der anderen Seite können rein technisch ausgerichtete Analyseverfahren allein nicht zu 
befriedigenden Antworten fuhren, weil sie weder Wirtschaftssubjekte noch Institutionen expli-
zit abbilden (insbesondere keine verhaltens-, ke1l1ltnis- oder rechtlich-bedingten Hemmnisse). 
Dies macht deutlich, daß die Wirknngen von politischen Maßnahmen im Rahmen von klima-
schutzpolitischen Szenarien letztlich nur interdisziplinär unter Anwendung unterschiedlicher 
methodischer Ansätze der Einzeldisziplinen und der Systemforschung analysiert werden kön-
nen. 
Abbildung 2-2 
Erweitertes Modell des Umweltverhaltens 
Werte, 
~ allg. und spez. 
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Einstellungen 
Politische Wirtschaftliche, Individuelles 







, Ökonomie / Ökologie 
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state 
Die Bewertung von umweltpolitischen Maßnahmen muß neben technologischen Aspekten po-
litische, ökologische, ökonomische, soziologische und sozialpsychologische Faktoren berück-
sichtigen. In Abbildung 2-2 wird dieser Zusammenhang auf der Basis des sozialwissenschaftli-
chen Verhaltensmodell schematisch veranschaulicht (Diekma1l1l 1997). Im Zentrum stehen da-
bei die Determinanten individuellen Umweltverhaltens. Dies sind zum einen Dimensionen des 
Umweltbewußtseins wie Werthaltungen und Einstellungen und zum anderen wirtschaftliche 
und rechtliche Beschränkungen. Das Verhalten von Individuen verändert direkt und indirekt 
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den Zustand der Umwelt, der Gesamtwirtschaft und der Gesellschaft. Politik wirkt indirekt auf 
das Verhalten, und zwar sowohl über Änderungen der wirtschaftlichen und rechtlichen Bedin-
gungen als auch über Veränderungen von Werten und Einstellungen. Ziele und Instrumente der 
Politik werden andererseits nicht allein vom Zustand und von Veränderungen der ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen "Wirklichkeit" beeinflußt, sondern ebenso durch individu-
elle Wertungen, die etwa in Akzeptanz politischer Ziele und Maßnahmen zum Ausdruck kom-
men. 
Sowohl das unmittelbare Umweltverhalten als auch die Akzeptanz staatlicher Maßnahmen 
werden von Umweltwissen und (insbesondere speziellen) Einstellungen zu Umweltbelangen 
beeinflußt' Umweltpolitisch erforderlich sind deshalb grundsätzlich neben materiellen Anreizen 
und der Beseitigung von institutionellen Hennnnissen auch Aufklärung und Überzeugung. 
Isolierte und integrierte Analyseansätze 
Bei der Analyse der Wirkungen von politischen Maßnahmen sind nach dem Grad der konsi-
stenten und nachvollziehbaren Wirkungszurechnung rein qualitative Angaben, isolierte Exper-
tenschätzungen und (partielle oder integrierte) Modellanalysen zu unterscheiden. 
Eine Beschränkung auf qualitative Einschätzungen ist insbesondere in solchen Fällen unaus-
weichlich, bei denen die Maßnahmen selbst nicht hinreichend quantitativ konktetisiert sind, 
Daten über den Wirkungspfad fehlen oder beträchtliche Wechselwirkungen bestehen. 
Quantitative Expertenschätzungen umfassen die Definition der Maßnahme oder des Maßnah-
menbündels, die Schätzung der Primärwirkungen (Auswirkung aufumnittelbar Betroffene), die 
Schätzung der Sekundärwirkungen (Ausstrahlungseffekte, Mitnahmeeffekte usw.), die Schät-
zung der ausgelösten technischen Maßnahmen (z.B. Errichtung von Anlagen), die Berechnung 
der energiewirtschaftlichen Auswirkungen (z.B. Substitutionseffekte) und die Berechnung der 
Auswirkungen auf die Emissionen; hinzu kommen (zumindest qualitative) Bewertungen der 
6 Diese Zusammenhänge unterliegen zeitlich erheblichen Veränderungen in der gesellschaftlichen Prioritäten~ 
Skala (z.B. heute: Arbeitslosigkeit, Kriminalität, Rentensicherung, Einkonmlenssicherung, Umwelt). Mit der 
Änderung der Prioritätenskala ändern sich auch Wahrnehmungs- und Entscheidungsbereitschaft der Energie-
verbraucher und damit die Wirkung klimapolitischer Maßnahmen. 
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Maßnahmen nach weiteren umwelt- und gesamtwirtschaftlichen Kriterien (vgl. Abschnitt 
3.4.1). 
Eine isolierte Analyse der Wirkungen von einzelnen Maßnahmen kommt möglicherweise auf-
grund der Wirkungsabhängigkeit von anderen Maßnahmen und der allgemeinen Interdepen-
denz des Energiesystems zu fehlerhaften Einschätzungen. Integrierte Gesamtanalysen des 
Energiebereichs weisen deshalb gegenüber getrennten Schätzungen auf der Basis von Exper-
tenurteilen prinzipiell methodische Vorzüge auf. Darüber hinaus sind Verknüpfungen mit ande-
ren Bereichen der Volkswirtschaft zu beachten. 
Quantitative Energiemodelle stoßen allerdings ihrerseits an zwei Grenzen: 
• Es gibt kein Modell, das sämtliche Facetten der technischen, wirtschaftlichen und politi-
schen Möglichkeiten zur Emissionsreduktion adäquat abbilden könnte. 
• Selbst sehr vereinfachende Modelle erfordern in der Regel einen hohen AufWand rur die 
Bereitstellung und Aufbereitung geeigneter Daten. 
Zudem sind Modelle jeweils rur bestimmte Fragestellungen formuliert. Aus diesen Gründen 
müssen sich in der praktischen Anwendung Expertenschätzungen, die neben isolierten Maß-
nahmenwirkungen auch Angaben zu Interdependenzen umfassen sollten, und unterschiedliche 
modellgestützte Analysen ergänzen. 
Strategie- ulld WirkulIgsmwlysell 
Eine quantitative Zurechnung von Zielbeiträgen kann sowohl in einer Strategieanalyse als auch 
im Rainnen einer Wirkungsanalyse erfolgen. Hierbei stehen unterschiedliche Fragestellungen im 
Vordergrund. Während mit zielorientierten Strategieanalysen untersucht wird, welche Optio-
nen zur Erreichung bestimmter Ziele vorteilhaft sind, wird in Wirkungsanalysen versucht, die 
Auswirkungen vorgegebener Maßnahmen auf bestimmte Zielgrößen abzuleiten. Zielorientierte 
Emissionsszenarien werden häufig mit Optimierungsmethoden der linearen Programmierung 
(LP) abgeleitet, wobei die Ergebnisse im wesentlichen von technischen Parametern und Ko-
stengrößen determiniert werden. Unter mehr oder weniger großen Einschränkungen können 
solche LP-Modelle auch zur Beantwortung von Teilfragen der Wirkungsanalyse beitragen (vgl. 
Abschnitt 2.3.3). Die Ennittlung der Wirkungen von energie- und umweltpolitischen Maßnah-
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men erfordert allerdings letztlich ein Gedankenexperiment, in dem die Reaktionen und Wech-
selwirkungen - ohne Beschränkung auf optimale Entwicklungen und unter Einbezug von insti-
tutionellen Gegebenheiten und menschlichem Verhalten - simuliert werden (vgl. Absclmitt 3.1). 
2.2 Internationaler Vergleich: Methodische Ansätze in den ersten Nationalbe-
richten der Vertragsstaaten der UN-Klimakonvention 
Um u.a. eine erste Übersicht über international verwandte Methoden zur Wirkungsabschätzung 
von Maßnahmen zur Reduktion von energiebedingten C02~Emissionen zu erhalten, wurden die 
bis März 1997 zugänglichen Nationalberichte von 25 Vertragsstaaten der Klimakonvention 
analysiert. Eine Übersicht der Ergebnisse ist in der folgenden Tabelle 2-1 zusammengestellt. 
Eine detailliertere Beschreibung befindet sich in Kunz, Holtrup (1997). 
Es ist festzustellen, daß die Nationalberichte stark voneinander abweichende Informationstiefen 
aufweisen, die ~ zusammen mit anderen Faktoren wie verschiedene Systeme der Datenerhe-
bung, unterschiedliche Datenqualität, unterschiedliche Untersuchungszeiträume oder Aus-
gangsdaten (z.B. klimabereinigte Werte) - ihre Vergleichbarkeit einschränken. 
In vier Fällen (Griechenland, Großbritannien, Ungarn, USA) wurde ein kompletter Maßnah-
menkatalog im Hinblick auf die Wirkung seiner Einzelmaßnahmen quantifiziert. Bei allen übri-
gen Nationalberichten erfolgte die Quantifizierung der Reduktionspotentiale sehr uneinheitlich. 
So stellten manche Staaten getrennt sektorale und Gesarntreduktionspotentiale dar. Jedoch 
wurde keine Quantifizierung von Einzelmaßnahmen der jeweiligen Sektoren vorgenommen. 
Wiederum andere Staaten legten nur das Gesarntreduktionspotential dar. Eine Aufschlüsselung 
nach Sektoren faod nicht statt. Bei der Darstellung der sektoralen Reduktionspotentiale blieb 
es darüber hinaus unklar, inwiefern Reduktionspotentiale von Einzelmaßnahmen summiert oder 
Überlappungseffekte berücksichtigt wurden. 
Bei der Darstellung sektoraler Minderungen ist nicht eindeutig ersichtlich, ob nur die reinen 
Minderungseffekte der Reduktionsmaßnahmen aufgefuhrt wurden oder inwieweit - wie in Un-
garn - die allgemeine, wirtschaftlich bedingte Emissionsentwicklung berücksichtigt wurde. Es 
ist also nicht möglich, die Wirkung einzelner politischer Maßnahmen isoliert von den allgemei-
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nen wirtschaftlichen Tendenzen zu betrachten. Eine Aufteilung der Darstellung, auf der einen 
Seite in ein Szenario, das die Entwicklung der CO,-Emissionen ohne korrigierende Maßnah-
men darlegt, und auf der anderen Seite eine detaillierte Aufstellung der Wirksamkeit von Ein-
zelmaßnalunen, wäre jedoch gerade in Hinblick auf die sich schnell ändernde und schwer kal-
kulierbare wirtschaftliche Situation in den Staaten Mittel- und Osteuropas sehr wünschenswert. 
Es wurden überwiegend Maßnalunen im Bereich der technischen Effizienzsteigerung und 
Emissionsminderung sowie der Energieträgersubstitution quantifiziert. Wirkungen von Maß-
nalunen im Bereich Verhaltensänderung (z.B. Beratung, Schulung) und marktwirtschaftliehe 
Maßnalunen (z.B. CO2-Steuer) wurden von den Staaten nicht berechnet. Nur in vier Fällen 
sind Reduktionseffekte durch Verhaltensänderung (Großbritannien, Ungarn) oder durch eine 
CO,. und Energiesteuer (Niederlande, Schweden) ennittelt worden. Es liegen jedoch keine 
Angaben zur methodischen Vorgehensweise vor. 
Auch die Methodik der BerichtersteIlung weist - trotz konkreter Vorgaben von Seiten des 
Klimasekretariats - große Verschiedenheit auf Die Maßnalunen werden in den einzelnen Län-
derberichten unterschiedlich in eine Wirkungsabschätzung einbezogen. Auch die Kategorisie-
rung in umgesetzte und geplante Maßnalunen wird nicht einheitlich gehandhabt. In den Reduk-
tionsabschätzungen werden, soweit sie angegeben sind, verschiedenartige Annalunen zugrunde 
gelegt. So ist eine Internalisierung der externen Kosten nur in Ausnalunen - z.B. Dänemark -
betücksichtigt. Ebenfalls werden externe CO,-Emissionen von Stromimporten kaum einbezo-
gen; die Ausnalune ist hier wiederum Dänemark. Als Ausgangswerte werden in einigen Fällen 
klimabereinigte Werte verwendet, wie im Fall Dänemarks, der Niederlande und der Schweiz. 
Es ist nicht in allen Nationalberichten dargelegt, wie die Einzelmaßnalunen fiir eine Wirkungs-
abschätzung quantifiziert worden sind, d.h., wie die Staaten die Reduktionsmaßnalunen model-
liert haben, welche Einsparpotentiale angenommen wurden und wie von den energetischen 
Einsparpotentialen auf die absoluten Reduktionspotentiale in Mill. t CO, geschlossen wurde. In 
vielen Nationalberichten wurden Angaben fiir vereinzelte Reduktionsmaßnahrnen aufgefiihrt. 
Aber nur in dem Technical Report der USA wurden sehr detaillierte Angaben zur Quantifizie-
rung der Einzelmaßnalunen lind zur jeweiligen methodischen Vorgehensweise gemacht. 
17 
Häufig ist die Wirkungsabschätzung der Maßnahmenkataloge nicht ausschließlich von staatli-
chen Stellen bearbeitet worden, sondern auch von nicht-staatlichen und wissenschaftlichen In-
stitutionen (z.B.: Österreich, Schweiz). Um nähere Informationen zu den verwendeten Model-
len und der methodischen Vorgehensweise zu erhalten, müßte man die entsprechenden Veröf-
fentlichungen der beauftragten Institutionen hinzuziehen. 
In vielen Staaten wurden zwar Angaben zu erwarteten Reduktionspotentialen gemacht, es er-
folgte jedoch keine Aussage über die verwendeten Berechnungsmodelle. Zu diesen Ländern 
zählen Dänemark, Finnland, Frankreich, Italien, Japan, Lettland, Österreich, Russische Födera-
tion, Schweiz, Spanien und die Tschechei. 
Die übrigen Staaten verwendeten ein breites Spektrum an Modellen. Es wurden überwiegend 
makroökonomische Modelle sowie Energie- und Emissionsmodelle eingesetzt. Die unter-
schiedlichen Modelle wurden je nach Staat einzeln oder in Kombination miteinander verwen-
det. Zudem sind entweder das gesamte Energiesystem oder nur sektorale Ausschnitte betrach-
tet worden. Auch hier ist wiederum zu berücksichtigen, daß die unterschiedliche methodische 
Vorgehensweise und die verschiedenen Modelle mit ihren individuellen Parametern zu nicht 
vergleichbaren Resultaten ruhren. 
Es sei an dieser Stelle noch eimnal darauf hingewiesen, daß sich die O.g. Aussagen auf den er-
siell Nationalbericht der Vertragsstaaten der UN-Klimakonvention beziehen. Inzwischen wurde 
der zweite Nationalbericht follig, rur den auf der Basis von 15 Berichten der "Annex I-Länder" 
der "Subsidiary Body for Implementation" der Klimakonvention eine erste Bewertung vorlegte 
(FCCC 1997). Er bescheinigt den neuen Nationalberichten im Vergleich zu den ersten eine 
höhere Qualität, insbesondere hinsichtlich der Nachvollziehbarkeit der Grundannahmen rur 
Projektionen energiebezogener CO,-Freisetzungen. Doch werden weiterhin große Unterschie-
de in der Behandlung von Politiken und Maßnahmen bemängelt wie unterschiedliche Informa-
tionstiefen und -breiten, mangelnde Behandlung der Überwachungsverfahren, zum Teil fehlen-
de Angaben über benutzte Modelle, fehlende Angaben über Kosten und auch die zum Teil un-
übersichtliche Zahl von Maßnahmen. Keine wesentlichen Fortschritte werden bei der Bewer-
tung von Unsicherheiten gesehen. Insgesamt scheint es noch eines erheblichen Verfalrrensent-
wicklungs- und AbstimmungsaufWandes zu bedürfen, bis die gewünschten Anforderungen der 



















Angaben zur Wirkungsabschätzung von Maßnahmen 
zur Verringerung energiebedingter CO,-Emlssionen 
in den ersten Nationalberichten 
Methode Modell Berücksichtigte 
Maßnahmen 
a. BAU-Szenario a. Energie-, Verkehrsmcdell umgesetzte Maßnahmen 
b. Wirkungsabschätzung Maßnahmen b. Studien, Modelle 
c. Minderungsszenario c. aus Differenz \'on a. u. b. 
BAU-Szenario (1993) und kA. umgesetzte Maßnahmen ab 1990 
Wirk."tlIlgsabschätzung Maßnalunen 
(Energie- und Verkehrssektor getrennt, umgesetzt und geplante Maß.. 
fllr 2000 und 2005) nahmen (ab 1994) 
a. BAU-Szenano kA. b. umgesetzte Maßnahmen 
b, Minderungsszenarien (bis 1995) 
c. Wirkungsabschätzung Maßnahmen 
a. BAU-Szenario a.kA b./c. ausgewählte umgesetzte 
b. Wirk.'lltlgsabschätzung Maßnahmen b,kA Maßnalunen 
c. Minderungsszenario c. aus Differenz von a. u. b. 
a Referenzszenario A kA. c. umgesetzte und geplante 
b. Referenzszenario B Maßnalunen 
c. Moderates I Zentrales Szenario (ind. 
Wirk.1lI1gsabschätzung_Maßnahmen) 
a. BAU..szenario kA. b--e. umgesetzte und geplante 
b. Refcrenzszenario Maßnahmen 
c. 3 SfBarrel CO2..steuer..szcnario 
d. 10 SlBarrel COrSteuer-Szenario 
e. verschiedene technische Szenarien 
b.-e. inel. Wirkungsabschätzung 
Maßnahmen 
a. Refcrenzszenario kA. umgesetzte und geplante Maß-
b, Wirlamgsabschätzung MaOnahmen nahmen 
Referenzszenario k.A. umgesetzte und geplante Maß-
nahmen 
a. BAU..szenario kA. wngesetzte Maßnahmen 
b. Wirk.1.lßgsabsehätzwlg Maßnahmen 
c. Minderungszenario c. aus Differenz von a und b 
a. BAU..szenario a.k.A. umgesetzte Maßnahmen 
b. langfristige Energieprognose b.k.A. 
c. Wir}.,1.lßgsabschätzung Maßnahmen c. aus Differenz yon a und b 
a. Endenergiebedrufsprognose a. Makroökonomisches umgesetzte und in der 
b, Wirk'UIlgsabschätzung Maßnahmen ModellIFSD Umsetzung begrifiene Maßnah-
e. Minderungsszenario b. Sektorale Modelle men des Bundes, der Länder 
c. aus Differenz yon a und b und Provinzen 
a. pessimistisches Szenario kA b. umgesetzte und geplante 
b. Referenzszenario (incl. Wirkungs- Maßnahmen 
abschätzung Maßnahmen) 
c, ootimistisehes Szenario 
a. BAU..szenario a. Energie- und Emissions-
b, Wirkungsabschätzung Maßnalunen modelle b. umgesetzte Maßnalunen 
c. Minderungsszenario b. k.A. c. umgesetzte und geplante 
c. aus Differenz yon a und b Maßnahmen 
a. Energy Policy Scenario Makroökonomisches Modell a. umgesetzte Maßnahmen 
b. Wirkungsabschätzung Maßnaluuen CENEKA, yersehiedene b. geplante Maßnahmen 
c, weitere Szenarien zwu Vergleich Teilmodelle LMS, FACTS. (ab 1994) 
ATTACK, SELPE, RIM-
plus 
k.A: kerne Angabe; BAU: Busrness As Usual 
Quelle: Kunz, Holtrup (1997). 
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noch Tabelle 2-1 
Angaben zur WIrkungsabschätzung von Maßnahmen 
zur Verringerung energiebedingter CO,-Emlssionen 
in den ersten Nationalberichten 
Land Methode 
Nonyegen a. Emissionsprognose, mittelfrist. (ineL 
Wirkungsahschätzung Maßnahmen) 
b. Emissionsprognose, langfristig 
Österreich a. Referenzszenario 
b. Reduktionsszenarlo (inel. Wir1.-ungs-
abschätzung Maßnahmen) 
c. Stabilisienmgsszenario 
Polen a. Emissionsprognose, mittelfristig 
b. Emissionsprognose, langfristig 
Portugal Emissionsprognose (inel. Wirkungs-
abschäZtung Maßnahmen) 
Rußland a. optimistisches Szenario 
b. realistisches Szenario (inct. 
Wirkungsabschätzung Maßnahmen) 
c. pessimistisches Szenario 
Schweden a. BAU..szenario 
b. Referenzszenario 
c. Wirkungsabschätzung Maßnalunen 
Schweiz Energieszenario (inel Wirkungs-
abschätzung Maßnahmen) 
Spanien a. BAU..szenario 
b. Referenzszenario (incL Wirkungs-
abschätzung Maßnahmen) 
Tschechien a. BAU-Szenario 
b. Wirk.'U11gsabschätzung Maßnahmen 
Ungarn a. BAU-Szenario 
b. Energiespar-Szenario (incl. Wir-
k:ungs-
abschätzung Maßnahmen) 
USA a. BAU..szenario 
b. Wirk.wgsabschätzung Maßnahmen 
k.A: kcmeAngabe;BAU: BusmessAs Usual. 
Quelle: Kunz, Holtrup (1997). 
Modell Berücksichtigte 
Maßnahmen 
a. Makroökonom. Modell b.lc. umgesetzte Maßnalunen 
MODAG, Teilmodelle (md. COrSteuer) 
b. Gleichgewichtsmodell 
MSG 
kA a. umgesetzte Maßnahmen 
b.lc. umgesetzte und geplante 
Maßnahmen 




kA geplante und umgesetzte Maß.. 
nahmen 
kA b. geplante Maßnalunen 






k.A umgesetzte Maßnahmen 
kA umgesetzte Maßnahmen 
k.A. umgesetzte Maßnahmen 
a./b. rnass balance methode geplante Maßnahmen 
8. IDEAS-Instrumentanum 8. umgesetzte Maßnalunen 




2.3 Möglichkeiten und Grenzen von formalen Modellen 
2.3.1 Fragestellungen 
In den vorliegenden Nationalberichten, die im Rahmen der Klimarahmenkonvention erstellt 
wurden, sind die in Abschnitt 2.1 dargestellten Elemente - soweit entsprechende quantitative 
Angaben vorliegen - in unterschiedlichen Mischungen zu finden. Die Quantifizierungen werden 
je nach Methode und Datenlage als Summe, bezogen auf einzelne Sektoren, Techniken, Maß-
nalnnengruppen, Progrannne oder Einzelmaßnalnnen angegeben. Aufgefiihrt sind in der Regel 
sowohl früher initiierte als auch zusätzliche Aktivitäten, wobei der Zeitbezug der Wirkungen 
oft unklar bleibt. 
In vielen Ländern werden offenbar zugleich isolierte Schätzungen vorgenommen und inte-
grierte Modelle angewendet. Energiemodelle werden entsprechend der oben erläuterten Unter-
scheidung von Strategie- und Wirkungsanalysen von einigen Ländern zur Quantifizierung von 
zielorientierten Reduktionsszenarien und von anderen Ländern zur Simulation der energie- und ':1 
emissionsseitigen Auswirkungen eingesetzt. 
Bei der Interpretation von Ergebnissen modellgestützter Szenarienanalysen ist die Unterschei-
dung von Simulations- und Optimierungsmodellen von wesentlicher Bedeutung. Hierbei geht 
es nicht allein um methodische Unterschiede der Modellformulierung, sondern vor allem dar-
um, rur welche Fragestellungen das angewendete Modell entwickelt worden ist. Außerdem 
setzt eine angemessene Interpretation von Modellergebnissen die Kenntnis darüber voraus, 
welche Mechanismen endogen im Modell abgebildet und welche Variablen dem Modell exogen 
vorgegeben werden. Vor diesem Hintergrund werden im folgenden zwei Beispiele von Simula-
tions- und Optimierungsmodellen im Hinblick auf die Kombination von Expertenschätzungen 
und Modellanwendungen näher betrachtet. 
Die Aussagefahigkeit quantitativer Analysen hängt maßgebend von der Qualität der zugrunde 
liegenden Daten ab. Probleme von Unsicherheiten - die gerade bei längerfristigen Zukunftsana-
lysen auftreten - werden deshalb gesondert in Abschnitt 2.3.4 behandelt. 
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2.3.2 Anwendung eines Simulationsmodells am Beispiel der Methodik des DOE 
Besonders ausruhrlieh ist das methodische Vorgehen in dem Bericht der USA erläutert (DOE 
1994). Ausgehend von einer Liste mit 247 Optionen sind zunächst 146 Maßnahmen detailliert 
beschrieben worden, die wiederum zu 50 Aktionen zusammengefaßt wurden. Hiervon betref-
fen 31 Aktionen die Reduktion energiebedingter Treibhausgase. Die Aktionen sind im wesent-
lichen als Abweichungen eines Politikszenarios (Combined Policy Case) von einer Referenz-
entwicklung (Administration Baseline) definiert, die aus einer Modifikation einer vorliegenden 
Prognose (EIA Annual Energy Outlook 1993) abgeleitet wurde. Zur Wirknngsanalyse sind 
zunächst isolierte Schätzungen von Experten vorgenommen worden ("stand alone analysis"): 
Für jede Maßnahme werden die technischen und strukturellen Anhaltswerte genannt, die den 
Abschätzungen zugrunde liegen. Öffentliche Ausgaben und private Investitionen werden rur 
jede Maßnahme und Energiekosteneinsparungen sowie Treibhausgasreduktionen rur (Unter-) 
Gruppen von Maßnahmen ausgewiesen.7 Eine integrierte Gesamtanalyse der energiebezogenen 
Maßnahmen ist mit dem Modell IDEAS (Integrated Dynamic Energy Analysis Simulation) 
durchgeruhrt worden, das eine Weiterentwicklung des Modells Fossil2 darstellt. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, in welchem Maße die integrierte Analyse mit Hilfe 
des Simulationsmodells zu anderen Ergebnissen ruhrt als die bloße Addition der abgestimmten 
Expertenschätzungen. Während in den Expertenschätzumgen Potentialüberschneidungen und 
Synergieeffekte bereits berücksichtigt wurden, sind die Interdependenzen der nachfrageseitigen 
Maßnahmen mit dem Modell nur in wenigen Fällen untersucht worden. Da die Daten der Ex-
pertenschätzungen im Modell berücksichtigt wurden, ergaben sich hinsichtlich der nachfrage-
seitigen Aktionen insgesamt kaum Abweichungen zwischen der Summe der Abschätzungen 
und den Modellergebnissen. Ähnliches gilt auch ruf die angebotsseitigen Maßnalunen. 
1 Die Maßnahmen sind folgenden Gruppen zugeordnet: 
• Commercial Ellergy Efficiency Actions: Partnership Programs; Development, Commercialization, and 
Training 
• Residential Energy Efficiency Actioßs: AppHance Improvcments; Horne Improvements; 
• Industrial Energy Efficiency Actions: Accelerated Efficiency; Pollution Prcvention; 
• Transportation Energy Efficiency Actions 
• Energy Supply Actions: Enhanced Natural Gas Utilization; Enhanced Renewable Commercialization; Im-
prove Performance ofExisting Zero Emissions Technology (Hydro); Improved Energy Efficiency 
• Methane Reduction and Recovery Actions 
• HFC, PFC, and Nitrous Oxide Reduction Actions 
• Forestry Actions 
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Insgesamt betrachtet beruhen die Ergebnisse des Berichtes der amerikanischen Regierung so-
mit im wesentlichen auf den unabhängigen Abschätzungen der Experten, während die inte-
grierte Gesamtanalyse mit Hilfe des Simulationsmodells vor aUem der allgemeinen Konsistenz-
prüfung gedient hat. 
2.3.3 Anwendungsmöglichkeiten von Optimierungsmodellen am Beispiel des 
lKARUS-Modelis 
Energietechnisch orientierte Optimierungsmodelle können im Zusammenhang mit der Bewer-
tung von Klimaschutzpolitik fur folgende Fragen herangezogen werden: 
a) Ableitung von technischen Zielszenarien zur Identifikation anzustrebender Strukturänderun-
gen des Energiesystems im Vergleich zu einer Referenzentwicklung (Kostenminimierung bei 
vorgegebenen Höchstemissionen als gesamtwirtschaftliches Entscheidungskalkül). 
b) Ableitung von bedingten Projektionen über die künftige Struktur des Energiesystems auf 
der Basis von exogenen Prognosen der energieverbrauchsbestimmenden Faktoren (Kosten-
minimierung als Erklärungsmodell fur dezentrale Entscheidungen). 
c) Approximative Schätzung der Wirkung insbesondere von Maßnahmen, die umnittelbar 
teclmische Parameter oder Kosten von Energietechniken oder Energieträgern beeinflussen 
wie Energiesteuern, Subventionen usw. (Kostemninimierung als Erklärungsmodell fur de-
zentrale Entscheidungen)' 
d) Analyse der energiewirtschaftlichen Folgewirkungen von modellexogen geschätzten Impul-
sen (Kostemninimierung als eingeschränktes Erklärungsmodell fur dezentrale Entscheidun-
gen). Hierunter ist beispielsweise die Abschätzung von Auswirkungen einer einzelnen Tech-
nologie auf das Gesanltsystem zu verstehen, wobei die Höhe des Einsatzes (z.B. Produkti-
on) dem Modell in Form einer Restriktion exogen vorgegeben wird. 
8 Ob Auswirkungen einer Energiesteuer oder von Subventionen mit einem Optimierungsmodell abgeschätzt 
werden können, ist nicht unumstritten. Kritiker ven ... eisen auf einen Bruch zur lUlterstellten Modellphilosophie, 
nach der Steuern keinen monetären AUPrVand darstellen. Darüber hinaus haben Steuern, deren eigentliches 
Charakteristikum eine Lenkungswirkung ist, im Modell - anders als in der Realität - keinen Einfluß auf die 
Nachfrage nach Energiedienstleistungen. 
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Die Anwendungsmöglichkeiten (a) und (b) beziehen sich zwar nicht aufWirkungsanalysen, sie 
können in diesem Zusammenhang dennoch von Interesse sein: Denn mit der Ableitung von 
technischen Zielszenarien (a) wird gezeigt, daß die politischen Ziele zumindest technisch er-
reichbar sind; und es können Anhaltspunkte darüber gewonnen werden, welche Techniklinien 
unter Berücksichtigung ökonomischer und ökologischer Aspekte stärker genutzt werden soll-
ten. Hauptanwendung von solchen Optimierungsrechnungen ist die Kostenminimierung bei 
vorgegebenen Höchstemissionen als gesamtwirtschaftliches Entscheidungskalköl. Für solche 
Zwecke sind Optimierungsmodelle wie das in Abschnitt 3.3 dargestellte IKARUS-LP-Modell, 
MARKAL und EFOM entwickelt worden. 
Zusätzlich erlaubt die quasi prognostische Anwendung (b) durch die Ableitung von Refe-
renzszenarien einen Vergleich mit Status-Quo-Vorhersagen, die auf der Basis anderer methodi-
scher Ansätze - unter Berücksichtigung unvollkommener Märkte - gewonnen werden. 
Anders als im Fall (a) ist die Kostenminimierung im Fall (b) wie auch in den Fällen (c) und (d) 
als approximativer Erklärungsansatz rur dezentrale Entscheidungen zu verstehen. 
Die Anwendungsmöglichkeiten (c) und (d) richten sich unmittelbar auf Aspekte der Wirkungs-
analyse. Der Unterschied zwischen (c) und (d) besteht aber darin, daß in (c) versucht wird, die 
Reaktion auf bestimmte politische Maßnahmen durch einen Analogieschluß zu erklären, wäh-
rend in (d) mit dem linearen Energiemodell nur die energiesystemaren Folgewirkungen unter-
sucht werden, wobei die Verhaltensreaktionen exogen vorgegeben werden müssen. 
Zur Analyse der Reaktionen müssen im Fall (c) geeignete Schnittstellen des Modells identifi-
ziert werden: Importpreise für Steuern, Investitionskosten für Investitionszuschüsse, variable 
Kosten rur Betriebskostenzuschüsse, Mindestnutzungen rur staatliche Demonstrationspro-
gramme, gelockerte Höchstnutzungen rur Aufhebungen von Nutzungsbeschränkungen und 
Demands für Verminderungen der erforderlichen Energiedienstleistungen. 
Einschränkungen ergeben sich hinsichtlich der Modellanwendung (c) - also der unmittelbaren 
Wirkungsanalyse auf Basis der linearen Optimierung - vor allem aus folgenden Punkten: 
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• Für Investoren und Energieverbraucher bedeutsame Hemmnisse sind im Modell nicht expli-
zit abgebildet. 
• Institutionelle und rechtliche Gegebenheiten können nicht berücksichtigt werden. 
• Die Verhaltensannahme der Kostenminimierung gilt höchstens approximativ; andere Moti-
ve, eingeschränkte Information und Rationalität können nicht erfaßt werden. 
• Unvollkommene Märkte fuhren nicht zu der im Modell implizierten optimalen Koordination 
einzelwirtschaftlicher Pläne. 
• Für einzelwirtschaftliche Entscheidungssituationen gelten zum Teil andere Parameterkon-
stellationen (insbesondere hinsichtlich Finanzierung, Steuern, Abschreibungen, Liquidität). 
Als Folge der Abweichungen zwischen einzelwirtschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher Be-
trachtung ergeben sich nicht nur Abweichungen bei den monetären Bewertungsansätzen, son-
dern auch bei der Quantifizierung bzw. Interpretation der zugrundeliegenden Potentialbegren-
zungen (Bounds). 
Wirkungsanalysen im Sinne von (c) sind somit fur einen Teil der politischen Maßnahmen mit 
dem LP-Modell möglich; auf grund der restriktiven Voraussetzungen sind sie aber selbst fur 
den in Betracht kommenden Teil der entsprechend quantifizierbaren Maßnahmen durch andere 
analytische Ansätze zu ergänzen. 
Zur Anwendung von LP-Modellen nach dem Ansatz (d) liegen bis auf wenige Ausnahmen, die 
einzelnen Techniken (wie Kernenergie) betreffen, kaum Erfahrungen zur Analyse von Politik-
szenarien vor, so daß die Vorteilhaftigkeit eines solchen Weges noch nicht beurteilt werden 
kann. Der Nachteil (oder VorteiJ?) dieses Ansatzes besteht darin, daß die primären und sekun-
dären Effekte politischer Maßnahmen außerhalb des Modells ermittelt werden müssen 
(können). Hauptaufgabe der Modellanwendung ist hierbei die Wahrung der inneren Konsistenz 
bei der Analyse der energiewirtschaftlichen Folgewirkungen, wobei zugleich auch die relevan-
ten Emissionen ermittelt werden könnten. Verläßliche Daten vorausgesetzt, könnte die Analyse 
hierbei im übrigen auch leicht auf andere Treibhausgase und andere klimarelevante Emissionen 
ausgedehnt werden. 
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Im Rahmen dieses Ansatzes körmten wirtschaftliche Anreize zur Nutzung einer Technik indi-
rekt als Erhöhung ihres Mindesteinsatzes abgebildet werden. Bei bereits gegebener Konkur-
renzfahigkeit kÖJ111te der Abbau von rechtlichen Beschränkungen als Erhöhung - vorher geeig-
net reduzierter - Obergrenzen berucksichtigt werden. Hierdurch wird der Lösungsraum einge-
schränkt oder ausgeweitet, wobei die Optimierungsfunktion des Modells - wenn auch in einem 
modifizierten SiJ111 - erhalten bleibt. Der Anteil begünstigter Techniken würde hierbei mehr 
oder weniger exogen erhöht. Die Optimierung verliert hierbei zwar an Aussagefahigkeit hin-
sichtlich kostenminimaler Strategien. Der Nutzen bestünde aber in einer konsistenten Ermitt-
lung (der Differenzen) von Systemkosten und von Gesamtemissionen unter Beachtung der 
Interdependenzen innerhalb des Energiesystems. 
Das IKARUS-Modell und seine Anwendungen im Rahmen des Forschungsvorhabens 
"Politikszenarien rur den Klimaschutz" werden im Abschnitt 3.3 erläutert. 
2.3.4 Bedeutung von Unsicherheiten und Langfristaspekten 
Formale Modelle zur Simulation oder Optimierung der Energieversorgung köJ111en im Ver-
gleich zu nicht formalen Berechnungen auf grund von Expertenschätzungen grundsätzlich ins-
besondere dazu beitragen, den Grad der Konsistenz und Transparenz von Armal1lllen und Er-
gebnissen zu erhöhen. Die Modelle selbst können allerdings nicht das Infonnationsproblem 
lösen, das vor allem darin besteht, daß gerade rur Zukunftsanalysen viele Modellvorgaben mit 
großen Unsicherheiten behaftet sind. 
Hierbei sind modelltypspezifische und allgemeine Unsicherheiten zu unterscheiden. Während 
rur Simulationsmodelle die Spezifikationen und Parameter von Reaktionsfunktionen und An-
passungsmechanismen entscheidend sind, hängen die Ergebnisse von technoMökonomischen 
Optimierungsmodellen wesentlich von Annahmen über technische Parameter, Restriktionen 
und Kosten ab' Weitgehend unabhängig von der Modellart kommt die grundlegende Schwie-
rigkeit hinzu, daß die künftige Entwicklung der Rahmend.ten der Analyse ungewiß ist. Dies 
gilt gleichermaßen rur nicht formalisierte Szen.rienrechnungen. 
9 Für sehr langfristige Zeithorizonte (über 20 Jahre) gehen den Analytikern die Ideen konkreter Technik- und 
Kostenentwicklungen in den meisten Endenergiesektoren aus, insbesondere in der Industrie. 
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Die Randbedingungen zukunftsgerichteter energiewirtschaftlicher Analysen betreffen vor allem 
die Entwicklung der Leitgrößen des Energiebedarfs wie die allgemeine Wirtschaftsentwick-
lung, Veränderungen der sektoralen Wirtschaftsstruktur, demografische Veränderungen und 
gesellschaftlichen Wandel. Hinzu kommen Unsicherheiten über zentrale Einftußgrößen wie die 
künftige Entwicklung der vom Weltmarkt abhängigen Energiepreise. 
Zukunftsanalysen können nicht auf eindeutige Weissagungen über künftige Entwicklungen 
bauen, sondern beruhen auf bedingten Prognosen exogener Analysevariablen und zum Teil 
schlicht auf "plausiblen" Annahmen (Setzungen). Für die Berücksichtigung der hiermit verbun-
denen Unsicherheiten in Modellanalysen gibt es zwar eine Reihe unterschiedlicher methodi-
scher Ansätze. Diese beruhen allerdings zum Großteil auf wallrscheinlichkeitstheoretischen 
Überlegungen, die den Einfluß von Risiken abbilden, aber nicht die prinzipielle Ungewißheit 
reduzieren können. In der praktischen Anwendung wird vor allem mit Hilfe von Sensitivitäts-
recllllungen und Szenarienvarianten versucht, dem Phänomen der Unsicherheit Reclll1ung zu 
tragen. Dies kann dazu beitragen, daß einzelne quantitative Analyseergebnisse nicht überinter-
pretiert werden. 10 
In diesem Zusanunenllang ist die zeitliche Dimension von besonderer Bedeutung. Denn allge-
mein nitmnt das Maß der Unsicherheit über künftige Entwicklungen mit der Entfernung des 
Zeithorizontes zu. Es ist deshalb in der Regel wesentlicher einfacher, die Wirkungen von Kli-
maschutzmaßnahmen z.B. im Jahr 2005 zu schätzen, 11 als entsprechende Aussagen rur das Jahr 
2020 oder gar 2050 abzuleiten. 
Mit zunehmendem Analysezeitraum nimmt nicht allein die Unsicherheit über zentrale Rahmen-
daten zu. Im Hinblick aufWirkungsanalysen kommt vor allem hinzu, daß die Wirkungsmecha-
nismen von politischen Maßnalnnen bei langfristiger Betrachtung anders zu gewichten sind als 
im Rahmen einer kurzfristigen Analyse (vgl. Abschnitt 2. I). Hierbei ist insbesondere zu beach-
ten, daß im Zeitablauf die direkten Wirkungen politischer Maßnahmen abklingen, während 
10 Andererseits kann sich mit zunehmender Variationsbreite der Resultate die Aussagekraft von Analysen im 
Hinblick auf Schlußfolgerungen fitr die Politik vermindern. Wichtig ist deshalb auch, wie die Ergebnisse prä~ 
sentiert werden. 
11 Auf diesen Zeithorizont hat sich die in Band 1 und Band 2 dargestellte Analyse beschränkt. 
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indirekte Effekte, deren Quantifizierung naturgemäß mit größeren Unsicherheiten behaftet ist, 
eher noch zunehmen können. 
Ein anderer Langfristaspekt betrifft generell den Gestaltungsspielraum, der aus unterschiedli-
chen technischen, sozio-ökonomischen und politischen Gründen mit dem Betrachtungshorizont 
zunimmt. Längerftistig sind deshalb größere Änderungen des Energiesystems möglich als bei 
kurzfristiger Betrachtung. Zum Teil können langfristig sogar Optionen in bedeutendem Um-
fang genutzt werden, die bei kurzfristiger Analyse gar nicht in Erscheinung treten. 12 
Die Gründe hierfUr liegen in dem Zeitbedarf fur 
• Forschung und Entwicklung, z.B. im Bereich der Solarteclmik, 
• Marktentwicklung und Kostendegression, z.B. Windenergie, 
• Änderungen langlebiger Strukturen, z.B. im Gebäudebestand oder Kraftwerkspark, 
• Planung und Bau von Großprojekten, z.B. großen Kernkraftwerken oder Solarimport, 
• Durchsetzung politischer Änderungen, z.B. internationale Abstimmung, 
• Änderungen von menschlichen Verhaltensweisen und Lebensstil. 
Der Hinweis darauf, daß allgemein "langfristig mehr möglich" ist, darf allerdings nicht als 
Aufforderung mißverstanden werden, Anpassungsmaßnahrnen auf die lange Bank zu schieben. 
Im Gegenteil: Aufgrund des zum Teil großen Zeitbedarfes fur die Umsetzung von Strategien 
müssen Initiativen frühzeitig ergriffen werden. Außerdem kann ein Abwarten unter Umständen 
sogar dazu fuhren, daß Potentiale nachhaltig nicht genutzt werden können, z.B. dann, wenn 
man Gelegenheiten verpaßt, Strukturänderungen kostengünstig im Reinvestitionszyklus durch-
zufuhren. 
12 Dies gilt insbesondere bei unteilbaren Projekten, für die im Einzelfall Ja-Nein-Entscheidungen gelten. 
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3 Kombinierter Ansatz zur Ableitung von Politikszenarien 
3.1 Oberblick 
In diesem Kapitel wird gezeigt, wie ein technikorientiertes Optimierungsmodell und politikbe-
zogene Expertenschätzungen kombjniert werden können, um Politikszenarien ruf den Klima-
schutz abzuleiten (Abbildung 3-1). 
Abbildung 3-1 














Das Optimierungsmodell trägt in diesem Rahmen insbesondere dazu bei, sektorale Handlungs-
feider im Sinne von kosteneffizienten Technologieoptionen zu identifIzieren. Maßgeblich sind 
hierbei die vorzugebenden nationalen Emissionsziele, die nicht überschritten werden sollen. 
Weitere wichtige Einflußgrößen sind die wirtschaftlichen und demographischen RaInnendaten 
und die im Betrachtungszeitraum zur Verftigung stehenden Technikoptionen, die durch spezifI-
sche Kosten, technische Parameter und spezifische Emissionen gekennzeichnet sind. 
Unter Berücksichtigung dieser technikorientierten Handlungsfelder haben die Expertenschät-
zungen das Ziel, die Auswirkungen von geeigneten politischen Maßnainnen auf sektorale 
Energieverbräuche und Emissionen zu quantifizieren. Eine wesentliche Voraussetzung ist hier-
bei die möglichst genaue Beschreibung der zu analysierenden Politikoptionen. 
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In einem weiteren Schritt werden die - zunächst isoliert vorgenommenen - sektoralen Schät-
zungen miteinander verknüpft und zu gesamtenergiewirtschaftlichen Szenarien verdichtet. 
Hierbei sind insbesondere Wirkungen im Umwandlungsbereich und Interdependenzen der 
Maßnahmenwirkungen zwischen Sektoren zu beachten, die eine Rückkopplung mit den Ex-
pertenschätzungen erfordern können. Für politische Schlußfolgerungen sind vor allem die Er-
gebnisse des "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenarios" denen des "Mit-Maßnahmen-Szenarios" 
gegenüberzustellen. 
Die hier relevanten Szenarienkonzepte (ohne Maßnahmen, mit Maßnahmen und mit weiteren 
Maßnalnnen) werden im folgenden Abschnitt 3.2 näher erläutert. Eine Diskussion der Anwen-
dung von linearen Optimierungsmodellen und speziell des IKARUS-Modells in diesem Zu-
sammenhang gibt Abschnitt 3.3. Vor diesem Hintergrund wird in den Abschnitten 3.4 und 3.5 
an Beispielen rur Deutschland ausfilhrlicher dargestellt, wie Expertenschätzungen in den ein-
zelnen Sektoren vorgenonnnen werden und wie die sektoralen Ergebnisse zu Politikszenarien 
zusannnengeruhrt und verdichtet werden. 
3.2 Szenarienkonzepte und energiestatistische Datengrundlagen 
3.2.1 Szenarienkonzepte 
Das zentrale Ziel der Untersuchung besteht darin, auf der Grundlage von Wirkungsabschät-
zungen einzelner Maßnahmen zur Reduktion von Emissionen Szenarien der energiewirtschaft-
lichen Entwicklung zu beschreiben, aus denen sich im Ergebnis die Gesarntentwicklung der 
Emissionen innerhalb einer Region ablesen läßt. Dies setzt eine möglichst klare Definition der 
zu betrachtenden Szenarien, eine eindeutige Zuordnung der Maßnahmen zu den jeweiligen 
Szenarien sowie die Vermeidung von Doppelzählungen von Maßnahmenwirkungen voraus. 
In Anlehnung an die entsprechenden internationalen Vereinbarungen im Zusammenhang mit 
der Klimarahmenkonvention sind drei Szenarien zu unterscheiden: 
• In einem" Olme-Maßnahmen-Szellario" wird unterstellt, daß zielgerichtete klimaschutzpo-
litische Maßnahmen weder in der Vergangenheit ergriffen wurden noch in Zukunft erwartet 
30 
werden können,12 Dieses Szenario ist als theoretisches Konstrukt zu werten, um unter-
schiedliche Politikintensitäten zwischen den Annex-I-Staaten identifizieren zu können. 
• Demgegenüber beschreibt ein "Mit-Maßllahmell-Szellario" eine Entwicklung, bei der aUe 
bisher tatsächlich umgesetzten klimaschutzpolitischen Maßnahmen berücksichtigt werden. 
Entsprechend der Charakterisierung nach den FCCC-Guidelines (FCCC 1996) bleiben dabei 
solche Maßnahmen außer Betracht, die lediglich geplant oder angekündigt worden sind. 
Dies betrifft beispielsweise die Absicht, eine europaweite CO2-lEnergiesteuer einzuführen, 
die von der Bundesregierung zwar unterstützt wird, deren Umsetzung aus heutiger Sicht 
aber noch völlig offen ist. 
• In einem nMit-weiterell-Maßnahmen-Szenal'io (( werden - neben den bisher ergriffenen-
weitere Maßnahmen einbezogen, deren Umsetzung grundsätzlich geeignet sein könnte, ein 
definiertes Reduktionsziel zu realisieren. 
Für die Erarbeitung der Szenarien hat es sich als sehr nützlich erwiesen, daß als eine der 
Grundlagen auf eine vergleichsweise aktuelle energiewirtschaftliehe Progllose zurückgegriffen 
werden konnte. Dabei handelt es sich um die Vorausschätzung, die im Jahre 1995 von der 
Prognos AG, Basel, im Auftrag des Bundesministeriums rur Wirtschaft vorgelegt worden war 
(Prognos 1995). Basis der Prognose waren u.a. Annahmen zu den wichtigsten gesamtwirt-
schaftlichen und demographischen Rahmendaten, zu den Energiepreisen, zu den technischen 
Veränderungen, zu den Verhaltensweisen von Energiekonsumenten und -anbietem sowie zu 
den Aktivitäten der politischen Entscheidungsträger. 
Von Vorteil rur die Szenarioarbeit war außerdem die Tatsache, daß diese Prognose nach Sek-
toren, Energieverwendungszwecken und Energieträgern äußerst differenziert aufgebaut war. 
Dadurch konnten insbesondere die quantitativen Effekte der in die Szenarien einbezogenen 
Maßnahmen auf einem hohen Konkretisierungsgrad konsistent abgebildet und verglichen wer-
den. Einen Überblick über die Grundstruktur des verwendeten Prognosesystems gibt Abbil-
dung 3-2 (prognos 1995) 
12 Ein "Ohne-Maßnahmen-Szenario" ist als ein "frozen policy" Szenario zu interpretieren, Es unterscheidet 
sich damit \"esentlich von einem sogenannten "frozen effidency" Szenario, bei dem hypothetisch sogar unver-
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Mit dieser Prognose, die im wesentlichen als eine Status-qua-Prognose zu kelUlZeichnen ist, 
soll eine wahrscheinliche Entwicklung von Energieangebot und -nachfrage, aber auch der CO,-
Emissionen dargestellt werden. Dabei wurden bereits alle Klimaschutzmaßnahmen berücksich-
tigt, die bis Anfang 1995 ergriffen oder geplant worden waren. Insoweit kommt sie dem Kon-
zept eines lMit-Maßnahmen-Szenario" sehr nahe. 
Schon um die nach den FCCC-Guidelines geforderte Transparenz herzustellen, war es not-
wendig, auch die Wirkungen der bereits in der Prognose berücksichtigten Maßnahmen zu 
schätzen, zumal nur auf diesem Wege eine Entwicklung der C02-Ernissionen beschrieben wer-
den konnte, die sich ohne die entsprechenden klimaschutzpolitischen Maßnahmen einstellen 
würde. Dieses "Ohne-Maßnahmen-Szenario" errechnet sich dadurch, daß die von der Prognos 
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AG vorausgeschätzten CO2-Emissionen um die emissionsmindernden Effekte der Maßnahmen 
korrigiert (konkret: erhöht) wurden. 
In einem nächsten Schritt wurden die klimaschutzpolitischen Maßnahmen identifiziert, die von 
der Bundesregierung bis Mitte 1996 ergriffen worden sind. Um die Effekte dieser Maßnahmen 
waren die Resultate des "Ohne-Maßllahmen-Szenarios" zu korrigieren, und zwar indem dessen 
Werte um die jeweiligen Emissionswirkungen reduziert wurden. Ergebnis davon war das im 
2. Nationalbericht der Bundesregierung zitierte ,,MiI-Maßnahmen-Szenario" (BMU 1997; Zie-
sing u.a. 1997). 
Die Bundesregierung hat sich mit Blick auf das Jahr 2005 äußerst ambitionierte Emissionsre-
duktionsziele gesetzt, die mit den bisher ergriffenen, im "Mit-Maßnahmen-Szenario" abgebil-
deten Maßnahmen allein nicht erreichbar wären. Die Disktepanz zwischen Zielen und in diesem 
Szenario erwartbaren Zielerreichungsgraden erfordert eine Diskussion solcher weiterer Maß-
nahmen, die als geeignet erscheinen, diese Lücke zu schließen. Die Wege hierzu werden in 
einem ItMit-weitel'en-Maßnahmen-SzenarioH aufgezeigt. 
Abbildung 3-3 
Schematische Darstellung des Zusammenhangs zwischen den Szenarien 
CO2-EMISSIONEN NACH DER VORAUSSCHÄTZUNG 




CO2-Minderungseffekte der bis Mitte 1996 ergriffenen 
klimaschutzpolitischen Maßnahmen 
MIT -MAßNAHMEN-SZENARIO 
CO2-Minderungseffekte der zur Ziel erreichung zusätzlich 
berücksichtigten klimaschutzpolitischen Maßnahmen 
MIT -WEITEREN-MAß NAHMEN-SZENARIO 
Der Zusammenhang zwischen der Basisprognose der Prognos AG und den hier zu betrachten-
den drei Szenario ist schematisch in Abbildung 3-3 dargestellt. In Tabelle 3-1 wird die Art der 
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Zuordnung einzelner Maßnahmen zu den jeweiligen Szenarien sowie der Übergang zwischen 
den Szenarien am Beispiel der klimaschutzpolitischen Maßnahmen im Sektor der Industrie 
konkretisiert. Besonders wichtig ist es dabei, mögliche Überlappungen bei den Einzelwirkun-
gen der Maßnahmen zu berücksichtigen, um von vornherein Doppelzählungen zu vermeiden; 
dies konnnt in den Unterschieden zwischen den Zeilenwerten "Gewichtete Sunnne der Einzel-
maßnahmen" zum Ausdruck. 
3.2.2 Energiestatistische Datengrundlagen 
Bei der Interpretation von Szenarien ist generell zu beachten, daß deren Aussagefahigkeit 
maßgebend von der Qualität der zugrunde liegenden Daten abhängt. In energiewirtschaftlichen 
Zukunftsanalysen sind technische Parameter, Kostengrößen und die fur den Energiebedarf re-
levanten Rahmendaten der gesamtwirtschaftlichen und demographischen Entwicklung stets mit 
Unsicherheiten behaftet, die mit der Weite des Analysehorizontes zunehmen. Es konnnt hinzu, 
daß im Zeitablauf die direkten Wirkungen politischer Maßnahmen abklingen, während indirekte 
Effekte, die allerdings nur mit größeren Unsicherheiten zu schätzen sind, eher noch zunehmen. 
Dies gilt insbesondere fur die längerfristigen Wirkungen auf technischen Fortschritt, Markt-
entwicklung und Lebensstil. 
Von erheblicher Bedeutung ist aber auch eine hinreichend gesicherte und differenzierte ener-
giewirtschaftliche Datenbasis, die in der Bundesrepublik Deutschland mit den hier vorliegenden 
Energiebilanzen gegeben ist. Diese Energiebilanzen bieten in Form einer Matrix eine detaillierte 
Übersicht der energiewirtschaftlichen Verflechtungen. Sie erlauben damit nicht nur Aussagen 
über den Verbrauch von Energieträgern in den einzelnen Sektoren, sondern geben ebenso 
Auskunft über ihren Fluß von der Erzeugung bis zur Verwendung in den unterschiedlichen 
Erzeugungs-, Umwandlungs- und Verbrauchsbereichen. 
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Tabelle 3-[ 
Ableitung der Szenarien zur Entwicklung 
der CO2-Emissionen in der deutschen Industrie') (Angaben in Mill. t CO,) 
Ohne·Maßnahmen-Szenario .............................................. 122,5 
Ergriffene Maßnahmen 
ERP·Energiesparprogramm .............................................................................. 0,6 
Steuerbegünstigung für Kraft·Wärme·Kopplung ............................................... O,° 
WärmeschutzVO ............................................................................................... 0,4 
HeizungsanlagenVO ......................................................................................... 0,6 
Investitionsprogramm zur Verminderung von Umweltbelastungen ................... 0,6 
EU-Öko·Audlt... ................................................................................................. 0,0 
Novellierung 1. BlmSchV (KleinfeuerungsanlagenVO) ..................................... 0,1 
Energie·, Technologie. und Bauforschung ........................................................ 0,5 
Selbstverpflichtung der IndustrieverbändeNKU .............................................. 10,5 
Selbstverpflichtung von VKU, BGW, MWV, VDEW, VIK ................................. 0,3 
Länder· und Kommunalaktivitäten .................................................................... 2,5 
Ungewichtete Summe der Einzeimaßnahmen ................................................ 16, 1 
Um Ober/appungen bereinigte Summe der Einzeimaßnahmen ...................... 15,4 
Mit-Maßnahmen-Szenario .................................................. 1 07,1 
Weitere Maßnahmen 
WärmenutzungsVO .......................................................................................... 6,5 
Novellierung WärmeschutzVO .......................................................................... 1,0 
ElektroanwendungenVO ...................................................................................... 2) 
GebäudevermietungsVO .................................................................................. 0, 1 
GrundsteuerVO ................................................................................................. 0,0 
Angebot der öftentlichen Stromversorger von "grünem Strom" ............................ 2) 
neue Verbändevereinbarung BDINDEWNIKNEA ........................................... 2, 1 
Verbesserung der Kreditprogramme ERP, DtA, KfW ........................................ 1,5 
gezieltes Fortbildungsprogramm ....................................................................... 1,3 
Initialberatung und Info über Energieagenturen ................................................ 0,3 
Unterstützung zweiter Kapitalmarkt... ................................................................ 0,4 
Contracting·Förderung ...................................................................................... 0,4 
Verbesserte Ziele der Selbstverpflichtung ........................................................ 3,0 
Verstärkte Forschung und Entwicklung ............................................................. 1 ,3 
Bewußte Beschaffungsprogramme von Großunternehmen .............................. 0,7 
Nachahmung von Brundtland·Städten; Länder·/Kommunalprogramme ........... 1,1 
Ungewichtete Summe der Einzeimaßnahmen ................................................ 19,7 
Um Ober/appungen bereinigte Summe der Einzeimaßnahmen ........................ 7,9 
Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario .................................... 99,3 
') Nur brennstoffseitige Emissionsminderungen; strombedingte Emissionen wer· 
den über veränderte Stromverbrauchsmengen im Kraftwerkssektor berücksich· 
tigt.· 2) Nur strombedingte Minderungen, die über veränderte Stromverbrauchs· 
mengen im Kraftwerkssektor berücksichtigt werden. 
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Die Energiebilanzen nehmen nach ihrer Struktur und Aussagekraft eine zentrale Stellung im 
Energiedatensystem ein. Sie sind auch die Basis fur die Ermittlung der CO2-Emissionen und 
damit ein wesentliches Element fur die im Zusammenhang mit der internationalen Klimarah-
menkonvention eingegangenen nationalen Berichtspflichten ("inventories"). 
In der horizontalen Gliederung (Spalten) der Energiebilanzmatrix werden die Energieträger 
ausgewiesen, die der energetischen, aber auch der nichtenergetischen Nutzung dienen, In der 
vertikalen Gliederung (Zeilen) werden das Energieaufkormnen, die Energieumwandlung und 
der Endenergieverbrauch dargestellt. Jede Spalte gibt somit fur den jeweiligen Energieträger 
einen Nachweis über dessen Aufkormnen, Umwandlung und Verwendung gemäß dem in Ab-
bildung 3-4 zusammengefaßten Schema. 
Abbildung 3-4 
Schema der deutschen Energiebilanz 
I Energiegewinnung im Inland I 
+ -E-- Einfuhr 
+ -E-- Bestandsentnahmen 












Eigenverbrauch im Energiesektor 
-
FackeJ~ und Leitungsverluste 
= I Energieangebot im Inland I 
-
----7 Nichtenergetischer Verbrauch 
+1- <E-------7 Statistische Differenzen 
= I Endenergieverbrauch I 
-
Industrie (gegliedert nach Branchen) 
-




Kleinverbraucher (Handel, Gewerbe, Dienstleistungen (einschließlich Militär)] 
Bei den Szenarien und den maßnahmenorientierten Wirkungsanalysen wird weitgehend der 
sektoralen Gliederung der Energiebilanzen gefolgt, auf deren Grundlage auch die entsprechen-
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den CO,-Emissionen ermittelt werden. Dabei ist zu beachten, daß illllerhalb der Endenergie-
sektoren Industrie, Verkehr, Haushalte sowie Kleinverbraucher auch rur die Szenarien zu-
nächst nur die direkten C02-Emissionen und deren Veränderungen durch die jeweils unter-
stellten klimaschutzpolitischen Maßnahmen berücksichtigt werden. Die indirekten CO,-
Emissionen, die aus dem Einsatz von Sekundärenergieträgern bei den Endenergieverbrauchern 
resultieren, sind Gegenstand der Analyse der Umwandlungssektoren, insbesondere der Berei-
che Strom- und Fernwärmeerzeugnng. Emissionsminderungseffekte auf grund von Energieein-
sparmaßnahmen bei den Endenergieverbrauchern, die häufig auch den Verbrauch elektrischer 
Energie vermindern, schlagen sich insofern erst im Umwandlungssektor nieder. 
Die sektorale Gliederung der deutschen Energiebilanz ist nicht unmittelbar vergleichbar mit der 
nach den IPCCIFCCC Guidelines vereinbarten Struktur. Um eine internationale Vergleichbar-
keit sicherzustellen, sind daher entsprechende Anpassungen notwendig. So werden die mit den 
Hochseebunkerungen verbundenen Emissionen ebenso wenig den einzelnen Nationen unmittel-
bar zugeordnet wie der internationale Luftverkehr. Während die Hochseebunkerungen direkt 
aus den Energiebilanzen ablesbar sind, trifft dies rur den internationalen Luftverkehr nicht zu. 
Hierzu sind gesonderte Festlegungen erforderlich; auf grund entsprechender empirischer Indi-
katoren wird in der Bundesrepublik Deutschland davon ausgegangen, daß rund 80 % der im 
zivilen Luftverkehr in Deutschland vertankten Flugtreibstoffe dem internationalen Luftverkehr 
zuzurechnen sind. Die damit und die mit den Hochseebunkerungen einhergehenden Emissionen 
sind nicht Bestandteil der nationalen Emissionsbilanz. 
Zur Angleichung der deutschen Energiebilanz-lEmissionsdaten an die international vereinbarte 
Sektorstruktur sind außerdem noch einige Zuordnungen notwendig. Dies betrifft allerdings 
ausschließlich die Endenergiesektoren, während sich hinsichtlich der Differenzierung bei den 
Umwandlungsbereichen keine Unterschiede zeigen. So werden anders als bei den Energiebilan-
zen dem Verkehrssektor - wie zuvor erwähnt - die Emissionen durch den internationalen Luft-
verkehr nicht zugeordnet. Bei dem nach der IPCC-Gliederung zusanmlengefaßten Sektor 
Haushalte, Kleinverbraucher und Gewerbe werden die Emissionen durch die mobilen Quellen 
in der Land- und Forstwirtschaft und in den Fischereien nicht berücksichtigt; die hier entste-
henden Emissionen werden zusammen mit den übrigen Endenergiesektoren in der Gruppe 
"Andere (einschließlich Militär)" ausgewiesen. 
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Obwohl die Energiebilanzen alles in allem eine zufriedenstellende energiestatistische Datenbasis 
bieten, existieren einige Schwachstellen und Defizite im Hinblick auf die Vollständigkeit und 
Differenziertheit der vorhandenen energierelevanten Informationen über einzelne Energiever -
brauchssektoren und Energieträger (Messer, Ziesing 1992). Diese betrifft insbesondere die 
fehlende Differenzierung innerhalb der Kleinverbrauchssektoren, die beschränkte Erfassung der 
erneuerbaren Energiequellen oder die unvollständige Einbeziehung von Lagerbestandsverände-
rungen (was bei den Haushalten und Kleinverbrauchern zur Folge hat, daß in den Energiebilan-
zen rur die lagerfahigen BreIillstoffe nur Absatzzahlen, nicht aber Verbrauchszallien angegeben 
werden können). 
Mit der Umsetzung eines Energiestatistikgesetzes und mit regelmäßigen Sondererhebungen 
sowie Spezialuntersuchungen G,Detaillierungsstudien") kÖlillte ein großer Teil derartiger Män-
gel behoben, zumindest aber gemindert werden. 
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3.3 Anwendung eines linearen Optimierungsmodells 
3.3.1 Vorzüge und Grenzen von Optimierungsmodellen 
Das IKARUS-Optimierungsmodell bildet mit Hilfe linearer Gleichungen und Ungleichungen 
veruetzte energiewirtschaftliche Prozesse in vereinfachter Form ab (Hake u.a. 1994). Solche 
Prozesse sind die Gewinnung oder der Import von Primärenergie, die Umwandlung in Sekun-
därenergie und deren Verteilung sowie schließlich die Nutzung beim Endverbraucher. Dies 
bedeutet die Einbeziehung der gesamten EnergieumwandlungskeUe. Das System ist komplex 
veruetzt, da unterschiedliche Primärenergieträger eingesetzt, verschiedenartige Umwandlungs-
stufen durchlaufen und schließlich eine breite Palette von Endenergieformen bereitgestellt wer-
den. Dabei wird eine große Zahl an Umwandlungs-, Transport- und Nutzungsteclmologien 
eingesetzt. Neben technischen und ökonomischen Zusammenhängen prägen unterschiedliche 
energiepolitische Rahmenbedingungen das System. 
Abbildung 3-5 
Grundstruktur des lKARUS·Optimierungsmodells 
Emissionen 
Ziel: Minimierung der gesamten Kosten bei vorgegebenen Emissionen 
Das Modell bildet die Energieflüsse, Emissionen und Kosten des gesamten Energiesystems ab 
und optimiert die Aktivitäten nach der Methode der Linearen Programmierung (Abbildung 
3-5). Ein wichtiges Optimierungskriterium ist die Minimierung der Gesamtsystemkosten, wo-
bei eine maximale Höhe von Emissionen als Randbedingung vorgegeben werden kann. Bevor 
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auf den Einsatz des Optimierungsmodells im Rahmen der Analyse von Politikszenarien einge-
gangen wird, werden die Vorzüge und Grenzen der Verwendung eines Optimierungsmodelles 
kurz erläutert. 
Vorzüge von Model/analysen 
• Computergestützte Modelle haben eine sehr hohe Informationsverarbeitungskapazität, d.h. 
große Datenmengen und komplexe Vernelzungell können leicht verarbeitet werden. 
• Durch die simultane Bearbeitung der vemetzten energiewirtschaftlichen Prozesse werden 
die Wirkungen von bestimmten technischen und politischen Einzelrnaßnahmen auf das ge-
samte Energiesystem erfaßt. Werden im Rahmen von Reduktionsstrategien z.B. bestimmte 
CO,-Sparmaßnahmen im Verkehrssektor angesetzt, so kann deren Einfluß unter dem Krite-
rium der Kostemuinimierung auf die anderen Sektoren direkt aufgezeigt werden. Der Vor-
teil gegenüber einer isolierten, modellexogenen Analyse besteht darin, daß Konsislellz unter 
Berücksichtigung der vorgegebenen Randbedingungen gewährleistet ist. Doppelzählungen 
sind ausgeschlossen und energiewirtschaftliehe Sekundäreffekte werden berücksichtigt. 
• Die Ergebnisse sind leicht reproduzierbar und nachvollziebar. Die Datenbasis kann laufend 
aktualisiert werden, um jeweils neue Entwicklungen zu berücksichtigen. 
• Verschiedene Szenariell und Sensifivifälsanalysell können zu einer bestimmten Fragestel-
lung leicht durch eine systematische Veränderung der Eingabeparameter erstellt werden. 
Damit können bestimmte Hypothesen oder energiepolitische Zielsetzungen im Modell, z. B. 
im Hinblick auf die zu erwartenden Kosten oder die entstehenden Emissionen, getestet wer-
den. Mit Hilfe der Szenariotechnik wird die Reaktion des Energiesystems auf geänderte 
Eingangsparameter analysiert. Sensitivitätsanalysen beinhalten die systematische Verände-
rung von Parametern oder Variablen. Bereits minimale Kostenunterschiede konkurrierender 
Technologien können zu völlig unterschiedlichen Lösungen fuhren. Mit Hilfe von Sensitivi-
tätsanalysen werden solche Effekte festgestellt, um die Robustheit einer Lösung zu prüfen. 
Desweiteren können mit Sensitivitätsanalysen Aussagen zu Unsicherheiten (z.B. Nachfrage-
bandbreiten, Datenunsicherheiten) und deren Auswirkung auf das gesamte Energiesystem 
getroffen werden. 
• Unter konkurrierenden Technologieoptionen sucht das optimierende Modell diejenigen aus, 
die fur eine Zielerreichung am kostengünstigsten sind. Durch gleichzeitige Einbeziehung der 
Angebotsseite (Umwandlungssektor) und des Endverbrauchssektors in die Optimierung 
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können konkurrierende angebots- und nachfrageseitige CO,-Reduktionsmaßnahmen zur 
Minimierung der Gesamtkosten gegeneinander abgewogen werden. Insofern umfaßt der 
IKARUS-Modellansatz einen wesentlichen Aspekt von Konzepten eines Least-Cost-
Planning. 
• Die Modellierung von energiewirtschaftlichen Fragestellungen sowie die modellgestützte 
Analyse verbessern das Verständnis jür die quantitativen Zusammenhänge im Energiesek-
tor, schaffen eine einheitliche Begriffsbasis und tragen somit ganz wesentlich zu einer Präzi-
sierung energiepolitischer Argumente bei. 
Nachteile, Probleme und Einschränkungen bei der Modellverwendung 
• Die Modelle sind groß und komplex, was einen sehr hohen Personal-Bedarf rur die Ent-
wicklung und besonders rur die Erstellung der Datenbasis erfordert. Gleichfalls darf nicht 
der hohe Zeitbedmj rur das Durchfuhren von Szenarien- und Sensitivitätsanalysen unter-
schätzt werden, zumal zur Interpretation der Ergebnisse die Kenntnis der Modell- und Da-
tenstruktur unerläßlich ist. 
• Modelle sind immer eine vereinfachte Abbildung einer viel komplexeren Realität. Ausge-
hend von einer Fragestellung werden die Systemgrenzen (Separierung einer Teilwirklich-
keit) festgelegt. Danach werden das technische Systemmodell, das mathematische System-
modell sowie das Datenmodell formuliert. Die "Kunst" des Modellierens besteht im wesent-
lichen darin, die vor dem Hintergrund der Fragestellung wichtigsten Zusammenhänge her-
auszuarbeiten und in die drei obigen Modelle umzusetzen. Dabei können nur Zusammen-
hänge erfaßt werden, die sich - bei derzeitigem Kenntnisstand - mathematisch beschreiben 
lassen. Bestimmte politische, soziale und psychologische Faktoren, die das Verhalten ener-
gieproduzierender und energienachfragender Wirtschaftssubjekte entscheidend mitbestim-
men, sind in solchen Modellen gar nicht oder derzeit nur ganz eingeschränkt modellierbar. 
Solche Unzulänglichkeiten müssen dann in der Modellierungspraxis durch abstrahierende 
Annahmen und Restriktionen überbröckt werden. Die Modellergebnisse sind daher als 
"Wenn-dann-Aussagen" mit hypothetischem Charakter aufzufassen und dürfen deshalb nicht 
überinterpretiert werden. 
• Optimierungsmodelle können Zahlengeröste rur energiepolitische Entscheidungsprozesse 
liefern. Ihre Ergebnisse sind aber keine Prognosen. Wird z.B. eine optimale Strategie mit 
dem Modell errechnet, so bedeutet das nicht, daß sich diese in der zukünftigen Energiewirt-
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schaft quasi automatisch durchsetzt. Eine mit einem Optimierungsmodell erzeugte Lösung 
entwirft unter Berücksichtigung exogener Vorgaben entsprechend dem Zielkriterium die 
günstigste Struktur des Energiesystems. Eine solche Optimallösung kann im Sinne einer 
Zielvorgabe als der beste Lösungspfad interpretiert werden. Da in der Realität aber einzel-
wirtschaftliche Akteure nach individuellen Kriterien handeln, weicht die tatsächliche Ent-
wicklung der Energiewirtschaft von der durch das Optimierungsmodell skizzierten Opti-
mallösung ab. Ursache hierfür können unvollkommene Märkte, andere Motivationen, vom 
Modell abweichende ftskalische Entscheidungsparameter oder Hemmnisse, z.B. das Inve-
stor-Mieter-Dilemma im Gebäudebereich, sein. Damit beschreibt ein kostenminimales Sy-
stem die Realität nur näherungsweise. Auf jeden Fall müssen zur Verwirklichung einer op-
timalen Entwicklung politische Maßnahmen (wie Verordnungen, Aus- und Fortbildung oder 
Anreize) ergriffen werden, die im Modell nicht abgebildet werden. 
• Das Modell kanu ein Energiesystem in kostenoptimaler Weise konfigurieren, dabei entwik-
kelt es aber keine eigene Kreativitat. Die auswählbaren Technologien oder Einsparmöglich-
keiten sind vom Modellbenutzer vorher zu spezifizieren. Sie werden darm in den Datensatz 
eingegeben und stehen somit dem Modell als Alternative zur Verfügung. 
• Die Abbl/dung von Verhaltensmustern von Akteuren stellt in jedem energiewirtschaftlichen 
Modell eine prinzipielle Schwierigkeit dar. So versucht man beispielsweise in ökonomie-
orientierten Modellen das Verhalten als eine Reaktion auf Änderungen von Preisen und 
Einkommen in Form von Elastizitäten abzubilden. Derartige Elastizitätskoeffizienten wer-
den aus Vergangenheitsdaten abgeleitet und für eine in die Zukunft gerichtete Betrachtung 
verwendet. Im technologieorientierten IKARUS-Optimierungsmodell sind derartige Elasti-
zitäten nicht abgebildet. Hier wird das Verhalten von Akteuren über Bounds in Form von 
oberen und unteren Begrenzungen vorgegeben. Die exogene Nachfrage nach Energie-
dienstleistungen ist im IKARUS-Optimierungsmodell nicht mit einer Änderung von Ener-
giepreisen oder -kosten gekoppelt. Eine derartige Überlegung muß außerhalb des Modells 
erfolgen. 
3.3.2 Einsatz des IKARUS-Optimierungsmodelis tür Politikszenarien 
Im Rahmen der Analyse von Politikszenarien werden ein "Ohne-Maßnahmen-Szenario", ein 
,,1v1it-Maßnahrnen-Szenario" sowie ein "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" unterschieden 
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(vgl. Abschnitt 3.2). Das "Mit-Maßnahmen-Szenario" enthält bereits ergriffene Reduktions-
maßnahmen. Zur Ermittlung von Handlungsfeldern rur weitere Maßnalunen, die zur Errei-
chung des nationalen Reduktionszieles erforderlich sind, wird das IKARUS-
Optimierungsmodell folgendermaßen eingesetzt: 
I) Es wird ein Referenzszenario rur das Zieljahr 2005 formuliert, das im Sinne eines Szenarios 
olme jegliche Emissionsreduktionsziele zu interpretieren ist. Nach den Modellrechnungen 
wird hierbei das angestrebte Reduktionsziel von 25 % gegenüber 1990 nicht erreicht. 
2) Im Reduktionsszenario rur das Jahr 2005 wird dem Modell - unter ansonsten gleichen An-
nahmen - eine Verminderung der CO,-Emissionen gegenüber 1990 von 25 % vorgeschrie-
ben. Das Modell ermittelt, mit welchem Technikmix diese Vorgabe kostenminimal erreicht 
werden kann. 
3) Durch einen Vergleich des Reduktionsszenarios mit der Referenzentwicklung lassen sich die 
möglichen Handlungsfelder aufzeigen. Es können die CO,-Minderungsbeiträge der einzel-
nen Sektoren, Technikkombinationen innerhalb der Sektoren sowie die entsprechenden 
Mehrkosten angegeben werden. 
4) Die Ergebnisse sowie Erkenntnisse aus den vorherigen Arbeitsschritten sind intensiv zu 
analysieren. Hierbei sind auch Fragen der Umsetzung vor dem Hintergrund des nur noch bis 
2005 verbleibenden Zeitraums zu diskutieren. Die Plausibilität der Ergebnisse kann auch 
durch einen Vergleich mit historischen Entwicklungen geprüft werden. 
5) Die identifizierten Handlungsfelder bzw. Technikkombinationen bilden den Hintergrund rur 
die Wirkungsanalyse politischer Maßnahmen mit Hilfe von Expertenschätzungen (Abschnitt 
3.4). 
3.3.3 Kostenberechnung im lKARUS-Optimierungsansatz 
Im Vergleich zu üblichen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gibt es beim kostenminimierenden 
IKARUS-Ansatz einige methodische Besonderheiten. So ruhrt das IKARUS-Modell keine 
betriebswirtschaftliehe Investitionsrechnung durch, bei der üblicherweise erwartete Einnahnlen 
mit erwarteten Ausgaben finanzmathematisch verglichen werden. Einnahmen werden nicht 
benötigt, da keine Wirtschaftlichkeitskontrolle von Einzelvorhaben erfolgt. Die IKARUS-
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Kostenminimierung zielt auf einen Kostenvergleich alternativer Lösungsmöglichkeiten bei glei-
cher Energiedienstleistung. Entscheidend ist, daß die Gesamtkosten über alle Systemelemente, 
das sind Energieträger und Energietechnologien, minimiert werden. Im Modell konkurrieren 
Techniken auf der Energieangebotsseite (z. B. Kraftwerksausbau) mit Endbenutzerteclmologi-
en (z. B. Stromspartechniken). Dies entspricht dem Vorgehen im Least-Cost-Planning, d.h. 
einer integrierten Planung von Energieangebot und Energienutzung. Im Modell wird dies 
gleichzeitig auf alle Energieträger und Techniken in allen erzeugenden und verbrauchenden 
Sektoren der Energiewirtschaft angewendet, so daß alle Optionen miteinander konkurrieren. 
Entscheidungsrelevant sind deshalb nicht so sehr die Absolutbeträge der Einzelkosten, sondern 
deren Relationen bzw. Differenzen. 
Um eine Optimierung durchfiihren zu können, müssen die Kosten der einzelnen Systemele-
mente vergleichbar gemacht werden. Hier wird auf eine vereinfachende Methode zurückge-
griffen, deren wichtigste Kennzeichen sind: 
• Die Annuitäten werden rur alle Technologien mit einer einheitlichen Langfrist-Diskontrate 
berechnet und auf die jeweilige technische Nutzungsdauer bezogen. 
• Kosten, die nicht ursächlich den Prozessen der Energiebereitstellung oder der Herstellung 
und dem Betrieb von Teclmologien zugeordnet werden können, werden nicht einbezogen. 
Dazu gehören Sondertarife, Subventionen, Zuschüsse und auch Steuern wie die Mineralöl-
steuer. Hier ist anzumerken, daß Steuern, die eine gleiche relative Belastung aller Systeme-
lemente verursachen, rur die Optimierung nicht relevant sind, weil durch sie die Kostenrela-
tionen nicht geändert werden. 
Das System von Ungleichungen im IKARUS-Energiemodell ist mathematisch unterbestimmt 
und hat unendlich viele Lösungen. Aus diesem Lösungsraum wird mit Hilfe der sogenannten 
Zielfunktion diejenige Lösung herausgesucht, welche zu den niedrigsten Gesamtkosten fuhrt. 
Diese Gesamtkosten setzen sich aus der Summe der Einzelkosten aller Systemelemente zu-
sammen. Die Einzelkosten-Komponenten sind: 
• Primärenergiekosten: 
• Technologiekosten: 
Importpreise, Gewinnungskosten sowie 
Herstellungskosten, fixe und variable Betriebskosten. 
Fixe Betriebskosten sind kapazitätsabhängig und fallen immer an, gleichgültig, ob die Anlage 
läuft oder steht. Dagegen sind variable Kosten aktivitätsabhängig, d.h., sie verändern sich mit 
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der Energiemenge, die eine Technologie umwandelt. Die variablen Kosten enthalten keine 
Brennstoffkosten, weil Energiekosten in Form von Primärenergiekosten in das System einge-
hen und intern quasi von Technik zu Technik weiter gereicht werden. Zur EnnittIung der Ka-
pitalkosten werden die Investitionen (Herstellungskosten) einschließlich der Bauzeitzinsen in 
eine Annuität umgewandelt. Auf dieser Basis werden die Systemkosten vom Modell als Jah-
reskosten errechnet. Bei der Interpretation dieser Gesamtjahreskosten ist zu beachten, daß sie 
aus einem Mix von Kostenanteilen verschiedener Technologien mit unterschiedlichen Lebens-
dauern bestehen: z.B. im Verkehrssektor 12 Jahre für Pkw und im Gebäudesektor 40 Jahre für 
die Wärmedämmung. Die aus den Systemkosten abgeleiteten durchschnittlichen Reduktionsko-
stenje Einheit CO, sind das Verhältnis der Mehrkosten eines Reduktionsszenarios gegenüber 
einem Referenzszenario zu den erzielten COz-Einsparungen. 
Unter konkurrierenden technischen Optionen sucht das optimierende Modell diejenigen aus, 
die für eine Zielerreichung am günstigsten sind. Dabei wird zunächst die kostengünstigste Op-
tion ausgeschöpft und dann sukzessive die nächst teurere, bis die COrReduktionsvorgahe er-
lUllt ist. Die Kosten, welche bei der Reduktion der letzten Einheit CO, auftreten, werden 
Grenzkosten oder Schattenpreise genannt. Aufgrund der besonderen mathematischen Eigen-
schaften der linearen Programmierung werden diese Schattenpreise im Modell berechnet. Bei 
der Analyse ist im Einzelfall jedoch darauf zu achten, daß Begrenzungen (Bounds) die Schat-
tenpreise erheblich verändern können. Die Grenzkosten geben einen Hinweis darauf, wie teuer 
eine weitere CO,-Reduktion wird; sie sind daher eine nützliche Größe für die Analyse. 
3.4 Experlenschiitzungen sektoraler Maßnahmenwirkungen 
3.4.1 Allgemeine Vorgehensweise 
In diesem Abschnitt wird die methodische Vorgehensweise bei Expertenschätzungen von Wir-
kungen einzelner Maßnahmen erläutert. Aufgrund von sektorspezifischen Gegebenheiten und 
Wirkungsmechanismen sowie einer ungleichen Datenverfügbarkeit wird hierbei - ausgehend 
von einem allgemeinen Untersuchungsansatz - eine sektorale Betrachtung gewählt. Die metho-
dischen Hinweise konzentrieren sich dabei auf die Beschreibung, wie die Wirkungen im Projekt 
"Politikszenarien für den Klimaschutz" (Ziesing u.a. 1997) geschätzt worden sind und wie die 
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Analysen von einzelnen Maßnahmen und von Maßnahmenbündeln künftig verfeinert werden 
könnten. In Abschnitt 3.5 wird gezeigt, wie partiell abgeleitete Ergebnisse von sektoralen 
Analysen in strategische Politikszenarien überfuhrt werden. 
Unter Berücksichtigung der in Abschnitt 2.1 beschriebenen, allgemeinen Ziele und Probleme 
von Schätzungen der Wirkungen von kIimaschutzpolitischen Maßnahmen können den zunächst 
auf der Expertenebene durchzuruhrenden Wirkungsanalysen grob die folgenden Arbeitsschritfe 
zugrunde gelegt werden: 
I. Definition, Klassifikation und möglichst genaue Beschreibung der Maßnahme oder des 
Maßnahmenbündels, 
2. Schätzung der Primärwirkungen (Auswirkungen auf Ulmuttelbar von der Maßnahme Be-
troffene, z.B. Investoren und Energieverbraucher), 
3. Schätzung der Sekundärwirkungen (Ausstrahlungseffekte, Mitnahmeeffekte usw.), 
4. Schätzung der ausgelösten technischen Maßnahmen (z.B. Errichtung von Anlagen oder 
organisatorische Änderungen), 
5. Berechnung der energiewirtschaftlichen Auswirkungen (z.B. Energieeffizienz- und Substi-
tutionseffekte), 
6. Berechnung der Auswirkungen auf die Enlissionen und 
7. soweit möglich weitere (qualitative) Bewertungen der Maßnahme nach umwelt- und ge-
samtwirtschaftlichen sowie sozialen Kriterien. 
Obwohl nicht selbst Gegenstand der eigentlichen Schätzungen von Wirkungen sind Klassifika-
tion und genaue Beschreibung der betrachteten Maßnahme von grundlegender Bedeutung rur 
die Aussagefahigkeit von Wirkungsanalysen. 13 Es sollte möglichst konkret benarmt werden, 
• wer Initiator und wer Träger der Maßnahme ist, 
• welche Ziele verfolgt werden, 
13 Die FCCC-GuideIines: Policies and measures, Geneva 17 July 1996, fordern eine Beschreibung der Maß-
nahmen (nach Sektoren) anband der Kriterien: Objective, Type of Instrument, Interaction, Status of Imple-
mentation, Functioning, Monitoring, Impact, Cast (to the extent possible); fUr die tabellarische Auswertung 
werden dort folgende Merkmale vorgegeben: Name (* "" not in Baseline), Type of Instrument, Objective, Me~ 
t11od, Sector, Status ofImplementation, Impact (2000,05,10,20), Monitoring. 
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• welche politischen Instrumente zum Einsatz kommen, 
• wie die Maßnahmen dosiert sind, 
• welche Zielgruppen, Sektoren oder Techniken unmittelbar betroffen (belastet oder begün-
stigt) werden, 
• welchen räumlichen und zeitlichen Bezug die Maßnahme hat und 
• welchen Status die Maßnahme erreicht hat (Umsetzungsstadium). 
Hierbei sind auch Beziehungen zu anderen Maßnahmen von Interesse wie Restriktionen der 
Kumulierung von Begünstigungen oder die Notwendigkeit, Maßnahmen zur Überwindung 
mehrerer, simultan wirkender Hemmnisse zu bündeln. 
Die genannten Definitionselemente bilden zugleich wichtige Kriterien für eine Klassifikation 
der Maßnahmen, die zur Vergleichbarkeit von Schätzergebnissen einheitlich angewendet wer-
den sollte. In der Untersuchung sind die folgenden Maßnahmenkalegorien (mit abnehmender 
Eingriffsintensität des Staates) berucksichtigt worden: 
• ordnungsrechtliche Maßnahmen (Ver- und Gebote), 
• preispolitische Maßnahmen (preise, Tarife, Steuern), 
• Subventionen (Steuererleichterungen, Finanzierungshilfen, Zuschüsse), 
• Infrastrukturmaßnahmen (insbesondere Investitionen der Gebietskörperschaften), 
• Forschungsförderung (insbesondere finanzielle Projektförderung), 
• Infonnationsmaßnahmen (Beratung, öffentliche Information, berufliche Fortbildung), 
• Selbstverpflichtungen (aufgrund von Verhandlungen mit anderen Akteuren) und 
• sonstige Maßnahmen (z.B. kooperative Beschaffung, Energiedienstleistungen). 
Neben dieser Einteilung nach Maßnahmenarten und weiteren Klassifikationen nach Politik-
ebenen, Ressorts, Zielen, Sektoren, zeitlichem Bezug, Status usw. stellt die Quantifizierbarkeit 
der Maßnahme ein wesentliches Kriterium dar. Im Zusal)1ll1enhang hiermit steht auch die Frage 
direkter und indirekter Wirkungsmechanismen und der Anwendbarkeit von unterschiedlichen 
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qualitativen und quantitativen Methoden der Wirkungsanalyse. Im Hinblick auf die Begrenzung 
des Aufwandes rur die jeweils durchzuruhrenden Analysen kann eine grobe apriori-Ein-
schätzung der zu erwartenden Höhe des Zielbeitrages der Maßnalnue sinnvoll sein. 
Während Definition und Klassifikation von bereits ergriffenen Maßnahmen relativ einfach auf 
der Basis von Recherchen möglich sind, stößt die ausreichende Konkretisierung von geplanten 
oder bisher lediglich erwogenen Maßnahmen auf größere Schwierigkeiten, insbesondere wenn 
die Ausgestaltung der Maßnalnue noch strittig oder undefiniert ist; gerade in solchen Fällen ist 
eine Dokumentation der zugrunde gelegten Annalnuen erforderlich, damit die Analysen nach-
vollziehbar bleiben. 
In einem zweiten Schritt wird die eigentliche Wirkungsanalyse mit der Schätzung von Primär-
wirkungen begonnen, wobei die Auswirkungen auf die unmittelbar betroffenen Zielgruppen 
bzw. Techniken im Vordergrund stehen. Anhaltswerte hierfiir sind z.B. im Fall von Zuschuß-
programmen rur bestimmte Investitionsvorhaben das vorgegebene Fördervolumen und die 
Fördersätze oder auch vorgegebene Kontingente etwa hinsichtlich der zu fördernden Techni-
ken. 14 Die auf dieser Grundlage ermittelten begünstigten Investitionen (bzw. deren Beiträge 
zur Emissionsreduktion) sollten allerdings nicht mit den insgesamt der Maßnalnue zurechenba-
ren (Netto-) Wirkungen verwechselt werden. 
In einem dritten Schritt sollte versucht werden, die Größenordnung von Sekundärwirkungen 
im Sinne von Ausstrahlungseffekten und Mitnalnueeffekten zu quantifizieren. Mit Ausstrah-
lungseffekten sind hier Wirkungen gemeint, die indirekt bei Dritten hervorgerufen werden. Ein 
Beispiel hierfiir sind Aktivitäten zur Emissionsreduktion durch Nachahmer. Außerdem besteht 
gerade das Ziel vieler Förderprogramme darin, eine sich später selbst tragende Marktentwick-
lung rur neue Techniken anzustoßen. Soweit dies gelingt, können die längerfristig mobilisierten 
Einsparungen von Emissionen weitaus höher sein als der direkte Beitrag, den z.B. die begün-
stigten Projekte selbst liefern. Grundsätzlich sind allerdings auch negative Ausstrahlungseffekte 
von klimapolitischen Maßnalnuen möglich, Z.B. weml durch die forcierte Nutzung begünstigter 
Techniken andere emissionssparende Techniken verdrängt werden. Zu einer eingeschränkten 
141n einer Reihe von Kategorien ist die Primärwirkung schwierig oder nicht abzuschätzen, weil ihre unmittelw 
baren Wirkungen nicht bei Investitionen festzustellen sind, sondern nur mittelbar (z.B. Forschung und Ent-
wicklung, Information, Fortbildung und Infrastrukturmaßnahmen), 
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Wirkung von Maßnahmen kommt es außerdem auf grund von Mitnahmeeffekten, die insbeson-
dere bei Förderprogrammen nie ganz ausgeschlossen werden können. Unter Mitnahmeeffekt 
versteht man in diesem Zusanuuenhang die Inanspruchnahme einer Vergünstigung auch in sol-
chen Fällen, in denen ohnehin - das heißt auch olme Begünstigung - eine emissionsreduzierende 
Aktivität durchgefiihrt worden wäre. 
Im vierten Schritt sind die insgesamt ausgelösten technischen oder organisatorischen Maß-
nahmen soweit zu konkretisieren, daß - unter Einbeziehung von Expertenwissen - der Beitrag 
zur Energieerzeugung oder Energieeinsparung quantifiziert werden kann. 
Schon auf der Ebene der Expertenschätzungen sind darüber hinaus in einem funften Schritt 
energiewir/schaftliche Auswirkungen zu berucksichtigen, wobei vor allem danach zu fragen ist, 
welche Energieträger und Energiesysteme durch die Einspanmaßnahme substituiert werden. 
Auf dieser Grundlage kann in einem sechsten Schritt eine (erste) Schätzung der Auswirkungen 
mif die Emissionen erfolgen. Diese Berechnungen sind allerdings lediglich als vorläufig zu be-
trachten, da hierbei die energiewirtschaftlichen Interdependenzen nicht oder nur teilweise be-
rücksichtigt werden können. 
Über die Quantifizierung der Energie- und Emissionseffekte hinaus sollte im Rahmen der Maß-
nahmenbewertung durch Experten soweit möglich eine weitere, zumindest qualitative Bewer-
tung der Maßnahmen nach ökologischen, ökonomischen und sozialen Kriterien erfolgen. 
Das konkrete Verfahren zur Wirkungsanalyse von klimapolitischen Maßnahmen hängt natur-
gemäß stark von der jeweiligen Art und der Ausgestaltung der betrachteten Maßnahme ab. 
Aufgrund der spezifischen Ansatzpunkte und Wirkungsweise stehen hierbei von Maßnahme zu 
Maßnahme unterschiedliche Aspekte im Vordergrund (Tabelle 3-2). 
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Tabelle 3-2 
Maßnahmenspezifische Aspekte von Wirkungsanalysen 
Maßnahmenarten Spezifische Aspekte der WIrkungsanalyse 
Ordnungsrechtliche Geltungsbereich, Ausnahmeregelungen, 
Maßnahmen Bestandsschutz (z.B. Gebäude, Fahrzeuge), Bauvolumen, 
Überw8chungsmaßnahmen, Ausweichmöglichkeiten, 
Konkurrierende Optionen, Hemmnisse, Sanktionen 
Preispolitische Maßnahmen Ausgestaltung von Steuern, Ausnahmetatbestände, 
Kompensationsmöglichkeiten, 
Preiselastizitäten des Energieverbrauchs, 
Substitutionselastizitäten, Effekte der MittelveIWendung, 
Rentabilität von Effizlenz- und Substitutionsinvestitionen 
Subventionen Fördersätze, -volumen, -kontinuität, Antragsverfahren, 
Rentabilität von Investitionen, 
Mitnahme- und Ausstrahlungseffekte, 
Institutionelle Hemmnisse, Finanzierungsbedingungen, 
Substitutionseffekte 
Infrastrukturmaßnahmen Nutzungsintensität, Zielgruppen, 
VorbIldfunktIon, Substitutionseffekte, 
Konkurrierende Investitionsvorhaben 
Forschungs- und Technologischer Entwicklungsstand, Marktnähe, 
Entwicklungsförderung Fristigkeit der Ausreifung, Verbreitungspotential, 
Qualitäts- und Kosteneffekte, konkurrierende Systeme, 
Akzeptanzrestriktionen 
Information, Beratung Relevanz bestehender Informationsdeflzlte, 
und Fortbildung Zielgruppen, Multiplikatoren, 
Meinungsbildung, Akzeptanz, 
Motivation, Hemmnisabbau, 
Sei bstverpfl i chtung en Identifikation besonderer Anstrengungen 
(im Vergleich zur Ohnehin-Entwicklung), 
Konkurrenzverhältnis zu anderen Maßnahmen 
(insbesondere ordnungs- und preispolitischen Maßnahmen) 
Kompensationsmöglichkeiten 
Sonstige Maßnahmen wie Potentiale der Kostendegression, Lemkurven, GrößenvorteIle, 
Kooperative Beschaffung, Beteiligung, Akzeptanz 
Energiedienstleistungen Effekte der Professionalisierung und Spezialisierung 
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Die hiermit skizzierte Vorgehensweise dient als allgemeine Richtschnur rur die sektoral durch-
zuruhrenden Analysen. Das in den einzelnen Sektoren geeignete Verfahren der Schätzungen ist 
jeweils unterschiedlich zu konkretisieren und kaM sich aufgrulld von sektoralen Besonderhei-
ten auch im Ablauf hiervon unterscheiden. Maßgeblich sind hierbei nicht nur von Sektor zu 
Sektor unterschiedliche Wirkungsmechanismen, sondern auch Fragen der Datenverfiigbarkeit. 
Im Rahmen einer sektoral orientierten Analyse ist besonders auf die konsistente Behandlung 
von sektorObergreifenden Maßnahmen zu achten. Beispiele hierfiir sind bestimmte Maßnahmen 
in den Bereichen Beratung, Information, Aus- und Fortbildung sowie Forschung und Ent-
wicklung. Größere Schwierigkeiten wirft hingegen die quantitative Analyse von Wirkungen 
allgemeiner Energie- oder Emissionssteuern auf. Die Bundesregierung hat die Einfiihrung einer 
EU-weiten aufkommens- und wettbewerbsneutralen CO,-lEnergiesteuer von einem entspre-
chenden Beschluß auf EU-Ebene abhängig gemacht und somit einen nationalen Alleingang 
ausgeschlossen. In diesem Projekt sind Wirkungen von allgemeinen Energiesteuern nicht tie-
fergehend analysiert worden. " 
Für die quantitativen Analysen ist in diesem Projekt eine Referenzentwicklung der Energiewirt-
schaft formuliert worden, die sich an Prognos (1995) anlehnt. Die Schätzungen von sektoralen 
Maßnahmenwirkungen orientieren sich an den drei in Abschnitt 3.2 erläuterten Szenarien: Ne-
ben einem hypothetischen "Olme-Maßnahmen-Szenario" und einem ,,"Mit-Maßnahmen-
Szenario") das der Referenzentwicklung entspricht, wird hierbei insbesondere ein "Mit-
weiteren-Maßnahmen-Szenario" betrachtet, das eine Erreichung des klimapolitischen Zieles 
der Bundesregierung bis zum Jahr 2005 ermöglichen könnte. 
1S Zur gesamtwirtschaftlichen Wirkungsanalyse von Energiesteuern vgl. die DIW-Studien Bach u.a, (1995) und 
Bach u.a. (1997). 
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3.4.2 Umwandlungssektor und erneuerbare Energiequellen 
3.4.2.1 Vorbemerkung 
Die Energie- und Umwandlungssektoren sind in vielen Ländern die Bereiche mit den höchsten 
CO2-Emissionen. In Deutschland entfallen auf diese Sektoren 40 % der gesamten CO,. 
Emissionen. Hierbei dominiert der Bereich der Elektrizitäts- und Fernwärmewirtschaft. Die 
übrigen Umwandlungsbereiche (z.B. Raffinerien, Kokereien, Petrochemie) werden auf grund 
ihres geringen Anteils an den Emissionen in dieser Studie nicht gesondert berücksichtigt. 
Generell ist zu beachten, daß die Emissionen der Energie- und Umwandlungssektoren wesent-
lich vom Endenergieverbrauch abhängt. Im Rahmen einer sektoralen Wirkungsanalyse sind 
deshalb den Interdependenzen zwischen dem Bereich der Energiebereitstellung und den End-
verbrauchssektoren durch ein iteratives Verfahren Rechnung zu tragen. 
Die Nutzung erneuerbarer Energiequellen erfolgt zum Teil im Energiesektor, insbesondere in 
der Elektrizätswirtschaft, zum Teil aber auch dezentral in anderen Sektoren. Da erneuerbare 
Energien ein eigenständiges Handlungsfeld im Ralnnen der Energie- und Umweltpolitik dar-
stellen, ist es sinnvoll, sie im Ralnnen der Wirkungsanalyse gemeinsam zu behandeln (Abschnitt 
3.4.2.3). 
3.4.2.2 Elektrizitäts- und Fernwärmewirtschafl 
Aufgrund des hohen Anteils an den Emissionen kommt der Elektrizitäts- und Fernwärmewirt-
schaft eine besondere Bedeutung zu. Allerdings finden sich im Katalog der Bundesregierung 
unter den direkt auf den Kraftwerksbereich zielenden Maßnahmen (abgesehen von Maßnalnnen 
zur Förderung erneuerbarer Energien) nur solche zur Forschungsförderung, wobei das Ziel 
einer Erhöhung der Wirkungsgrade im Vordergrund steht. Daneben ist die Selbstverpflich-
tUllgserklärung des Verbandes VDEW zu nennen. Die CO,.mindernde Wirkung dieser Selbst-
verpflichtung, die allerdings an eine Reihe von Bedingungen geknüpft ist, ergibt sich (neben 
der verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien) aus Wirkungsgradsteigerungen konventionel-
ler Kraftwerke und einer Leistungssteigerung bei Kernkraftwerken. Außerdem sind in der EU 
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die Weichen rur eine Liberalisierung des Strommarktes gestellt worden. Die Bundesregierung 
ist bestrebt, den Elektrizitätssektor stärker wettbewerbsorientiert zu ordnen. Im Hinblick auf 
den Klimaschutz dürfte dies vor a1[em dazu ruhren, daß die Tendenz zugunsten einer Ver-
stromung von Erdgas verstärkt wird. Hinzu kommen die durch politische Maßnallmen in den 
Endverbrauchsbereichen bewirkten Veränderungen der Stromnachfrage. 
Insgesamt wären die Emissionen im Kraftwerksbereich im Jahr 2005 im "Mit-Maßnahmen-
Szenario" um fast 27 Mi[L t oder knapp 8 % niedriger als im "Ohne-Maßnahmen-Szenario". 
Verglichen mit [995 blieben die Emissionen in diesem Szenario hingegen praktisch unverän-
dert. Im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" wäre durch eine zusätzliche Verminderung des 
Stromverbrauchs eine Einsparung von 28 MilL t CO, zu erreichen. Außerdem könnte bei einer 
Veränderung der Brennstoffstruktur in der Stromerzeugung ein Minderungseffekt von reichlich 
17 Mill. t erzielt werden. Eine solche Strukturänderung könnte in einer verbesserten Se[bstver-
pflichtung vorgesehen werden. Unter Berücksichtigung von Überlappungen bei den Maßnah-
menwirkungen könnten die C02"Emissionen in der E[ektrizitätswirtschaft im "Mit-weiteren-
Maßnahmen-Szenario" im Jahr 2005 um 44 Mi[L t oder fast 14 % niedriger liegen als im "Mit-
Maßnahmen~Szenario" . 
Die Femwärmewirtschaft hat gemessen an den Emissionen in Deutschland nur ein vergleichs-
weise geringes Gewicht. Die klimapolitische Bedeutung der Fernwärmewirtschaft ergibt sich 
insbesondere aus der Nutzung von Kraft-Wärme-Kopp[ung. Bei den Minderungseffekten in 
diesem Sektor handelt es sich im wesentlichen um die Konsequenzen der induzierten Änderun-
gen in den Endverbrauchsbereichen. 
3.4.2.3 Erneuerbare EnergiequeJ/en 
Energiewirtschajllicher Stellenwert 
Erneuerbare Energiequellen tragen bisher in Deutschland lnit rund 2 % nur in geringem Maße 
zur Energieversorgung bei. Es handelt sich überwiegend um Wasserkraft, Holz und Müll. Nach 
(prognos 1995) werden erneuerbare Energien in Deutschland künftig zwar an Bedeutung ge-
winnen. Es wird aber unter Status-Quo-Bedingungen bis 2005 nur eine geringe Ausschöpfung 
der Potentiale erwartet, da viele Anwendungsfalle - ohne weitere Förderung - einzelwirtschaft-
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lieh nicht rentabel sind. Angesichts einer "moderaten" Entwicklung der Energiepreise ändert 
sich dieses Bild bei einer Reihe von Techniken auch bis zum Jahr 2020 nur wenig. Die Progno-
se geht im Grundsatz von den heutigen energiepoJitischen Rahmenbedingungen aus. Hierzu 
zählen vor allem die bereits umgesetzten bundespoJitischen Maßnahmen zur Förderung emeu-
erbarer Energien wie das Stromeinspeisungsgesetz. Berücksichtigt werden auch Impulse, die 
von Demonstrationsprogrammen ausgelöst wurden. Daneben werden in der Regel nur erkenn-
bare Initiativen auf regionaler und lokaler Ebene in Rechnung gestellt. Ohne weitere Maßnah-
men wäre bis zum Jahr 2005 nur ein bescheidener Zuwachs emeuerbarer Energien zu erwarten. 
Maßnahmen zur Förderung emeuerbarer Energien 
Die Bundesregierung hat in den vergangenen zwei Jalnzelmten zahlreiche Maßnahmen ergrif-
fen, die direkt oder indirekt die Nutzung emeuerbarer Energiequellen sowohl im Inland als 
auch im Ausland fördern. Gleichzeitig haben die Europäische Union, Länder und Gemeinden 
sowie einzelne Unternelunen zum Teil große Anstrengungen in diesem Bereich unternommen. 
Hinzu kommen unterschiedliche private Initiativen, die vorwiegend ökologisch motiviert sind. 
Die Bedeutung, die erneuerbaren Energien in den verschiedenen Ressorts auf der Ebene der 
Bundespolitik zugemessen wird, wird auch dadurch deutlich, daß über ein Drittel der Maß-
nahmen, die im ersten Nationalbericht der Bundesregierung genannt sind, emeuerbaren Ener-
gien zugute kommen. 
Die Vielfalt dieser politischen Instrumente umfaßt technikübergreifende und technikspezifische 
Maßnahmen mit unterschiedlicher Eingriffsintensität des Staates. Es handelt sich überwiegend 
um preispolitische Maßnahmen, Zuschüsse zur Demonstration, Erprobung und Anwendung, 
um Forschungsfördernng und um unterschiedliche Maßnahmen zur Information und zur Besei-
tigung von Hemmnissen. Die Maßnahmen sind an unterschiedliche Akteure und Zielgruppen 
gerichtet, wie Haushalte, Industrieunternehmen, EVU, Kommunen, bestimmte Anlagenbetrei-
ber, öffentliche Einrichtungen und die Wissenschaft. Gefördert werden insbesondere die Nut-
zung von Windkraft, Photovoltaik, Wasserkraft, Solarkollektoren, Wärmepumpen, Geotherrnie 
und feste, flüssige sowie gasförmige Biomassen. 
Der Beitrag erneuerbarer Energien zur Energieversorgung in Deutschland kann künftig nur 
dann wesentlich erhöht werden, wenn dies durch ausreichende politische Maßnalunen unter-
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stützt wird. Wie bisher kann man hierbei nicht allein auf ein einzelnes Instrument zur Förde-
rung setzen. Die Nutzung erneuerbarer Energien stößt an unterschiedliche Hindernisse, die 
zum Teil technikspezifisch sind, zum anderen Teil aber unterschiedliche Optionen gleicherma-
ßen betreffen. Dementsprechend ist es erforderlich, unterschiedliche Kombinationen von politi-
schen Maßnahmen in Betracht zu ziehen. Die Bewertung von Maßnalunenbündeln zur Förde-
rung des Einsatzes emeuerbarer Energiequellen muß eingebettet sein in Strategieüberlegungen, 
die die Energiewirtschaft und die mit ihr in Beziehung stehenden Politikbereiche insgesamt 
betreffen. Die geeignete Kombination und Dosierung von sektorbezogenen Maßnahmen kön-
nen insbesondere davon abhängen, wie eine allgemeine Energie- oder Emissionssteuer ausge-
staltet wird. 
Spezielle Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien sind in den letzten Jahren unter an-
derem im Gesprächszirkel 6 beim BMWi erörtert worden (BMWi 1994). Als künftige Hand-
lungsfelder von "breit anzulegendenH Anstrengungen werden genannt: I6 
• Maßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit rur emeuerbare Energien im In-
land und Ausland. 
• Verbesserung der rechtlichen und administrativen Ralunenbedingungen fiir den Einsatz er-
neuerbarer Energien sowie der Information, Aus-, Weiter- und Fortbildung. 
• Marktorientierte F orsehung, Entwicklung und Demonstration von Anlagen und Materialien 
zur Nutzung emeuerharer Energien. 
WirklIngsanalyse am Beispiel der Eil1speisllngsvergütung 
16 Die Forderungen umfassen insbesondere ein Konzept der finanziellen Förderung bestehend aus erhöhten 
Mindestvergütungen tur Stromeinspeisung, zusätzlichen, zeitlich begrenzten Investitionszuschüssen für Strom-
erzeugungsanlagen, deren Wirtschaftlichkeit mit der Mlndesteinspeisungsvergütung allein nicht erreichbar ist, 
oder entspechenden BetriebskostenzuschOssen, staatliche Zuschüsse tur Anlagen zur WärIneerzeugung, die 
teilweise Übernahme der Netzanbindungskosten durch Energieversorgungsunternehmen, ExportfOrderung für 
Anwendwtgssysteme oder einzelne Komponenten, die EinfUhrung einer COz/Bnergiesteuer, die Befreiung von 
Biokraftstoffanteilen in Mischungen von der :Mineralölsteuer, die Abschaffung der Investitionsaufsicht und die 
Genehmigungspflicht von Anlagen zur Nutzung emeuerbarer Energien, die Zulässigkeit der Versorgung von 
Nachbarn, eine Verbesserung der stromwirtschaftlichen Zusammenarbeit mit EVU, baurechtliche Privilegie-
rungen, Nutzungsgebote fiir Solaranlagen, Berücksichtigung der Umweltvorteile im Natur- und Wasserrecht 
und Verzicht auf Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, Beseitigung von Hernnutisscn im Haushaltsrecht, im 
Mietrecht und in den Handwerksordnungen, Maßnahmen zur verbesserten Information, Beratung, Aus- und 
Fortbildung sowie nicht zuletzt Maßnalunen zur Förderung der anwendungsorientierten Forschung, Entwick-
lung und Demonstration. 
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Unter den bisher ergriffenen Maßnahmen hat das Stromeinspeisungsgesetz fur die Marktein-
fuhrung emeuerbarer Energien eine besondere Bedeutung. Die Wirkung dieses Gesetzes, das 
seit 1991 in Kraft ist, auf die bisherige und künftige regenerative Stromerzeugung und die da-
durch bewirkte Emissionsreduktion ist allerdings nicht einfach zu berechnen. Der unmittelbare 
Effekt besteht in einer Verbesserung der Erlösentwicklung während der Lebensdauer der An-
lagen. Hiervon profitieren Betreiber bestehender Anlagen ebenso wie Investoren, die ohnehin 
Anlagen errichten würden. In beiden Fällen entstehen insofern Mitnahmeeffekte. Die ange-
strebte Wirkung besteht hingegen in der Mobilisierung zusätzlicher Investitionen. Ein solcher 
Anreiz wird vor allem bei solchen Vorhaben wirksam, die an der Schwelle der Wirtschaftlich-
keit stehen. Während auf der einen Seite wesentlich günstigere Projekte auch olme erhöhte 
Vergütung realisiert würden, ändert sich die ökonomische Bewertung von sehr teuren Projek-
ten hierdurch allein nur wenig. Hierbei ist aber auch zu beachten, daß die Vergütungshöhe in 
Kombination mit anderen Fördermaßnahmen auch bei größeren Differenzen zwischen Preis 
und Kosten von entscheidender Bedeutung sein kann. Unabhängig von der Höhe der Vergü-
tung spielt das Stromeinspeisungsgesetz auch schon allein deshalb eine wesentliche RoUe, weil 
hiermit die Energieversorgungsunternehmen zur Abnahme von elektrischer Energie verpflichtet 
werden. 
Die bisherige Wirkung läßt sich besonders deutlich an dem Ausbau der Windenergie in den 
letzten Jahren ablesen, der zugleich durch das 250-MW-Programm des BMBF und zusätzliche 
Programme der Bundesländer forciert wurde. Bei der gültigen Mindestvergütung sind mittler-
weile zahlreiche Projekte auch ohne staatliche Zuschüsse wirtschaftlich. Andere Projekte 
konnten durch die Kombination mehrerer Maßnahmen verwirklicht werden. Die Realisierung 
hierdurch ermöglichter Vorhaben hat auch positive Ausstrahlungseffekte auf die weitere Ent-
wicklung emeuerbarer Energien. Denn künftige Betreiber profitieren sowohl von der Demon-
stration des Betriebs als auch von den verbesserten Angebotsbedingungen hinsichtlich techni-
scher Zuverlässigkeit, Leistungsfahlgkeit und Kosten. 
Die direkte Wirkung des Stromeinspeisungsgesetzes auf die Entwicklung bis zum Jahr 2005 ist 
von Technik zu Technik unterschiedlich einzuschätzen. Es ist insbesondere zu berücksichtigen, 
daß Strom aus EVU-Anlagen von der Maßnahme nicht erfaßt wird. Die Wirkung auf die Inve-
stitionsbereitschaft von anderen Betreibern setzt zum Teil andere, zumindest flankierende 
Maßnahmen voraus. Bei Wind- und Wasserkraft bestehen diese vor allem in einem Abbau von 
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Hemmnissen, die in jüngster Zeit immer deutlicher zutage getreten sind. Der isolierte Mobili-
sierungseffekt der erhöhten Vergütung wird bei der Photovoltaik gering bleiben, da im Analy-
sezeitraum nicht lnit so hohen Kostensenkungen zu rechnen ist, daß fur netzverbundene Anla-
gen die Wirtschaftlichkeitsschwelle erreicht werden könnte." Zu Mitnahmeeffekten kommt es 
vor allem bei Strom aus bereits bestehenden Wasserkraftanlagen. 
Gesamtwirkungen 
Die quantitativen Schätzungen der Wirkungen bisheriger und weiterer Maßnahmen zur Förde-
rung erneuerbarer Energien auf die Höhe der Kohlendioxidemissionen beruhen bei den strom-
erzeugenden Systemen im wesentlichen auf Schätzungen der geförderten Nennleistung. Durch 
Multiplikation mit der hierauf bezogenen Jahresausnutzungsdauer ergibt sich die geschätzte 
jährliche Stromerzeugung. Mit Blick auf die Emissionsverrninderung ist bei den hier betrach-
teten Techniken wegen des Lastganges eine Substitution von Strom aus Mittellastkraftwerken 
zu unterstellen. Bei wänneerzeugenden Systemen ist zu beachten, welche Energieträger jeweils 
ersetzt werden. 
Durch die nach der Status-Quo-Prognose im Jahr 2005 zu erwartende Nutzung emeuerbarer 
Energien wird in Deutschland insgesamt eine Einsparung von 36 Mill. t CO, bewirkt. Rund ein 
Drittel dieses Beitrages würde auch ohne energie- und umweltpolitische Maßnahmen realisiert. 
Diese Angabe sollte allerdings nur als Orientierungsgröße verstanden werden. Aufgrund von 
gewissen Doppelzählungen dürften die direkten Wirkungen der berücksichtigten Maßnahmen 
insgesamt kleiner sein; andererseits kommen indirekte Effekte von Maßnahmenkombinationen 
hinzu. Durch weitere Maßnahmen (insbesondere gemäß den genannten Vorschlägen in BMWi 
1994) könnte der Reduktionsbeitrag erneuerbarer Energien im Jahr 2005 gegenüber der Sta-
tus-Quo-Prognose beträchtlich gesteigert werden. Die zusätzliche Wirkung wird auf fast 10 
Mill. t CO, geschätzt. 
Aufgrund der bisher noch relativ hohen Kosten von Systemen zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sind pekuniäre Anreize wie Finanzierungshilfen und Vergütungsregelungen oftmals aus-
11 In diesem Zusanmlenhang ist allerdings auch zu beachten, daß in zahlreichen Gemeinden eine "kosten-
deckende Vergütung" gezahlt wird, die ein Vielfaches der Mindestvergütung beträgt. 
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schlaggebend. Daneben sind eher qualitative Maßnahmen der Infomlation und des Abbaus von 
institutionellen Hemmnissen als flankierende Maßnahmen wirksam. 
Im Zeitraum bis zum Jahr 2005 - und selbst bis 2020 - wird nur ein kleiner Teil des langfristig 
unter technischen, wirtschaftlichen und ökologischen Aspekten bestehenden Potentials auszu-
schöpfen sein. Bewertungen politischer Maßnahmen zur Förderung emeuerbarer Energien 
sollten sich deshalb nicht allein an den bis dahin erreichbaren Beiträgen orientieren, sondern 
auch längerfristige Perspektiven berücksichtigen. Dies gilt insbesondere rur die Technologie-
politik. 
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3.4.3 Industrie und Kleinverbraucher 
3.4.3.1 Vorbemerkungen 
Die Sektoren Industrie und Kleinverbraucher sind unter technologischen wie auch betriebs-
und unternehmensbezogenen Aspekten sehr heterogen: Branchen mit Großunternehmen oder 
mittelständischer Struktur, Subsektoren in der Verwaltung großer und kleiner Gebietskörper -
schaften, große Filialunternehmen und private Dienstleister mit sehr wenigen Beschäftigten 
deuten eine Vielfalt unterschiedlicher Entscheidungsprozesse und Kenntnisse energietechni-
scher Zusammenhänge an (Gruber, Brand 1991, Weber 1997). 
Die Hemmnisse rationeller Energienutzung und rentabler Energiesubstitutionsmöglichkeiten 
zur Minderung von Treibhausgasen sind auf grund der Heterogenität der Energieverbrauchs-
sektoren Industrie und Kleinverbraucher sehr vielfaltig (vgl. Abbildung 3-6). Diese Vielfalt 
fUhrt aber auch zu einer weiten Palette von erforderlichen Maßnahmen und Maßnahmenbün-
deln, die zum Teil branchenspezifisch wegen der branchenspezifischen Prozeßtechnologien, 
zum Teil unternehmensgrößenspezifisch oder querschnittstechnologiespezifisch (z.B. bezüglich 
Kraft-Wärme-Kopplung, Kälte- oder Drucklufterzeugung) konzipiert werden müssen (ISI, Ifo, 
GEU 1993). 
Die Vielfalt der bestehenden Hemmnisse fUhrt einmal zu der Frage ihrer Position im Produkt-
Iebenszyklus (vom Stadium der Forschung und Entwicklung über Produktion, Weiterverarbei-
tung, Handel, Planung, Investition bis zur Nutzung), um an den wichtigen Innovationshemm-
nissen bei den jeweiligen Akteuren mit geeigneten Maßnahmen simultan ansetzen zu können 
(vgl. Abbildung 2-1 in Abschnitt 2.1.1). Zum anderen gibt es nicht selten altemative Maßnah-
men oder additive, komplementär wirkende Maßnahmen - auch häufiger seitens Dritter, z.B. 
seitens der Bundesländer, der Kommunen, der Stadtwerke oder neuer Energiedienstleister w, 
die bei den Wirkungsanalysen die Frage nach Synergie- oder Überlappungseffekten aufWerfen. 
Die relativ große Zahl erforderlicher oder möglicher Maßnahmen bzw. Maßnahmenbündel in 
Industrie und Kleinverbrauch fUhrt auch dazu, daß Daten von empirischen Wirkungsanalysen 
häufig nicht himeichend genau die jeweils vorliegenden Rahmenbedingungen oder die partiel-
len Wirkungen einzelner Maßnahmen beschreiben (und häufig aus statistischen Gründen auch 
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nicht beschreiben können). Deshalb ist man in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher 
häufig auf Expertenschätzungen angewiesen, die zwar empirische KelUltnisse und technischM 
wirtschaftliche Informationen integrieren, aber auf den jeweiligen Kontext durch Schätzungen 
angepaßt werden müssen, 
Abbildung 3-6 
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Eine typische VorgehelIsweise bei diesen Expertenschätzungen im Sektor Industrie und Klein-
verbrauch ist die folgende: 
• Ermittlung der rentablen Energieeffizienz- und Substitutiollspotentiale, die entweder ein-
zeltechnologisch und dann mit Hochrechnungen oder mittels LP-Modellen ermittelt werden 
köllllen (vgl. Abschnitt 2.3.3), 
• Identifikation wichtiger Hemmnisse in dem jeweiligen Subsektor mit der Frage, wamm die 
rentablen Emissionsmindemngspotentiale weniger als möglich realisiert werden; hierzu gibt 
es Identifikationsraster (vgl. Abbildung 3-6 und erste einschlägige Literatur (z.B. IEA 1987 
oder die in ISIS u.a. (1997) beschriebene Datenbank MURE), 
• Abschätzung der Hemmniswirkung, d.h. des theoretischen, maximal durch die identifizierten 
Maßnalnnen mobilisierbaren Mindemngspotentials (z.B. energietechnische Sanierung aller 
. Industriehallen und Verwaltungsgebäude im Instandhaltungszyklus), 
• Abschätzung der hemmnisbeseitigenden Wirkung einer Maßnallllle bzw. eines Maßnahmen-
bündels, die möglicherweise auch eine genaue Beschreibung der Maßnalnne (Intensität, 
Dauer und regionaler Deckungsgrad) erforderlich macht. 
Für die Wirkungsabschätzung sei betont, daß Mitnahme- oder Mitgebereffekte nicht nur bei 
finanziellen Anreizen zu bedenken sind, sondern auch bei anderen Maßnalnnenarten wie z.B. 
Information und Fortbildung ("Es kommen immer nur die gleichen") oder technischen Stan-
dards bei neuen Kesselanlagen mit Jahresnutzungsgraden deutlich oberhalb der Anforderungen 
der TA Luft oder Kleinfeuerungsanlagen VO, die von einem Teil der Investoren aus eigenem 
Antrieb sowieso gewählt würden. Auch über diese Effekte, die zielgmppenspezifisch sehr un-
terschiedlich sein kÖllllen, gibt es nur sehr vereinzelt empirische Untersuchungen fur Branchen, 
Industrie und Kleinverbrauch (vgl. auch Bruce et al. 1996). 
Bei Addition von Wirkungen mehrerer Maßnahmen zu einem Maßnalnnenbündel verzichtet 
man häufig auf die explizite Berücksichtigung synergetischer Effekte, weil der Analyst erfah-
rungsgemäß dazu tendiert, Einzelwirkungen als zu groß anzusehen, d.h. die Kraft der Henllll-
nisse zu unterschätzen. Andererseits sind OberiapPullgseffekte insbesondere dann explizit zu 
berücksichtigen, wenn alternative Maßnahmen von mehreren Akteuren simultan unterstellt 
werden (z.B. von Bund, Ländern und Energieversorgungsunternehmen), die auf den Abbau des 
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gleichen Hemmnisses und seines Potentials abzielen. Dies ist bei Industrie und Kleinverbrauch 
häufiger der Fall. 
3.4.3.2 Industrie 
Für den Sektor Industrie wurden rur das "Mit-Maßnahmen-Szenario ll und das HMit~weiteren­
Maßnahmen-Szenario" zunächst 39 Maßnalunen einzelanalytisch in ihren Wirkungen bis zum 
Jahre 2005 bewertet, von denen dann 27 Maßnahmen zu zwei Maßnahmen-Katalogen fur die 
beiden Szenarien zusammengestellt wurden (vgI. Beispiel in Tabelle 3-3). 
Bei der Wirkungs analyse dieser zwei Szenarien mußten insbesondere Überlappungen von 
Maßnahmen herausgerechnet werden, so z.B. die Überlappung 
• eines gezielten Fortbildungsprogramms und der Initialberatungen von Energieagenturen 
(d.h. ein Teil der Betriebe läßt sich fortbilden und investiert mit den eigenen Fachkenntnis-
sen, ein Teil läßt sich mit verbilligten Beratungshonoraren beraten), 
• der Unterstützung eines zweiten Kapitalmarktes (z.B. mit verbilligten Krediten) und der 
Contracting-Förderung durch bewußte Inanspruchnahme seitens der öffentlichen Hand, um 
den Aufbau einer Kompetenz von Contracting-Unternehmen zu ermöglichen, 
• der nachgebesserten Ziele von Selbstverpflichtungen der Anwenderbranchen, die einen ho-
hen Überlappungsgrad haben müssen, weil sie als Brutto-Reduktionsziele angegeben wer-
den, in denen auch sämtliche Maßnahmen anderer Akteure miteinfließen. (Außerdem fließt 
hier häufig der brancheninterne Strukturwandel zu weniger energieintensiven Produkten mit 
ein, vgl. DIW, FhG-ISI 1998). 
In den ersten beiden o.g. ÜberlappungsflUlen wurde die Wirkung der Einzelrnaßnahmen um 30 
bis 50 % gekürzt, in anderen Fällen betrug die Überlappung häufig 10 bis 20 %. Bei den 
Selbstverpflichtungen wurden zunächst die autonom stattfindenden Emissionsminderungen 
sowie die Wirkungen der sowieso beschlossenen CO,-Minderungsmaßnahmen Dritter heraus-
gerechnet, um zu einem "Nettoeffekt" der Selbstverpflichtungen durch "besondere Maßnall-
men" der Betriebe ZU kommen (vgl. auch Hillebrand U.a. 1996, S.71, und Ziesing u.a. 1997, 
S.157-164). Die Wirkungen weiterer Zielverschärfung der Selbstverpflichtungen von BDI und 
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den Energiewirtschaftsverbänden gegenüber den Zielen von März 1996 wurden dann unmittel-
bar als Nettoeffekt nach dem in Absclmitt 3.4.3.1 skizzierten allgemeinen Vorgehen geschätzt. 
Der Überlappungseffekt des Maßnahmenbündels, gemessen an der Summe der Einzelmaßnah-
men, kommt für die Industrie deutlich zum Ausdruck, wenn die Gesamtsumme der EinzeImaß-
nahmen der beiden Szenarien von 35,8 Mio. t CO, im Durchschnitt um rd. 35 % gekürzt wur-
de und so die Gesamtwirkung des Maßnahmenbündels nur mit gut 23 Mio. t CO,-Minderung 
zu veranschlagen ist. Beim Vergleich der beiden Szenarien "Mit-Maßnahmen" (eine moderate 
KIimapoIitik) und "Mit-weiteren-Maßnahmen" fallt außerdem auf, daß der Überlappungseffekt 
im ersteren, moderaten Szenario bei lediglich 5 % der Summe der Emissionsminderung liegt 
und sich im zweiten wesentlich erhöht (vgl. Tabelle 3-3). Dies ist auch verständlich, da mit 
weitergehenden Maßnahmen die Betroffenheit energierelevanter Entscheidungen in den Unter-
nehmen und Betrieben durch mehrere Instrumente zunimmt. 
Die Schätznnsicherheiten bezüglich der Wirkungen der Einzelrnaßnahmen aufgrund von Fakto-
ren wie z.B. Mitnehmer- und Mitgabeeffekte sind auf grund mangelnder Kenntnisse und empiri-
scher Daten erheblich. So führt die Summe der unteren und oberen Schätzwerte der Einzel-
maßnahmen zu einem Unsicherheitsbereich von etwa ± 20 %, der sich auch in der Summe des 
Maßnahmenbündels nicht vermindert, sondern - im Gegenteil - durch die Unsicherheiten der 
überlappenden Wirkungen sich i.a. noch ergräBern dürfte (Tabelle 3-3). Dieser Unsicherheits-
bereich von mindestens ± 20 % der Gesarntreduktion eines Maßnahmebündels macht auch 
noch einmal deutlich, daß die jeweiligen Unterschiede einzelner Wirkungen mehr als qualitative 
Hinweise für wichtige Maßnahmen zu interpretieren sind; andernfalls besteht die Gefahr, die 
quantitativen Angaben als prognostische Werte zu verstehen. 
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Tabelle 3-3 
Maßnahmenbündel zur Reduktion der CO,-Emissionen 
in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher in Deutschland 
im "Mit-weiteren-Maßnahmen"-Szenario 
C02-Reduktionsbeitrag 
Maßnahmen im Jahre 20051) 
In Miii. t CO, 




Angebot von grQnem Strom 1,0 bis 1,5 
neue Verbändevereinbarung BDINDEWNIKNEA 2,4 bis 3,2 
verbesserte Kreditprogramme ERP, DtA, KfW 2 bis 4 
gezieltes Fortbildungsprogramm 2 bis 4 
Initialberatungen und Info aber Energieagenturen 2 bis4 
Unterstützung zweiter Kapitalmarkt 1 
Contracting-Förderung 1 
verbesserte Ziele der SelbstverpflIchtungen 5 bis 10 
verstärkte Forschung und Enmcklung 2,5 bis 4 
be'MJßte Beschaffungsprogramme von Großunternehmen 4 bis 5 
zusätzliche Länder- und Kommunalprogramme 5 bis 7 
Insgesamt unter Berücksichtigung von Alternativen, 23 bis 32,5 technischen Restriktionen und Überschneidungen 
1) EInschI. COrMlnderung durch Stromeinsparungen. 
QueUe: Ziesing u.a. (1997). 
3.4.3.3 Kleinverbraucher 
Auch im Sektor Kleinverbraucher wurde eine erhebliche Anzahl von Maßnahmen rur die bei-
den Szenarien gemäß den Anforderungen der Nationalberichterstattung zunächst einzelanaly-
tisch untersucht und dann in ihrer Wirkung als Gesamtmaßnahmenbündel durch Abzug der 
Überlappungseffekte geschätzt. Bei einigen Maßnalunen wurde wegen mangelnder Kenntnis 
der Wirkungen keine Schätzung vorgenommen (z.B. kooperative Beschaffung) oder aus-
schließlich im Stromsektor berücksichtigt (z,B. die Wirkung der ElektroanwendungsVO und 
des IlgIÜnen Tarifs"). 
Auch in diesem Sektor wurde die Überlappung der Einzelwirkungen der Maßnahmen im mo-
deraten "Mit-Maßnahmen"-Szenario als relativ gering eingeschätzt, während sie im zweiten 
Szenario etwa 50 % beträgt. 
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Der nicht unerhebliche Umfang von Expertenschätzungen über die Wirkungen von EinzeImaß-
nahmen oder Maßnahmenbündeln im Sektor "KIeinverbraucher" wird in Deutschland noch 
zusätzlich belastet durch eine sehr dürftige Datengrundlage über die Struktur des Nutzenergie-
bedarfs in den einzelnen Subsektoren. Denn sehr häufig müssen anhand von EinzelfaIlen be-
troffener Betriebe, Gebäude oder Institutionen Annahmen über die energietechnische Struktur 
des jeweiligen Subsektors getroffen werden. Hier leistet die IKARUS-Datenbank (Laue u.a. 
1997) heute erste Hilfestellung, aber die statistisch abgesicherte Repräsentanz durch Breitener-
hebungen, wie sie in den USA alle drei Jahre mit einem Aufwand von 4 Mil!. US-Dollar durch-
geruhrt werden, ist fur Deutschland und viele andere Industriestaaten nicht gegeben. Wenn 
aber die technische Struktur nicht hinreichend bekannt ist, stehen auch empirisch angelegte 
Wirkungsanalysen in diesen Ländern vor dem Problem einer sehr unsicheren Hochreclmung 
von fallspezifisch beobachteten Effekten klimapolitischer Maßnahmen. Auch diese unsichere 
Datenausgangslage des Sektors KIeinverbraucher fuhrt zu dem Ergebnis, die jeweilige CO2-
mindernde Wirkung von Einzeimaßnahmen oder Maßnahmebündeln als "educated gness" eher 
qualitativ zu begreifen, denn als prognostische quantitative Aussage, die im Kern nicht eindeu-
tig 11 ableitbar lt wäre. 
Um nicht der Gefahr einer unüberprüfbaren Willkür des "educated guess"-Prozesses zu erlie-
gen, wird man die jeweiligen zugrunde liegenden Annalunen transparent und nachvollziehbar 
darlegen müssen. Diese Dokumentation akkumuliert durch Revisionen und Aktualisierungen zu 
einem Erfaluungswissen, das letztlich in Expertensystemen aufbereitet werden könnte und so-
mit in Zukunft sclmell rur ex ante-Evaluationen verfugbar wäre. Erste Anfange in diese Rich-




Anmerkungen zur Quantijizierbarkeit 
Die Maßnahmen im Gebäudebereich umfassen ein breites Spektrum, das von Informationen, 
Beratung und Steuervergünstigungen über Investitionszuschüsse bis hin zu Gesetzen und Ver-
ordnungen reicht. Nur fur einen reil dieser Maßnalnnen können die Wirkungen auf die 
CO2-Emissionen, cl.h. die erreichbare Einsparung in TOllllen pro Jahr, quantifiziert werden. 
Dies ist jedoch nicht so sehr ein methodisches Problem, sondern eher eine Frage der verfugba-
ren Daten. Andere Maßnahmen können dagegen gar nicht quantifiziert werden. Je geringer die 
politische Eingriffsintensität einer Maßnahme ist, um so größer ist der Freiheitsspielraum der 
privaten Haushalte und um so schwieriger sind die Wirkungen von solchen Maßnahmen zu 
schätzen. Die zu betrachtenden Maßnalnnen werden allgemein in folgende zwei Hauptkatego-
flen eingeteilt: 
• Nicht quanlijizierbar sind meist Maßnahmen qualitativer Natur wie Öffentlichkeitsarbeit 
(Information, Motivation), um den Verbraucher zum Energiesparen zu bewegen. Hierzu 
können z.T, auch solche Maßnalunen gehören, mit denen versucht wird, rechtliche, admini-
strative oder sonstige zielgruppenspezifische Hemmnisse abzubauen. Hier ist es schwierig 
oder vielleicht sogar unmöglich, den zurechenbaren reil der Energiesparergebnisse hinrei-
chend sicher zu ermitteln. Wegen der Vielzahl von Einflußfaktoren auf die Reaktion der 
Betroffenen läßt sich der Einfluß bestimmter Maßnahmen kaum isolieren. In diesen Fällen 
ist bestenfalls eine qualitative Bewertung von Maßnalnnenwirkungen durchfiihrbar. 
• Quantijizierbar sind Maßnahmen, bei denen mit Hilfe von empirischen Wirkungsanalysen 
aus der Literatur, mit plausiblen und konsistenten Annahmen sowie sonstigen geeigneten 
Daten- und Informationsquellen die erzielbare CO,-Reduktion mit meist ausreichender Ge-
nauigkeit entweder modellexogen oder mit Hilfe von Modellen berechnet werden kann. Ge-
nerell sind die Wirkungen solcher Maßnahmen quantifizierbar, die sich wie bei bestimmten 
Verordnungen und Standards in technischen Größen beschreiben lassen, sowie Förderpro-
grannne, die in energetischen Verbesserungen und monetären Größen ausgedrückt werden 
können. 
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Modellexogene Rechnungen und Schätzungen 
Die erreichbare CO,-Einsparung einer Maßnahme hängt von einer Vielzahl ökonomischer und 
technischer Einflußfaktoren ab, Aufgrund fehlender detaillierter Daten und [nfonnationen ist es 
nicht immer möglich, alle Bestimmungsgrößen zu erfassen und modellgestützte Berechnungen 
durchzufuhren, Deshalb wird fur einen Teil der Einzelrnaßnahmen der Weg der modellexoge-
nen Bereclmung gewählt. Für jede zu betrachtende Reduktionsmaßnahme sind empirische Da-
ten aus verschiedenen Quellen aufzubereiten und durch konsistente und fundierte Annahmen zu 
ergänzen, Die jeweiligen Bestimmungsgrößen fur die erreichbare CO,-Einsparung haben eine 
erhebliche Variationsbreite, Zur Vereinfachung können bei Überschlagsreclmungen gewichtete 
Mittelwerte verwendet werden, Aufgrund vereinfachender Annahmen müssen die Ergebnisse 
solcher Berechnungen als Schätzwerte angesehen werden (educated guess), 
Im Bereich Raumwänne fur Haushalte stehen drei energetische Effekte bzw. Maßnahmenbe-
reiche im Vordergrund: 
• Verbesserung der Wännedämmung an der Gebäudehülle, 
• Erhöhung des Jahresnutzungsgrades der Wänneerzeuger und 
• Wechsel zu kohlenstoffarmeren Brennstoffen, 
Bei der Wirkungsanalyse der Maßnahmen sind folgende Punkte zu beachten: 
• Die gesamten hier betrachteten Einsparungen beziehen sich auf den Raumwännebedarf ohne 
Warmwasserbereitung, 
• Die Emissionen durch Heizen mit Strom werden nicht in dem Haushaltsbereich, sondern 
dem Umwandlungssektor zugerechnet. 
• Die Berechnung der CO,-Einsparungen erfolgt durch einen Vergleich der Entwicklung ohne 
Maßnahme und der Entwicklung mit Maßnahme. 
• Nach Möglichkeit sollen die errechneten CO,-Minderungen von Einzelrnaßnahmen, die im 
Bündel durchgefuhrt werden, ohne Doppelzählungen addiert werden können, Sofern Über-
sclmeidungen auftreten, werden diese separat ausgewiesen. 
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Zur Illustration der Vorgehensweise wird als Beispiel eine Verschärfung der Anforderungen an 
den Wärmeschutz in Neubauten betrachtet. Es geht hier speziell um die isolierte Wirkung der 
Wärmeschutzverordnung 1995 (WSchV95), die gegenüber der früher gültigen WSchV82 zu 
einem um 30 % niedrigerem Wärmebedarf fiihrt. Unter der Annahme, daß die Standards in der 
Praxis jeweils gerade eingehalten werden, ergibt sich die Gesamteinsparung aus der spezifi-
schen Einsparung und der im Betrachtungszeitraum neugebauten Wohnfläche (Tabelle 3-4). 
Die Mehremission durch den Zubau von Wohnfläche wird dabei nicht berücksichtigt. Hier geht 
es lediglich darum, aufzuzeigen, um wieviel die CO,-Emission größer wäre, wenn die Neu-
bauten ab 1995 nicht nach der WSch V95 gedärmnt würden, sondern nach der vorangehenden 
WSchV82. 
Tabelle 3-4 
Wirkung eines verstärkten Wärmeschutzes in Deutschland 
WSchV95 gegenUber WSchV82 im Jahr 2005 
Einheit ABl NBl Gesamt 
a Neue Wohnfläche bis 2005 Mill. m2 420 72 492 
b Heizwännebedarf WSchV95 GJ/(m'a) 0,306 0,306 0,306 
c Jahresnutzungsgrad 
- 0,8 0,8 0,8 
d Energieverbrauch WSchV95 PJ/a 161 28 189 
e Energieverbrauch WSchV82 PJ/a 230 39 269 
( Energleelnspanung PJ/a 69 12 80 
9 Spezifische CO2-Emission kVPJ 62 60 
h CO2-Einsparung Mill.Va 4,3 0,7 5,0 
Quellen: zu a: Prognos (1995), zu b: Kolmetz, Rouvel (1995). 
Berechnung: d = a'b/o; e = d/(1-0,3); (= e-d; h = (.g. 
Nach der WSch V95 beträgt der maximale Jahresheizbedarf in Neubauten (bei einem geschätz-
ten mittleren A/V-VerhäItnis von 0,75) 85 kWh/m' oder 0,306 GJ/m'. Der angenommene 
mittlere Jahresnutzungsgrad der Wärmeerzeuger (Stand 1995) von 0,80 wird konstant gehal-
ten, da der Einfluß der Nutzungsgradverbesserung auf die CO,-Einsparung der N ovellierung 
der Heizungsanlagenverordnung zugerechnet wird. Der gesamte Endenergieverbrauch der zu-
gebauten Heizungen beträgt dann 189 PJ/a. Bei Gültigkeit der WSchV82 wäre er mit 269 PJ/a 
um 80 PJ/a höher. Für die mittleren spezifischen CO,-Emissionen, die im wesentlichen vom 
Verhältnis Gas- zu Öleinsatz abhängen, ergeben sich fiir die alten Bundesländer 62 k1IPJ 
(Gas/Öl: 1,7) und fiir die neuen Bundesländer 60 ktIPJ (Gas/ÖI: 3,0). Dies bewirkl eine CO,. 
Reduklion im Sektor Haushalte um 5 Mil!. t/a. 
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Ableitung von weiteren Einzelmaßnahmen aus Rechnungen mit dem lKARUS-LP-Modell 
Das Reduktionsniveau im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" wird ruf den Bereich der pri-
vaten Haushalte aus LP-Modellrechnungen übernommen. Betrachtet wird hier die gesamte 
Reduktion aller Minderungsmaßnahmen im )Mit-weiteren-Maßnalunen-SzenarioH gegenüber 
dem "Mit-Maßnahmen-Szenario". Dabei wird das IKARUS-Reduktionsszenario zugrunde ge-
legt, bei dem unterstellt wurde, daß im Zusammenspiel aller Sektoren das von der Bundesre-
gierung verfolgte Minderungsziel fiir das Jallr 2005 erreicht wird. Der mit dem Modell errech-
nete optimale Wert filr die CO,-Minderung im Haushaltssektor wird olme Veränderung auf das 
"Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" übertragen. Mit dem LP-Modell werden kostenminimale 
Handlungsfelder fiir CO,-Reduktionen im Haushaltssektor identifiziert, die dann mit Hilfe 
weiterer Informationen und modellexogener Überschlagsrechnungen in Einzelmaßnal1rnen auf-
gegliedert werden. 
3.4.4.2 Elektrische Geräte und Warmwasserbereitung 
Die Bereiche elektrische Geräte und Warmwasserbereitung im Sektor Haushalte zeiclmen sich 
fiir Deutschland dadurch aus, daß die Strukturdaten zur Bestimmung des Energieverbrauchs 
sehr detailliert vorliegen. 18 Eine Einschränkung in der Datenvcrfiigbarkeit ergibt sich jedoch fiir 
die neuen Bundesländer. Zwar sind auch hier differenzierte Daten zum summarischen Bestand 
verfiigbar, lange Zeitreihen fehlen jedoch weitgehend. Auf der Grundlage dieser vergleichswei-
se guten Datenbasis kann die Wirkungsschätzung zumindestens fiir die alten Bundesländer sehr 
detailliert durchgefilhrt werden. Für die neuen Bundesländer müssen die Ergebnisse über eine 
Hochrechnung der Ergebnisse filr die alten Bundesländer geschätzt werden. 
18 So liegen bezüglich der elektrischen Haushaltsgertlte neben den amtlichen Statistiken eine ganze Reihe von 
regelmäßigen Untersuchungen zu Ausstattungsraten bzw. Gerätealter (z.B. ZVEI 1992. VDEW 1991 und 1996, 
ebökffUM 1990, Prognos 1995, Geiger u.a. 1993, Kolmetz u.a. 1994 und 1995), aber auch einige Detailunter-
suchungen zum spezifischem Energieverbrauch sowohl von durchschnittlichen als auch von Neugeräten vor 
(z.B. ebökITUM 1990, ebök 1997, Michae11991 und1993, NEI 1995, Prognos 1995, ZVEI 1992). Die vorlie-
genden Daten zur Warmwasserbereilullg sind zwar für sich weniger differenziert, können aber über plausible 
Zuordnungs rechnungen über die Struktur der Beheizungssysteme (filr die wiederum detaillierte Daten vorlie-
gen) relativ gut bestimmt werden (z.B. Kolmetz u.a. 1994 und 1995). 
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Untersucht werden nur Maßnahmen, die auf jeweils neue Geräte bzw. Anlagen abzielen; Ein-
griffe in Bezug auf Altgeräte (also den Bestand) werden nicht unterstellt. Als Modell tUr die 
verschiedenen Maßnahmen wird jeweils ein ordnungsrechtlicher Eingriff mit Vorgabe von 
Mindeststandards tUr die Energieeffizienz der jeweiligen Geräte betrachtet: 
• Eine Heizanlagenverordnung definiert Mindestanforderungen an die Effizienz von Hei-
zungsanlagen (v.a. Öl- und Gasheizungen). 
• In einer Elektroamvendllngsverordl1lll1g werden Mindeststandards tUr bestimmte elektrische 
Geräte (Waschmaschinen, Küh!- und Gefriergeräte, Geschirrspüler) bzw. Komponenten 
(Standby-Schaltungen) festgelegt. 
Prinzipiell ist die im folgenden beschriebene Methodik der Wirkungsschätzung jedoch auch tUr 
gleichwertige Instrumente, z.B. freiwillige Selbstverpflichtungen der Hersteller bzw. Importeu-
re von Geräten bzw. Anlagen anwendbar. 
Das Wirklll1gspotential der jeweiligen Instrumente wird - in Abhängigkeit von der Datenver-
tUgbarkeit - auf zwei verschiedenen Wegen berechnet: 
• Für diejenigen Fälle, in denen historische Daten zu Ausstattungsraten und spezifischem 
Energieverhrauch vorliegen wird das Wirkungspotential über ein Stock-Exchange-Modell 
errechnet. 
• Liegen keine nach Altersklassen differenzierten Strukturdaten vor, wird tUr die jeweiligen 
Szenariostützpunkte mit fiber die gesamte Geräteflolte gemillelten Werten gearbeitet. 
Im Stock-Exchange-Modell wird der Energieverbrauch tUr das jeweilige Gerät bzw. die jewei-
lige Anlage nach folgender Beziehung ermittelt: 
j i 
Ei = Ei -1 + nneu, i . e,. - L(ngeS,j' kAbg,i,j' ej) + L(ngeS,). kAbg,i,J' kErs,i,j' ei) 
)=1 j=l 
mit 
Index der Szenariostützpunkte 
j Index der Geräte-Altersklassen 
E; Energieverbrauch in Szenarioscheibe i 
~ spezifischer Energieverbrauch von Neugeräten in der Szenarioscheibe i bzw. der Altersklasse j 
ßneu,i Netto-Zugang an Geräten in der Szenarioscheibe i 
llgesJ gesamter Gerätebestand der Altersklasse j 
kAbg,ij alterSbedingte Abgangsrate von Geräten der Altersklasse j in der Szenarioscheibe i 
kfu,ij Substitutionsgrad altersbedingter Geräteabgänge der Altersklasse j durch Neugeräte in der Szenario-
scheibe i 
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Für den historischen Anlagenzuwachs kann hier entweder auf entsprechende Erhebungen zu-
rückgegriffen werden oder es müssen einfache Schätzungen angestellt werden, Für die elektri-
schen Haushalts-Großgeräte Waschmaschine, Kühl- und Geffiergeräte sowie fiir Spülmaschi-
nen liegen fiir die alten Bundesländer Deutschlands entsprechende Erhebungen vor (VDEW 









Altersstruktur ftlr Haushalts-Großgeräte in Deutschland 
(alte Bundesländer) im Jahr 1992 
Mio. Geräte 
bis 1980 1981182 1983184 1985/86 
Baujahr 
19871Ba 1989190 1991192 
• GeschlrrspOler m Gefriergerale o Kühlgeräle mWaschmasch!nen 
Quelle: Berechnungen des Öko-Instituts 
Die Auswertung dieser Erhebungen (Abbildung 3-7) zeigt, daß die durchschnittliche Nut-
zungsdauer der gezeigten Elektrogeräte in guter Näherung mit 15 Jahren angesetzt werden 
kann, wobei die altersbedingten Substitutionsraten fiir die einzelnen Geräte durchaus variieren, 
Bei einem Szenariozeitraum von 13 Jalrren (1992-2005) wird damit der im Ausgangsjalrr in 
Nutzung befindliche Anlagenbestand nahezu vollständig durch neue Geräte ersetzt, 
Für Warmwasserbereitungsanlagen sind derartige Strukturdaten nicht bekannt, so daß auf 
Mittelwertüberlegungen zurückgegriffen werden muß, Es wird davon ausgegangen, daß Anla-
gen zur Warmwasserbereitung aus Altersgründen etwa alle 20 Jalrre ersetzt werden müssen, 
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Unter Berücksichtigung des Anlagenzuwachses in Neubauten ergibt sich, daß im Jahre 2005 
ein Bestand von ca. 66 % der Ölanlagen und 76 % der Gasanlagen zur Warmwasserbereitung 
nach 1992 neu eingebaut wurde. Die Wichtigkeit einer gesonderten Betrachtung der Aus-
tauschprozesse verdeutlicht beispielsweise die Situation bei der Warmwasserbereitung in den 
neuen Bundesländern: Da Warmwasseranlagen auf Erdgas- oder Ölbasis hier 1992 nur eine 
äußerst untergeordnete Rolle spielten, wird der Bestand im Jahre 2005 absolut durch den Neu-
Einbau dominiert. Für das Jahr 2005 wird so der Anteil von nach 1992 eingebauten Anlagen 
mit 90 % (Öl) bzw. 93 % (Erdgas) geschätzt. 
Die Berechnungen mit dem Stock-Exchange-ModeU ermöglichen neben der Ermittlung von 
Energieverbrauchsdaten fur den Endpunkt des Szenariozeitraums auch die Ermittlung von Zwi-
schell-Stüfzwerfell im Szenariozeitraum. 
Die Ermittlung des Wirkungspotentials fur die jeweiligen Instrumente auf der Basis von Mil-
te!wertschätzungen jür gesamte Geräteflotten erfolgt mit folgender Beziehung: 
Ei = nges, j • emlflel, i 
mit 
Index der Szenariostützpunkte 
R Energieverbrauch in der Szenarioscheibe i 
e.ruttel.i spezifischer Energieverbrauch im Durchschnitt aller Geräte in der Szenarioscheibe i 
llg~!,i gesamter Gerätebestand in der Szenarioscheibe i 
Liegen keine Bestandsdaten, aber Angaben zur Entwicklungsdynamik der entsprechenden 
Energieanwendung vor, kann dieses Mittelwertverfahren natürlich auch über auf den Aus-
gangsstützpunkt normierte Werte vollzogen werden. Ein AnwendungsfaU fur ein solches Ver-
fahren ist die Ermittlung des Energieverbrauchs fur Standby-Schaltungen, fur die nur ein sum-
marischer Verbrauch und keine anwendungs- bzw. gerätealtersspezitische Differenzierung 
vorlag. Dieses Verfahren ist hier jedoch unproblematisch anwendbar, da angesichts der schnel-
len Gerätealterung davon ausgegangen werden kann, daß in einem Szenariozeitraum von 10 bis 
15 Jahren alle Geräte zumindest einmal ausgetauscht werden. 
Neben dem Wirkungsraum fur die betrachteten Instrumente, also den im Szenariozeitraum 
betroffenen Neugeräten, muß der spezifische Energieverbrallch bzw. die spezifische Energie-
einsparung fur die zu vergleichenden Varianten bestimmt werden. 
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Für die Haushalts-G/'oßge/'äte kann auf der Grundlage der vorliegenden langen Zeitreihen aus 
der Vergangenheitsentwicklung eine Trendentwicklung rur die Zukunft fortgeschrieben wer-
den. Auch wenn natürlich eine solche Schätzungen spekulativer Natur ist und möglicherweise 
(sprunghafte) technologische Neuerungen vernachlässigen könnte, zeigt die Analyse in Abbil-
dung 3-8, daß zumindest in der Vergangenheit die Verbesserung der Geräteeffizienz durchaus 
einer stetigen Funktion folgte. 
Abbildung 3-8 
Entwicklung des durchschnittlichen Verbrauchs von neuen GeschirrspUlern 
und Waschmaschinen in Deutschland (alte Bundesländer), 1978·2005 
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Quelle: Berechnungen des Öko-Instituts 
Die Abbildung zeigt am konkreten Beispiel auch, welche Folgen eine Beschleunigung der Effi-
zienzverbesserung durch den Einsatz zusätzlicher politischer Instrumente haben kann: 
• Am Beispiel der Waschmaschine wird deutlich, daß der in der Referenzprojektion gezeigte 
spezifische Energieverbrauch nur wenig über dem (durch die Verordnung als Mindeststan-
dard definierten) Verbrauch des Bestgerätes von 1995 liegt. Der ganz überwiegende Effekt 
des politischen Instruments liegt hier darin, die Durchdringung des Gerätebestands durch 
diese Geräte zu beschleunigen und damit den Flottenverbrauch schneller zu senken (2005: 
I I % geringer als in der Referenz). 
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• Das Beispiel des Geschirrspülers zeigt, daß mit dem analysierten politischen Instrument 
sowohl ein in der Trendentwicklung zunächst nicht zu erwartendes Effizienzniveau erreicht 
werden kann als auch der Flottenverbrauch mit der schnelleren Durchdringung deutlich ver-
bessert würde (2005: 25% geringer als in der Referenz). 
Naturgemäß ist in beiden Fällen der Effekt fur den Verbrauch der gesamten Geräteflotte um so 
höher, je dynamischer der Zuwachs der Ausstattungsraten verläuft. Wegen des großen Sätti-
gungsgrades bei Waschmaschinen (d.h. Anschaffung von Neugeräten überwiegend als Ersatz) 
ist die Veränderung des durchschnittlichen Flottenverbrauchs durch einen Höchstverbrauchs-
standard geringer als bei Geschirrspülem, bei denen ein hoher Zuwachs der Ausstattungsraten 
erwartet werden kann. 
Eine andere Möglichkeit fur die Bestimmung des spezifischen Energieverbrauchs besteht bei 
der Effizienzerhöhung von Energieumwandlungsanlagen über eine Analyse der Nutzungsgrad-
Entwicklung. So läßt sich der spezifische Energieverbrauch fur die zentralen Warmwasserbe-
reitungsanlagen über die sich im Mix ergebenden Nutzungsgrade bzw. deren Differenz (z.B. 7 
Prozentpunkte bei Warrnwasserbereitung mit Ölheizung, 8 Prozentpunkte bei Gasheizungen) 
ermitteln. 
Neben den genannten Möglichkeiten zur indirekten Ermittlung der Sparpotentiale können die 
Sparpotentiale aus der Literatur oder Prototypenvergleiche auch direkt abgeschätzt werden 
und den entsprechenden Instrumenten über Normierungsverfahren zugeordnet werden. Für 
Standby-Schaltungen wird z.B. ein Gesarnt-Sparpotential von 80 % angegeben, welches mit 
einer Fortschreibung fur den Gesamtstromverbrauch bei TV- und Videogeräten im Ausgangs-
jahr (7,3 TWb) überlagert wird. Dabei wird angenommen, daß sich die Zahl dieser Anwendun-
gen mit Standby-Schaltungen bis zum Ende des Szenariozeitraums um 50 % erhöht. 
Ohne Zweifel existiert bei der Analyse der beschriebenen Instrumente die Gefahr einer Über-
schätzung der Wirkungen, denn auch ohne eine entsprechende Vorschrift hätte ein Teil der neu 
angeschafften Geräte bzw. Anlagen den entsprechenden Standards genügt: 
• Durch die explizite Berücksichtigung der Effizienzverbesserungen in den durchschnittlichen 
spezifischen Verbrauchswerten fur Neuanlagen im Stock-Exchange-Modell können solche 
Doppelzählungen weitgehend vermieden werden. 
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• Bei der Bewertung über den mittleren Floffenverbrauch müssen plausible AIUlahmen zur 
Ohnehin-Anwendung der Komponenten mit den entsprechend geforderten Verbrauchsstan-
dards getroffen werden. Dieser Anteil wird z.B. bei Standby-Schaltungen mit einer Effizien-
zerhöhung von 80 % in konservativer Schätzung auf rund 30 % veranschlagt. 
Außerdem sind bei der Wirkungsanalyse die folgenden Pmtkte zu beachten: 
• Anhalte- oder Ausstrahlungsejjekte können bei den untersuchten politischen Instrumenten 
allenfalls mittelbar erwartet werden (Innovationsentwicklung etc.), so daß sie in einer auf 
wenige Jahre beschränkten Analyse nur bedingt berücksichtigt werden müssen. 
• Da die untersuchten Instrumente vor allem auf die Hersteller bzw. Importeure abzielen und 
relativ gut kontrolliert werden können, kann grundsätzlich ein Bejolgungsgrad von 100 % 
unterstellt werden. 
• Synergie- lind Oberlappungsejjekte sind auf grund der sektorspezifischen und zielgenauen 
Ausrichtung der politischen Instrumente nicht zu erwarten. 
Die emissionsseitige Bewertung der ermittelten Energieeinsparungen muß auf unterschiedJi~ 
ehen Wegen erfolgen: 
• Die auf direkte ÖI- und Gaseinsparung zielenden Instrumente werden ohnehin brenn-
stoffspezitisch bewertet. Die entsprechenden Energieeinsparungen können so direkt mit den 
zugehörigen Emissionsfaktoren überlagert werden. 
• Die errechneten Stromeinsparungen werden nur mittelbar emissionswirksam und fließen als 
veränderte Stromnachfrage in die Modellierung des Kraftwerksparks ein. Für den nach-
richtlichen Ausweis wurden diese Stromeinsparungen jedoch mit einem mittleren Emissi-
onsfaktor fiir die gesamte Strombereitstellung im Rejerenzjall bewertet. Eine Differenzie-




Im Verkehrsbereich sind in Deutschland gegenwärtig rund 30 Einzelmaßnahmen - sowohl 
"ergriffene" als auch "weitere" (von der Bundesregierung vorgesehene sowie zusätzlich vorge-
schlagene Maßnahmen) - hinsichtlich ihres möglichen CO,-Reduktionspotentials zu betrach-
ten." Wie in den anderen CO2-relevanten Bereichen ergeben sich auch bei der Wirkungsanaly-
se der EinzeImaßnahmen im Verkehrsbereich erhebliche methodische Probleme. Die verschie-
denen Einzelmaßnahmen stehen häufig in Wechselbeziehungen zueinander; die Wirkungen 
können sich ergänzen und verstärken (z.B. Geschwindigkeitsverringerungen, Erhöhung der 
Mineralölsteuer, Maßnahmen zur Verstetigung des Verkehrsflusses, Vorgabe von Kraftstoff-
verbrauchsgrenzwerten, allgemeine Schulung in mehr Energieeffizienz, Informationskampa-
gnen), sich überlagern (z.B. BVWP '92, Kombi-Verkehre über Wasserstraßen, Verlagerung 
des Transitverkehrs von der Straße auf Schiene und Schiff) oder auch neutralisieren (Stärkung 
der kombinierten Verkehre, Verlagerung des Transitverkehrs aufSchiene und Schiff und Aus-
bau der Schienenwege und Wasserstraßen einerseits sowie Ausbau des Straßennetzes und Ta-
rifaufhebungsgesetz andererseits). Gleiches gilt im übrigen auch fur Entwicklungen und Ent-
scheidungen in anderen Politikfeldem und Bereichen, die in ihren Auswirkungen die CO,-
Reduktionsbemühungen im Verkehrssektor unterstützen (z.B. raumsparende Flächennutzungs-
19 Geordnet nach der Eingriffsintensität des Staates (lller abnehmend) lassen sie sich - wenn auch nicht immer 
trennscharf - folgenden Kategorien zuordnen: 
- ordnungsrechtliche Maßnahmen: Gaspendel-VO, Strukturreform der Bahn; Tarifaufhebungsgesetz, Verringe-
rung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit im Straßenverkehr, Vorgabe von Kraftstoffverbrauchsgrenv .... erten; 
- preis politische Maßnahmen: Erhöhung der Mineralö}steuer, emissionsbezogene Kfz-Steuer, Gebühren für die 
Benutzung bestinmlter Straßen, Anhebung der EU-Mindestsätze bei der MineraIölsteuer, emissionsbezogene 
Kfz-Steuer, CO2-Emissionen bei neuen Kfz, Besteuerung von Flugkraftstoffen, Anhebung des Kmftstoftj>reises, 
fahrleistungsabhängige Straßenbenutzungsgebühren~ 
- investifionspolilische Maßnahmen: Bundesverkehrswegeplan, Steigerung der Attraktivität des öffentlichen 
Personennahverkehrs, Verkebrsbeeinflussung durch Verstetigung des Verkehrsflusses, Güterverkehrszentren, 
Kombi-Verkehre über Wasserstraßen, Standortkonzeption der Bahn, Verlagerung des internationalen Transit-
verkehrs von der Straße auf die Schiene und das Scbiff, Anwendung moderner Informationstecbnik zur Ver-
meidung und Regulierung weiteren Verkehrsaufkommens; 
-/orschungsfordemde Maßnahmen: Forschungsprogramm Stadtverkelu, Forschungsf6rderung und Information 
über Stadtverkelusplanung und umweltscbonenden Stadtverkehr, Verkehrsforschung, Forschungsprogranun 
Schadstoffe in der Luftfahrt sowie 
- Informative und sonstige Maßnahmen: Infonnationen zum energiesparenden und umweltfreundlichen Ver-
kebrsverhaltcn, Änderung der gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien, Einführung einer Ver-
kehrsauswirkungsprüfung, allgemeine SChulung in mehr Energieeffizienz. 
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politik) oder hierauf kontraproduktive Auswirkungen haben können (z.B. Globalisierung und 
Internationalisierung von Wirtschaft und Handel, lean production). 
Bei allen EinzelmaßnaIunen ist zwischen kurz-, mittel- und langfristigen Reaktionen der Ver-
kehrsteilnehmer zu unterscheiden. Auf eine kräftige KraftstoflVerteuerung - z.B. über eine An-
hebung der Mineralölsteuer - wird es kurzfristige Reaktionen geben, die sich auf mittlere und 
längere Sicht jedoch durch Gewöhnung und Anpassung (z.B. Umschichtung der Haushalts-
budgets, höhere Einkommen) erheblich vermindern dürften. 
Außerdem ist zu beachten, daß viele Einzelmaßnalnnen nur qualitativ (z.B. Forschungspro-
gramm Stadtverkehr) benannt werden bzw. hinsichtlich ihrer Ausprägung (z.B. Anhebung der 
EU-Mindestsätze bei der Mineralölsteuer) nicht quantifiziert wurden und daß ferner viele Ein-
zelmaßnaInnen im Betrachtungszeitraum nicht vollständig oder anders umgesetzt werden. 
Vor dem Hintergrund der vorgenannten Überlegungen dürfen Abschätzungen von CO2-Min-
derungswirkungen bestimmter EinzelmaßnaIunen nicht fehlinterpretiert werden. Angesichts der 
vielen Unwägbarkeiten und der häufig nicht quantifizierbaren oder auch kontraproduktiven 
Wirkungen einzelner Maßnahmen erlauben die ermittelten CO,-Minderungspotentiale lediglich 
einen groben Vergleich verschiedener MaßnaInnen hinsichtlich ihres möglichen CO2-
Reduktionsbeitrages. Wegen dervielfaltigen Wechselbeziehungen sind die Wirkungen von Ein-
zelmaßnaIunen im Verkehrsbereich in der Regel auch nicht addierbar. 
3.4.5.2 Wirkungen ausgewählter EinzeImaßnahmen im Verkehr 
Die hinsichtlich ihres CO,-Reduktionspotentials untersuchten preis politischen Maßnahmen 
(Erhöhung der Mineralölsteuer, Anhebung der Mindestsätze bei der Mineralölsteuer, Anhe-
bung des KraftstofljJreises, Straßenbenutzungsgebühren) gehen im Verkehrsbereich von der 
AnnaIune eines klassischen Marktversagens aus. Die InanspruchnaIune von Verkehrsleistungen 
verursacht Schäden (durch Luftschadstoffe, Lärm, Flächenverbrauch, Verminderung der all-
gemeinen Lebensqualität) und fuhrt bei Dritten zu Kosten, die nicht die Verkehrsteilnehmer 
selbst, sondern die Allgemeinheit zu tragen haben. In der Wissenschaft unbestritten ist, daß 
diese externen Kosten beim Individual- und beim Straßengüterverkehr je Leistungseinheit (DM 
je Pkm bzw. tkm) höher sind als - mit Ausn.lune des Luftverkehrs - bei den übrigen Verkehrs-
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trägern. Insofern soll die Forderung nach höheren Kraftstoffpreisen bzw. einer Verteuerung 
des Straßenverkehrs die Herstellung eines funktionierenden Marktmechanismus bewirken. 
Das Ziel aller preispolitischen Maßnahmen ist, Anreizmechanismen für Energieeinsparnngen im 
Personen- und Güterverkehr zu schaffen. Diese Energieeinsparungen werden über folgende 
Reaktionsmöglichkeiten erreicht: 
• geringere Motorisierung (Personenverkehr), 
• höhere Besetzung (personenverkehr) und höhere Auslastung (Güterverkehr) der Fahrzeuge, 
• Veränderung der Verkehrsmittelwahl (personen- und Güterverkehr), 
• kürzere Fahrtziele (personenverkehr) und kürzere Beschaffungs- und Absatzwege und 
Vermeidung von Leerfahrten (Güterverkehr), 
• Herstellung, Anschaffung und Nutzung verbrauchseffizienterer sowie sparsamerer Fahrzeu-
ge (Personen- und Güterverkehr), 
• Verkehrsvermeidung (Personen- und Güterverkehr) sowie 
• generell ein energieverbrauchsbewußteres Verhalten (Personen- und Güterverkehr). 
Die Wirknng preispolitischer Instrumente hängt wesentlich von der Ausgestaltung der Maß-
nahmen ab. So ist bei einer Anhebung der KraftstoffjJreise auf 3 DM je Liter (VK und DK) 
eine kontinuierliche und schrittweise Anhebung zu berücksichtigen. Für die verkehrlichen Wir-
knngen wichtig ist auch eine entsprechende Anhebung in den übrigen EU-Ländern, um Tank-
tourismus zu vermeiden. 
Der im Personen- und Güterverkehr quantifizierte CO,-Minderungseffekt dieser Maßnalune 
(von 23 Mill. t gegenüber Referenzentwicklung von Prognos bis 2005) wurde - trotz vieler 
methodischer Bedenken - über bestimmte Annahmen über die Preiselastizität der Nachfiage 
ermittelt. In der Literatur werden hierfür Werte von -0, I bis -0,7 genannt. Bei einem hier un-
terstellten Wert von -0,25 führt z.B. eine reale Preiserhöhung um 50 % zu einer Verminderung 
der Fahrleistung um etwa 13 %. Es ist darauf hinzuweisen, daß im Güterverkehr die prozen-
tualen Minderungseffekte (-5 %) erheblich unter denen im Personenverkehr (-12 %) liegen. 
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Die Lkw-Unternehmer können den Fuhrparkbetrieb generell effizienter gestalten (wie höhere 
Auslastung, geringerer Leerfahrtenanteil, bessere Logistik) sowie die erhöhten Transportko-
sten z.T. auf die Verlader überwälzen. Diese wiederum können ihre Produktions-, Beschaf-
fungs- und Absatzlogistik ebenfalls rationalisieren, andere Verkehrsmittel wählen oder die er-
höhten Transportkosten auf ihre Kunden überwälzen. Im Straßengüternahverkehr sind die Re-
aktionen - mangels ausreichender Alternativen - noch sehr viel unelastischer als im Fernverkehr 
einzuschätzen. 
Fahrleistungsabhängige Straßenbenutzungsgebühren (Road-Pricing) erlauben - anders als die 
Mineralöl-, CO,-, Energie- oder die Kfz-Steuer - eine unmittelbare Lenkung der Verkehrs-
nachfrage über den dafiir zu entrichtenden Preis. Da sie direkt an den gefahrenen Kilometern, 
Streckenabschnitten, Wegelängen und/oder Fahrtzielen anknüpfen, kann über eine entspre-
chende Abgabenhöhe der motorisierte Straßenverkehr so beeinflußt werden, daß sich die je-
weils gewünschten "Ziel-Verkehrsmengen" einstellen. 
Unter dem Gesichtspunkt der CO,-Reduktion ist zu fordern, daß diese Gebühr fiir sämtliche 
Straßenkategorien zu entrichten ist. Zeitliche, gebiets- und/oder streckenbezogene Gebühren 
können zwecks Verminderung lokaler Umweltbelastungen durchaus sinnvoll sein, implizieren 
aber die Gefahr von Ausweich- und Umgehungsreaktionen mit möglicherweise kontraproduk-
tiven Auswirkungen auf die Fahrleistungen, den KraftstoftVerbrauch und damit auch die CO,-
Emissionen. 
Die Wirkungen dieser Gebühr (-,10 DMje Pkw-km; -,20 DMje Lkw-km) werden ähnlich wie 
bei einer Verteuerung der Kraftstoffe ermittelt. Umgerechnet auf die Tankstellenabgabepreise 
würde diese Abgabe einem Kraftstoffpreis von 2,60 DM je Liter VK und 2,45 DM je Liter DK 
entsprechen. Die Energieeinsparungen ergeben sich durch 
• geringere Motorisierung, 
• erhöhte Besetzungs- und Auslastungsgrade, 
• Verringerung der Reise- und Fahrtweiten, 
• Routen-/Streckenoptimierung, 
• Änderung des Modal Split, 
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• Vermeidung von Fahrten sowie indirekt 
• über energieverbrauchsbewußteres Verhalten und 
• die Herstellung, Anschaffung und Nutzung energieeffizienterer Fahrzeuge. 
Das CO2-Minderungspotential (rund 15 Mill. t) kann auf grund derzeit fehlender technischer 
Einrichtungen und der entsprechenden (datenschutz-) rechtlichen Voraussetzungen bis zum 
Jahr 2005 nicht ausgeschöpft werden. Obwohl Straßenbenutzungsgebühren auf grund der di-
rekten Lenkungs- und Steuerungsmöglichkeiten einer Mineralölsteuererhöhung vom Grundsatz 
her vorzuziehen sind, haben letztere den Vorteil der unter den gegebenen Rahrnenbedingungen 
relativ einfachen Implementierung und der sofortigen Mehreinnalnnen filr den Staatshaushalt. 
Eine Vorgabe von Kraftstoffverbrauchsgrenzwerten ist neben der Vorgabe von CO2-
Grenzwerten (z.B. 90 g CO,lkm) der einfachste und direkteste Weg, bestimmte quantitative 
CO2-Minderungsziele zu erreichen. Sinnvollerweise können sich derartige Limits nur auf neu 
zugelassene Fahrzeuge beziehen. Aus der Vielzahl der Ausgestaltungsmöglichkeiten derartiger 
gesetzlicher und administrativer Regelungen wird der Fall betrachtet, daß alle in Deutschland 
neu zugelassenen Pkw ab sofort jährlich einen um 5 % verminderten Durchschnittsverbrauch 
(Liter je 100 km) aufweisen müssen, jeweils bezogen auf Verbrauchswerte, die im Durch-
sclmitt realistische Fahrzyklen (Testverbrauchswerte) widerspiegeln. Diese Minderungsraten 
gelten gleichermaßen filr VK- und DK-Fahrzeuge. Die filr 2005 ermittelten durchsclmittlichen 
Verbrauchsabsenkungen tUr den Pkw-Bestand (tUr VK-Fahrzeuge von 9,2 auf 7,8 Liter je 100 
km und filr DK-Fahrzeuge von 7,5 auf 6,4 Liter je 100 km) sowie die ermittelten C02-Min-
derungen von 11,3 Mill. t gelten unter folgenden Voraussetzungen: 
• Durchschnittsalter der Fahrzeuge bei der Löschung II Jahre, 
• gleichbleib ende Pkw-Bestandsentwicklung, 
• konstante Struktur des Pkw-Bestandes nach Hubraumklassen, 
• gleichbleibendes Verhältnis von VK- und DK-Fahrzeugen sowie 
• unveränderte Falrrleistungen. 
Dies erfordert allerdings Verwaltungskosten filr verstärkte Kontroll- und Überwachungsmaß-
nalnnen. 
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Von den ordnungsrechtlichen Maßnahmen ist hinsichtlich der Höhe des CO,-Minderungs-
effektes die Verringerung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten im Straßenverkehr (T 100, 
T 120 und T 130: BAß; T 80: sonstige Außerortsstraßen) besonders hervorzuheben. Eine all-
gemeine Verringerung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit (T 100/80) läßt einen reibungslo-
seren Verkehrsfluß und eine Kraftstoffeinsparung erwarten. Beide Effekte sind unmittelbar 
CO,-reduktionswirksarn. 
Grundlage der Berechnungen fur die Einsparpotentiale im motorisierten Individualverkehr 
durch Geschwindigkeitsbeschränkungen sind Geschwindigkeitsverteilungen fur einen Zustand 
entsprechend den bisherigen Höchstgeschwindigkeitsregelungen und Geschwindigkeitsvertei-
lungen nach Einfuhrung niedrigerer Geschwindigkeitsgrenzen. In diesen Verteilungen sind die 
jeweiligen Fahrleistungsanteile und die zugehörigen Durchschnittsverbrauchswerte fur Klassen 
von mittleren Fahrgeschwindigkeiten ausgewiesen. Diese Geschwindigkeitsverteilungen wur-
den zunächst nach alten und neuen Bundesländern, nach Pkw mit Otto- und Dieselmotor sowie 
nach Bundesautobahnen und sonstigen Außerortsstraßen aufgrund vorhandener Untersuchun-
gen, Verkehrserhebungen und -zählungen getrennt geschätzt. Durch die Verknüpfung von 
Durchschnittsverbrauch je Geschwindigkeitsklasse mit der Verteilung des Pkw-Bestandes auf 
die Geschwindigkeitsklassen lassen sich die entsprechenden Minderungspotentiale ableiten. 
Der Lkw-Verkehr ist zunächst nicht von dieser Maßnalnne betroffen. Geschwindigkeitsmes-
sungen der Bundesanstalt fur das Straßenwesen zeigen jedoch, daß mehr als die Hälfte der 
größeren Lkw das heute vorgeschriebene Tempolimit von 80 km/h auf Autobalmen über-
schreitet. Die mittlere Fahrgeschwindigkeit auf freien Autobahnstrecken betrug z.B. im Jahr 
1992 etwa 87 km/ho Da ein genereller Befolgungsgrad von 80 % der fur Pkw geltenden 
Höchstgeschwindigkeiten unterstellt wird, der über verstärkte Überwachungs- und Kontroll-
maßnalnnen erreicht wird, ist sichergestellt, daß auch ein Teil der beim Straßengüterverkehr 
"schlummernden" Potentiale erschlossen werden kann. 
Ein CO,-Reduktionsbeitrag durch Tempo 100 auf Autobalmen und Tempo 80 auf sonstigen 
Außerortsstraßen in Höhe von 12,5 Mill. t (2005 bezogen auf den Prognos-Referenzfall) dürf-
ten eher einer vorsichtigen Schätzung entsprechen. Deml es wurde unterstellt, daß die Fahrlei-
stungen konstant bleiben. Tatsächlich dürften sie tendenziell jedoch eher zurückgehen. Eine 
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Begrenzung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit aufBundesautobahnen auf höherem Niveau 
(BAB 120 km/h bzw. 130 kmIh) wörde unter ansonsten unveränderten Bedingungen naturge-
mäß zu niedrigeren Reduktionsmengen fuhren. 
Verringerungen der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten haben generell den Vorteil, daß sie -
abgesehen von verstärkten Überwachungsmaßnahmen und neuen Verkehrsschildern - den 
Bundeshaushalt nur geringfugig belasten, sofort umsetzbar wären und vor allem auch sofort 
wirken würden. 
3.4.5.3 Wirkungen von Maßnahmenbündeln im Personen- und Güterverkehr 
Eine Politik, die darauf abzielt, in einem marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen die CO,-
Emissionen zu verringern, sollte im Verkehrsbereich darauf hinwirken, daß 
• umweltverträglichere Verkehrsmittel benutzt werden, 
• die Verkehrs-rrransportbedürfnisse verringert werden, 
• der spezifische Energiebedarf und die daraus resultierenden spezifischen COrEmissionen 
gesenkt werden. 
Den Kern einer zielorientierten CO,-Reduktionsstrategie könnten folgende Komponenten bil-
den: 
• Anbebung der EU-Mindestsätze bei der Mineralölsteuer (Kraftstoffpreis 2 DM je Liter VK 
und DK), 
• CO,-Emissionen bei neuen Kfz (Umstellung der Kfz-Steuer), 
• Besteuerung von Flugkraftstoffen (Mineralölsteueranlastung) und Aufhebung der Mehr-
wertsteuerbefreiung im grenzüberschreitenden Luftverkehr, 
• Verringerung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten im Straßenverkehr (BAB: 120 krn/h; 
(sonstige) außerorts: 80 kmIh; innerorts: unverändert). 
Angesichts der zeitlichen und inhaltlichen Probleme bei der politischen Durchsetzung auch nur 
einer Maßnahme im nationalen Bereich bzw. auf europäischer Ebene muß eine derartige Ge-
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samtstrategie, die zwecks Erreichung nennenswerter CO,-Reduktionen im Jahre 2005 (40 Mill. 
t CO, - Stabilisierung auf dem Niveau von 1990) unverzüglich beschlossen und umgesetzt 
werden müßte, allerdings als umealistisch eingeschätzt werden. 
Zur Untersuchung eines "realistischeren" Strategiekonzeptes zur Verminderung von CO,-
Emissionen im Verkehrsbereich sind vorliegende Untersuchungen der Effizienz von Maßnall-
menbündeln ausgewertet worden (Delphi, Expertenschätzungen, Befragungen und Erhebun-
gen, hierarchisch geordnete Wirkungsanalyse der in den Maßnahmenbündeln enthaltenen Ein-
zelmaßnahmen, Faktorenanalyse, ökonometrische Modellreclmungen u.a.m.). Dieses Konzept 
geht von der Grundarmalnne aus, daß die Akzeptanz der eingesetzten Maßnahmen (und damit 
zugleich ihre Wirksamkeit) in starkem Maße davon abhängt, daß die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung möglichst wenig beeinträchtigt wird und daß die Strategie sozialpolitisch ausge-
wogen ist. Die alleinige Belastung bzw. Behinderung von Pkw und Lkw, als den bedeutsam-
sten CO,-Emittentengruppen, ohne die gleichzeitige nennenswerte Verbesserung alternativer 
Verkehrsangebote würde als schikanös empfunden werden und zugleich zu erheblichen Stö-
rungen im Wirtschafts- und Lebensablauf fUhren. 
Eine integrierte Verkehrs- und Umweltpolitik läßt sich am ehesten durch eine ausgewogene 
Mischung vielfaItiger Einzelmaßnalunen umsetzen. Wichtig ist ein verkehrs- und umweltpoliti-
sches Gesarntkonzept, in dem sich einzelne Maßnahmen nicht kontraproduktiv zueinander 
auswirken.20 
In allen vorliegenden Untersuchungen erstreckt sich das Spektrum der MaßnallDlen (bis zu 
rund 100 EinzelmaßnallDlen) vor allem auf die Bereiche Ordnungspolitik, Preispolitik, 
(Finanzpolitik), Investitionspolitik (Infrastrukturpolitik) und Flächenoutzungspolitik. Sinnvoll 
ergänzt um organisatorische Maßnahmen, eine erweiterte Öffentlichkeitsarbeit (Werbe-
kampagnen fiir umweltverträgliches Verhalten und fUr die Benutzung umweltfreundlicher Ver-
kehrsmittel), eine gezielte Technologiepolitik (Steigerung der Energieeffizienz der Fahrzeuge, 
der Verkehrs- und Betriebssysteme) sowie eine umfassende Schulung in umweltfreundlicher 
20 Das DIW war bereits mehrfach an der Definition und Ausformulierung derartiger Gesamtstrategien zur 
Vermindenmg negativer Folgewirkungen des Verkehrs beteiligt. Auch Prognos (1991) hat in seiner Maßnah-
menstudie zum Verkehr darauf hingewiesen, daß erst die sinnvolle Zusammenstellung von Maßnahmenbün-
deln die tatsäcblichen COrReduktionsspielräume aufzeigen kann, und deshalb die untersuchten Einzelmaß-
nahmen abschließend in Maßnahmen-Szenarien gebündelt (Szenario "Anreize" führt im Jahr 2005 gegenüber 
dem Trend zur CO.rReduktion um 20 %; Szenario "Regeln" um 46 %). 
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Fahrweise können derartig umfassend zusammengesetzte Maßnahmenbündel beträchtliche 
CO,-Minderungen bewirken. 
Angesichts der kurzen Umsetzungszeit ließe sich durch ein solches Strategieprogramm bis 
2005 zwar "nur" ein Reduktionspotential von rund 30 MiI!. t CO, (-13 % gegenüber Pragnos 
"Referenzfall" 2005) erschließen; längerfristig wären die CO,-Minderungen jedoch beachtlich. 
Eine solche Strategie hätte durch die Vielzahl der aufeinander abgestimmten Einzelmaßnalunen 
den Vorteil, daß sie sich eher durchsetzen ließe. Die Einzelmaßnahmen in dieser Strategie sind 
weniger stark ausgeprägt (dosiert) und daher eher konsensfohig und erstrecken sich auch vor-
wiegend auf die nationale Ebene, so daß ein langwieriger Einigungsprazeß auf europäischer 
Ebene entfallt bzw. weniger schwierig ist. Allerdings sind in einem solchen Konzept auch die 
Bundesländer und die Kommunen (z.B. bei der Parkraumbewirtschaftung) im größeren Um-
fang eingebunden, wobei insbesondere der Flächennutzungspolitik "vor Ort" unter dem Ge-
sichtspunkt der Verkehrsreduktion eine größere Rolle als bisher zukommen muß. 
3.5 Zusammen führung der sektoralen Schätzungen zu Gesamtszenarien 
Bei der Verdichtung der - zunächst parialanalytischen abgeleiteten - sektoralen Schätzungen zu 
gesarntenergiewirtschaftlichen Szenarien kommt es vor allem darauf an, sektorspezifische und 
sektorübergreifende Maßnahmen und deren Wirkungen zu einem konsistenten Bild der ener-
giewirtschaftlichen Entwicklung zusammenzuruhren. Dabei sind iterativ insbesondere die In-
terdependenzen zwischen den Endverbrauchsektoren und dem Umwandlungssektor zu beach-
ten. 
Unter Berücksichtigung dieser Wechselwirkungen lassen sich die wichtigsten Ergebnisse der 
rur Deutschland untersuchten Szenarien wie folgt skizzieren (Ziesing u.a. 1997, vg!. auch Ab-
bildungen 3-9 und 3-10): 
• Im "Ohne-Maßnalmlen-Szenario" würden die CO,-Emissionen im Jahre 2005 um rund 3 % 
niedriger sein als 1990. Dabei stünden kräftigen Emissionsminderungen in der Industrie 
ebenso deutliche Emissionserhöhungen im Verkehr gegenüber. 
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• Im "Mit-Maßnahmen-Szenario" würden die CO,-Emissionen im Jahre 2005 um 14,5 % 
niedriger sein als 1990. Dabei kommt es zu einer überdurchschnittlich starken Emissions-
minderung in der Industrie und im Energiesektor. Aber auch bei den Kleinverbrauchem und 
bei den privaten Haushalten werden sich die Emissionen deutlich reduzieren. Im Ver-
kehrssektor muß jedoch noch mit einer weiteren Zunahme der CO,-Emissionen gerechnet 
werden; im Jahre 2005 dürften sie hier um rund ein Fünftel höher sein als 1990, 
• Das "Mit~weiterell~Maßnahmen-Szenario(( konunt zu dem Ergebnis, daß die 
CO,-Emissionen im Jahre 2005 um knapp 27 % niedriger sein könnten als 1990, Damit er-
scheint also das Ziel der Bundesregierung als grundsätzlich erreichbar. Besonders hohe 
Zielerreichungsbeiträge werden von der Industrie, der Kraftwirtschaft und von den Haus-
halten erwartet: An der absoluten Minderung der CO,-Emissionen im Zeitraum von 1990 
bis 2005 sind die Kraftwerke mit 28 %, die Industrie mit 26 %, die Haushalte mit 14 % und 
die Kleinverbraucher mit knapp II % beteiligt, Im Verkehr kommt es in diesem Szenario 
gegenüber 1990 nur noch zu einem leichten Anstieg der Emissionen. 
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Relative Veränderungen der COz-Emissionen in Deutschland von 1990 bis 2005 
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Im Quervergleich der Szenarien fur das Jahr 2005 zeigt sich folgendes Bild der Maßnahmen-
wirkungen: 
• Im )JMit~Maßnahmen~Szenario" fallen die COrEmissionen um 12 % niedriger aus als im 
"Ohne-Maßnalunen-Szenario". Besonders hohe absolute Beiträge zu dieser Reduktion lei-
sten die Haushalte und der Bereich der Stromerzeugung; ins Gewicht fallen aber auch die 
Beiträge der übrigen Endenergiesektoren Kleinverbraucher, Industrie und Verkehr. 
• Im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" werden die CO,-Emissionen gegenüber dem "Mit-
Maßnahmen-Szenario" um weitere 14 % reduziert. Zu dieser zusätzlichen Verminderung 
tragen vor allem der Energiesektor, der Verkehr sowie die Haushalte bei. 
Wesentliche Erkenntnis der Szenarienanalyse ist, daß sich die Realisierung des Reduktionszie-
les nicht nur auf einige wenige Maßnahmen stützen darf - dies müßte notwendigerweise in den 
betroffenen Bereichen zu übersteigerten Eingriffen fuhren -, sondern den Einsatz komplexer 
Maßnalllllenbündel in allen Bereichen erfordert. Von zentraler Bedeutung fur die Erreichbar-
keit des Reduktionszieles ist aber der zeitliche Aspekt: Nur wenn die notwendigen Maßnahmen 
und Maßnalllllenbündel unverzüglich umgesetzt werden, besteht bei dem kurzen Zeithorizont 
bis 2005 die Chance auf Zielerreichung. 
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4 Schlußfolgerungen 
Energie- und umweltpolitische Maßnahmen sind generell aus zwei Gründen erforderlich: 
Zum einen verursacht der Energieverbrauch durch Umweltbelastungen, langfiistige Kli-
rnaänderungen und den Abbau erschöpfbarer Ressourcen externe Kosten, die in den Prei-
sen filr Energie nicht enthalten sind und deshalb aus gesarntwirtschaftlicher Sicht zu einer 
suboptimalen Nutzung der Ressourcen filhren. 
Zum anderen existieren bei der Energieerzeugung und beim Energieverbrauch rentable 
Potentiale der Energieeinsparung und -substitution, die infolge vielHiltiger Hemmnisse und 
Marktunvollkonunenheiten nicht realisiert werden; hierbei liegen nicht nur Investitionen, 
sondern auch organisatorische und Verhaltensänderungen brach. 
Wirkungsanalysen von politischen Maßnahmen zum Klimaschutz sind erforderlich, um den 
Erfolg der bisherigen Klimaschutzpolitik beurteilen zu können, um - gemessen an einem defi-
nierten Ziel - weiteren politischen Handlungsbedarf zu begründen und um eine geeignete Kom-
bination von Maßnahmen vorzuschlagen. Sie sind auch Bestandteil der nationalen Berichts-
pflicht der Annex I-Staaten im Rahmen der Klimarahmenkonvention. 
Im Vordergrund stehen die Auswirkungen von klimaschutzpolitischen Maßnahmen auf den 
Energieverbrauch und die dadurch bedingten Entissionen von Treibhausgasen. Hierbei geht es 
zum einen um die Schätzung der Wirksamkeit von einzelnen politischen Maßnahmen und zum 
anderen um die Quantifizierung der klimapolitischen Zielerreichung in Politikszenarien im Sin-
ne von bedingten Prognosen. Zur Beurteilung der politischen Optionen sind grundsätzlich auch 
die ökonomischen und sozialen Konsequenzen zu betrachten. 
Grundlegende methodische Probleme 
Methodische Probleme von Wirkungsanalysen bestehen vor allem in folgenden Bereichen: 
Die Wirkungen von politischen Maßnahmen oder Maßnahmenbündeln lassen sich empi-
risch häufig nur schwer von anderen Einflußgrößen isolieren und bestinunten Akteuren 
(z.B. EU, Bund, Länder, Kommunen, Verbände, Unternehmen) eindeutig zurechnen. 
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• Mit dem Einsatz von einigen Instrumenten (z.B. Energiesteuern, Handel mit CO,-
Emissionszertifikaten, grünen Tarifen, kooperativer Beschaffung) korulten noch gar keine 
Erfahrungen im jeweiligen nationalen Kontext gemacht werden. 
• Die Effekte neuer Instrumente (z.B. Umweltfonds mit steuerfreier Ausschüttung in den 
Niederlanden) oder Maßnahmenbündel in anderen Ländern (z.B. das amerikanische Elek-
tromotoreneffizienz-Programm) sind wegen anderer nationaler Rahmenbedingungen nur 
begrenzt oder 1nit großen Unsicherheiten übertragbar. 
• Aufgrund von substitutiven oder komplementären Wirkungsbeziehungen zwischen einzel-
nen Maßnahmen können die Wirkungen von Maßnahmenkombinationen oder Programmen 
nicht einfach als Summe von Einzeleffekten bewertet werden. 
• Besonders schwierig sind die Bewertungen von qualitativen Maßnahmen, die meistens 
auch nur indirekt Investitions- oder Organisationsentscheidungen beeinflussen (z.B. Moti-
vation, Beratung, Fortbildung), möglicherweise aber essentiell fiir die Breitenwirkung ei-
ner anderen Maßnahme sind (z.B. von Verordnungen, finanziellen Anreizen). 
Die bisher vorliegenden Berichte der Regierungen im Rahmen der Klimarahmenkonvention 
beruhen auf unterschiedlichen methodischen Ansätzen. Eine Analyse der ersten Nationalbe-
richte von 25 Vertragsstaaten zeigt im internationalen Vergleich große Unterschiede in der 
Informationstiefe, in der Quantifizierung von Emissionsreduktionspotentialen und ihre sekto-
rale oder nach Einzeimaßnahmen gegliederte Aufschlüsselung, den Untersuchungszeiträumen 
oder auch den Ausgangsdaten. Die Kategorisierung in "umgesetzte" und "geplante" Maßnah-
men ist uneinheitlich. Vorgelagerte Emissionen, z.B. durch Stromimporte, werden kaum einbe-
zogen, und nur in wenigen Fällen werden Reduktionseffekte durch Verhaltensänderungen oder 
durch CO,- bzw. Energiesteuern ermittelt. Die Methoden zur Wirkungsabschätzung von Maß-
nahmen sind vielfach nicht transparent, und es fehlen häufig Angaben über verwendete Model-
le. Die Vergleichbarkeit der Ergebnisse der Nationalberichte ist daher eingeschränkt. 
Der Beitrag rechnergesliilzler Modelle 
Bei modellgestützten Szenarienanalysen sind Simulations- und Optimierungsmodelle zu unter-
scheiden. Während mit Simulationsmodellen die Änderungen von Parametern (z.B. Preisen) 
auf bestimmte Zielgrößen (z.B. Energieverbrauch, Emissionen) auf der Grundlage von Reakti-
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onsfunktionen berechnet werden, dienen Optimierungsmodelle der Ermittlung von 
(überwiegend technikbezogenen) Aktivitätsvektoren (z.B. Kraftwerksstruktur und -einsatz) bei 
vorgegebenen Zielen und weiteren Restriktionen. 
Eine angemessene Interpretation VOll Modellergebnissen setzt die Kenntnis der methodischen 
Grundlagen und Fragestellungen der Modellfonmulierung voraus. Besonders zu beachten ist 
auch, welche Mechanismen im Modell endogen abgebildet und welche Variablen und Rahmen-
bedingungen dem Modell exogen vorgegeben werden. Von nicht minderer Bedeutung ist die 
genaue Kenntnis der empirischen Datenbasis und der Modellannahmen über die künftige Ent-
wicklung von Technik, Kosten, Wirtschaftsstruktur und Verhalten. 
Es gibt allerdings kein Modell, das alle bei der Wirkungsanalyse politischer Maßnahmen rele-
vanten Wechselwirkungen ausreichend abbildet. Erforderlich sind interdisziplinäres Experten-
wissen und systemanalytische Szenarienansätze. 
Kombinierter Ansatz zur Ableitung von Politikszenarien 
Im Rahmen eines kombinierten Ansatzes zur Ableitung von Politikszenarien ist ein Optimie-
rungsmodell (IKARUS) insbesondere im Hinblick auf die Frage angewendet worden, welchen 
(energietechnischen) Handlungsfeldem bei einer weiteren Verminderung von Emissionen in 
Deutschland unter Kostenaspekten Priorität eingeräumt werden sollte. Die energie- und emis-
sionsseitigen Auswirkungen von entsprechenden politischen Maßnahmen sind auf dieser 
Grundlage im Rahmen von sektoralen Expertenschätzungen quantifiziert und in eine übergrei-
fende Szenarienanalyse eingebettet worden. 
Stufen der Wirkullgsanalyse und Szenarienvergleich 
Für detaillierte Wirkungsschätzungen empfiehlt sich eine sektorale Betrachtung, da viele der zu 
analysierenden Maßnalnnen entweder unmittelbar auf bestimmte Sektoren (oder Techniklinien 
wie Kraft-Wärme-Kopplung, Windenergie) abzielen oder zumindest sektorspezifische Wir-
kungsmechanismen aunveisen. Außerdem ist auch die Datenverfiigbarkeit von Sektor zu Sek-
tor unterschiedlich. Die aufExpertenebene durchzufuhrenden sektoralen Wirkungsschätzungen 
orientieren sich grob an den folgenden Analyseschritten: 
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1. Definition, Klassifikation und möglichst genaue Beschreibung der MaßnalUlle oder des 
Maßnahrnenbündels, 
2. Schätzung der Primärwirkungen (Auswirkungen auf umnittelbar von der Maßnahme Be-
troffene, z.B. Investoren und Energieverbraucher), 
3. Schätzung der Sekundänvirkungen (AusstrahJungseffekte, Mitnahmeeffekte usw.), 
4. Schätzung der ausgelösten technischen Maßnahmen (z.B. Errichtung von Anlagen oder 
organisatorische Änderungen), 
5. Berechnung der energiewirtschaftlichen Auswirkungen (z.B. Energieeffizienz- und Substi-
tutionseffekte), 
6. Berechnung der Auswirkungen auf die Emissionen und 
7. soweit möglich weitere (qualitative) Bewertungen der Maßnahme nach umwelt- und ge-
samtwirtschaftlichen sowie sozialen Kriterien. 
Die zunächst partiell abgeleiteten Ergebnisse von sektoralen Analysen werden in einem iterati-
ven Verfahren in "Politikszenarien" überfilhrt. Hierbei geht es zum einen um die Zusarnmenfiih-
rung der Effekte in den Endenergiesektoren auf den Umwandlungssektor (und damit den Pd-
märenergieverbrauch) und dessen Emissionen, zum anderen um gegebenenfalls notwendige 
Korrekturen bei Verletzung von gesetzten Rahrnenbedingungen (z.B. zu hoher Erdgasbedarf) 
sowie um die konsistente Abstimmung der Wirkungsschätzungen zwischen verschiedenen 
Sektoren und ergänzende Einschätzungen von sektorübergreifenden Synergieeffekten (z.B. 
Fortbildung, Motivation im Sektor Kleinverbraucher auf das Verhalten von privaten Haushal-
ten). 
Es werden - in Anlehnung an die Anforderungen der Nationalberichterstattung - drei Szenarien 
unterschieden: ein hypothetisches "Ohne-Maßnahmen-Szenario", ein "Mit-Maßnahrnen-Szena-
rioH, das einer Referenzentwicklung entspricht, und ein "MitNweitereuMMaßnahmen·Szenario", 
das eine Erreichung des angestrebten klimapolitischen Zieles ermöglichen könnte. 
Bei der Interpretation der Ergebnisse von derartigen Szenarienanalysen ist generell zu beach-
ten, daß die Aussagefahigkeit quantitativer Analysen maßgebend von der Qualität der zugrun-
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de liegenden Daten abhängt. In energiewirtschaftlichen Zukunftsanalysen sind technische Pa-
rameter, Kostengrößen und die rur den Energiebedarf relevanten Ralunendaten der gesamt-
wirtschaftlichen und demographischen Entwicklung stets mit Unsicherheiten behaftet, die mit 
der Weite des Analysehorizontes zunehmen. Es kommt hinzu, daß im Zeitablauf die direkten 
Wirkungen politischer Maßnahmen abklingen, während indirekte Effekte, die allerdings nur mit 
größeren Unsicherheiten zu schätzen sind, eher noch zunehmen. Dies gilt insbesondere rur die 
längerfristigen Wirkungen auf technischen Fortschritt, Marktentwicklung und Lebensstil. An-
dererseits kommen bei einer längerfristigen Betrachtung aus technischen, sozio-ökonomischen 
und politischen Grtinden grundsätzlich größere Änderungen des Energiesystems in Betracht als 
in einer auf wenige Jahre beschränkten Analyse. 
Politische Schlußfolgerungen 
Ein wichtiges Ergebnis der rur Deutschland durchgeruhrten Szenarienanalyse von Wirkungen 
politischer Maßnahmen zum Klimaschutz besteht darin, daß sich Klimapolitik aus Gründen der 
Wirksamkeit nicht auf einige wenige Maßnahmen beschränken darf, sondern komplexe Maß-
nahmenbündel in allen Bereichen erfordert. 
Aus dem Vergleich von Mit-Maßnahmen-Szenario und Ohne-Maßnahmen-Szenario läßt sich 
ein deutlicher Beitrag der bisher ergriffenen Maßnalunen zur Verminderung von Emissionen 
ablesen. Für das gesteckte Ziel sind aber weitere Maßnahmenbündel nötig. Das Mit-weiteren-
Maßnahmen-Szenario belegt, daß in Deutschland bis zum Jahr 2005 eine Reduktion der CO,-
Emissionen um etwa 25 % gegenüber 1990 möglich wäre. Solche weiteren Maßnahmen müs-
sen aber unverzüglich umgesetzt werden, um die Reduktion im angestrebten Zeitraum realisie-
ren zu können. 
Politik zum Schutz des Klimas ist national und international ein kontinuierlicher Prozeß, dessen 
künftiger Verlauf noch offen ist. Deshalb können Szenarienanalysen zur Bewertung von An-
strengungen der verschiedenen Akteure nur Momentaufuahmen sein, die keine abschließende 
Beurteilung liefern, sondern Hinweise geben sollen, wie der Weg zum Schutz des Klimas fort-
gesetzt werden kann. 
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Wirkungs analysen klimaschutzpolitischer Maßnahme sollten vor diesem Hintergrund - trotz 
mancher Probleme der Quantifizierung und Zurechnung von Politikeffekten - künftig regelmä-
ßig durchgefiihrt werden. Dabei geht es in erster Linie um die Evaluation des nationalen Min-
derungsprogrannnes im Vergleich zu den Zielsetzungen, wobei identifizierte Lücken - unter 
Beachtung sämtlicher Akteure - in "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenarien" geschlossen und 
längerfristige Perspektiven in die Analyse einbezogen werden sollten. Im Hinblick auf die inter-
nationale Auswertung von Wirkungsanalysen der Klimaschutzpolitik ist vor allem aufTranspa-
renz und Vergleichbarkeit der Analysen zu achten. 
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